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Unser Chef-Layouter liegt im 
sonnigen Süden und hat uns 
diesmal die Fertigstellung des 
Heftes überlassen. Die paar 
Seiten im Heft zu setzten, war ja 
kein Problem, aber daß wir nun 
auch noch das Editorial schrei- 
ben müssen, läßt uns ja fast ab- 
kippen. Und das auch noch um 
0.49 Uhr, das Bier ist alle, die 
Jungs vom Pizzadienst können 
uns schon nicht mehr sehen 
und ihr habt den fünften Ge- 
burtstag vom ZORO verpaßt. 
Hauptact dieses Heftes ist der 
Text über die alternative Woh- 
nungsgenossenschaft Conne- 
witz. Kritische Stimmen zu die- 
sem Thema hat es ja schon lan- 
ge gegeben. Wir hatten auch 
schon im Juni-Heft letzten Jahres 
mit dem Artikel „Kippt die OBM- 
Vorlage” den Versuch gemacht, 
sie in der Luft zu zerreißen. Nun, 
ein knappes Jahr später, sind 
wir über ein : „Im Prinzip Ja!” 
nicht hinaus. Denn die Genos- 
senschaft hat natürlich eine ge- 
wisse delikate Bedeutung. Wird 
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doch in diesem ganzen Hick 
Hack mit der Stadt eine öffent- 
liche Auseinandersetzung eher 
gebremst, als daß das Thema 
„Das Leben in die eigenen 
Hände nehmen.” wieder aufzu- 
kochen. Nun gut. 

Auch drin ist ein Text, der auf 
dem ersten Blick von nieman- 
dem, auf dem zweiten jedoch 
von der KAHINA stammt. The- 
ma ist die Razzia im Asylbe- 
werberheim in Bahren, in dem 
ausschließlich KurdInnen le- 
ben, und in einer Wohnung in 
Leipzig. Von einem daran an- 
schließendem Hungerstreik, 
mit dem die Kurden unter an- 
derem gegen die völlig überzo- 
gene Razzia protestieren, wird 
in den bürgerlichen Medien 
nur mit der üblicherweise da- 
mit verbundenen Kriminalisie- 
rung berichtet. Zu lesen ist zu- 
dem, daß die 12 Hungerstrei- 
kenden zur Zeit unter dem 
Schutz eines Pfarrers, der sei- 
ner Sache auch nicht so sicher 
ist, stehen und seitens der Poli- 


PHANTASIE UND Praxis 

46 __DBUCHBESPRECHUNG: 
WIE WEIBLICHE FREIHEIT ENTSTEHT 9 

48 __RUNDUMSCHLAG 

50 Der Baur ıst run! 

58  Fıirmriß 

60 _STOoPPoK - Das INTERVIEW 

6l KREUZWORTRÄTSEL 


62 MiLde KLÄngE 
63 Anımaı Man: 7 
ER RETTET TIERE AUS FUN! 


zei ruhig weiterspielen dürfı 
solange der Protest friedlich 
bleibt. Fragt sich, wie friedlich 
ist eigentlich ein Hungerstreik? 
In der Berichterstattung werden 
der politische Hintergrund be- 
wußt heruntergespielt und die 
Forderungen vernachlässigt. 
Gerade deshalb finden wir es 
wichtig, das Thema aufzugrei- 
fen und zu politisieren. 
Unser Heft hat eine neue Ru- 
brik. Wir haben sie Kurzmeld 
gen genannt. 
Außerdem ist der schon im | 
ten Editorial angekündigte ? 
zur Problematik Geld und 
sen, als Reaktion auf den 
letzten Heft veröffentlichter 
zentauschartikel drin. G 
hat er uns drei Bärenfelle 
vier zusätzliche Seiten m 
Nummern. Aber immerhin 
ben wir damit zwei Flieg, 
drei Klappen geschlagen, 
Und damit sind wir beim 
Mai. Dazu findet ihr in die 
Heft nicht allzuviel. Das lie 
daran, das wir keine Lust 
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ten, ewig viel Energie in einen 
1.Mai-Artikel-Aufruf zu stecken, 
und das Erscheinen des Heftes 
(wie in der Regel) erst am 1./2. 
Mai passiert. Außerdem gab es 
schon viele verschiedene Pla- 
kat-, Aufkleber- und Flugblatt- 
aktionen zur Mobilisierung ge- 
gen die geplante Fascho-Demo. 
Also wer bis dato noch nicht 
weiß, wo und was die Nazis am 
1.Mai hier in Leipzig geplant 
haben und warum, wie und wo- 
zwischen man/frau was dage- 
gen tun kann, dem würde auch 
kein Klarofix-Artikel mehr hel- 
fen. Und daher haben wir uns 
gedacht, daß wir lieber im 
nächsten Heft, auch als Doku- 
mentation, über die Gescheh- 
nisse am besagten Tag berich- 
ten, Einschätzungen verschie- 
dener Gruppen abdrucken und 
den ganzen Aufriß machen. 


Das wars. Ende. Schluß. 


#darofix bietet Gruppen, Personen und Organisatio- 
nen ein monatliches Podium, um Informationen, Standpunk- 
te und Diskussionsbeiträge zum politischen Geschehen in 
Stadt und Region über Themen jenseits der “Aufbau-Ost” 
Jubelberichterstattung und jenseits der Kommerz- und 
Yuppiekultur einer breiten Öffentlichkeit anzubieten. Es öff- 
net sich vor allem Themen, die von anderen regionalen Me- 
dien ausgespart, verschwiegen oder verfälscht dargestellt 
werden, weil sie entweder nicht ins herrschende Meinungs- 
bild passen, weil sie nicht den entsprechenden verkaufsför- 
dernden Sensationscharakter besitzen, oder weil sie unbe- 
queme Widersprüche und Problemfelder im gesellschaftli- 
chen Alltag aufzeigen. 

Klarofix begreift sich nicht als Zentralorgan einer konkreten 
politischen Gruppierung oder Organisation und wird von al- 
len Helfer/innen und Mitarbeiter/innen unentgeltlich herge- 
stellt. Der veranschlagte Preis stellt ausschließlich den Ma- 
terialpreis zur Herstellung eines Heftes dar, alle inhaltlichen 
Zuarbeiten, die Herstellung, der Vertrieb, sowie die techni- 
schen Hilfsmittel werden unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 
Alle im Heft erschienen Beiträge stellen, wenn nicht anders 
gekennzeichnet, die Meinung des/r Autors/in/innen dar. 

Wir bedanken uns bei allen Autor/innen, Helfer/innen und 
Freund/innen, die durch ihre Mithilfe das Erscheinen der vor- 
liegenden Ausgabe ermöglicht haben und hoffen, daß Klarofix 
seinen Leser/innen Spaß macht und Ansatze aufzeigt, um 
die Entwicklungen, die uns wichtig sind, selbst mitzubestim- 
men. DRUCK, Leipzig 


ABSCHIEBEN! 
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Neue Beweismittel: Bahrener PKK-Terrori- 
sten-Asyl-Betrüger wollten i in Sachsen eige- 
nen Staat errichten! 
Pfarrer K. Reuz (67) „Um Gottes Willen!“ 


Brutale Szenen im 
kurdischen Wehsportlager 


Taktisch-logistische 
Ausbildung der PKK-Kader 


Fotos: Kurdische Männer im sächsischen Flüchtlingsheim Bahren bei Freizeitbeschäftigungen. 
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Die Ausbeute der Razzia war enorm! Ganze 
3000,- DM konnten durch die Beamten sicher- 
gestellt werden! In einem der wenigen soliden 
Presseberichte heißt es dazu: 

„Dann ein Mann mit Brille. Typ Bio-Lehrer. 
Er sagt, das Geld, das angeblich Spenden für 
die PKK sein sollen, hat er von seinem Cousin 
überwiesen bekommen. Es sind genau 2722,50 
Mark. Er könne das mit dem Überweisungs- 


Zu den Razzien gegen kurdische Flüchtlinge in 


Eigentlich lief in Bahren alles gut. Das nahe Grimma gelegene Heim wurde vornehm- 
lich von Kurden aus der Türkei bewohnt. Bahren war anders als andere Heime, in 
denen durch die Zusammenpferchung von Flüchtlingen aus verschiedenen Ländern, 
verschiedener ethnischer und religiöser sowie sehr verschiedener politischer Anschau- 
ung und durch die unerträgliche Situation des Isoliertseins durch Draht und Aufenthalts- 
beschränkungen sowie durch das ergebnislose Warten, häufig der kleinste Anlaß zu 
großen Konflikten führt. In Bahren beschlossen kurdische Flüchtlinge, ihr Heimleben 
zum Teil selbst in die Hand zu nehmen. So bestand, als wir vor mehr als einem Jahr die 
ersten Kontakte zu den Flüchtlingen hatten, bereits ein Komitee, das anstelle der übli- 
m ee und individuellen Paketausgabe die Verteilung der Lebensmittel 
sowie die Reinigung der Küchen und Toiletten organisierte. Außerdem legten die Heim- 
bewohner Geld zusammen, um gemeinsame Gäste aus Grimma und anderswoher zu 
bewirten, oder gemeinsam zu kurdischen Festivals in Westdeutschland zu reisen. Trotz 
der guten Kontakte zu den Deutschen in Bahren, trotz der Besuche oder gemeinsamen 
Fußballspiele mit deutschen Jugendlichen, blieben in der Vergangenheit einige auslän- 
derfeindliche Anpöbelungen und Übergriffe nicht aus. Für die Kurden aus Bahren, 
aber auch für viele Kurden aus Leipzig Grund genug, an der antifaschistischen Mas- 
sendemonstration in Wurzen teilzunehmen. Während der Demonstration kam es zu 
einer Auseinandersetzung mit dem Kulturattach& des türkischen Konsulats von Leip- 
zig, der von einem Mann „fürs Grobe‘ begleitet wurde. Geschützt durch deutsche Bul- 
len versuchten die beiden nicht gerade unauffälligen Herren, die kurdischen Demon- 
stranten zu fotographieren. In der Vergangenheit hatte sich das türkische Konsulat 
gegenüber den für Ausländerfragen verantwortlichen Behörden in Grimma sehr inter- 
essiert gezeigt. Das LKA gab nach der am 2.April durchgeführten Razzia in Bahren zu, 
daß seit längerer Zeit das Telefon in Bahren abgehört wurde. Ohne Anhänger von 
Verschwörungstheorien zu sein, stellt sich die Frage, seit wann genau hinsichtlich des 
Heimes in Bahren zwischen deutschen und türksichen Stellen Hand in Hand gearbeitet 
wird. 


ttwoch, der 2.April 1997 

Parallel zu einer Hausdurchsuchung in Leip- 
zig, bei der das Zimmer eines angeblichen 
PKK-Verantwortlichen von Sachsen, nach Mit- 
gliederlisten, Spendengeldern und Propagan- 
damaterial durchfühlt wurde, stürmten 230 
Angehörige des SEK und der Terrorismus- 
bekämpfung unter Regie des LKA das Asyl- 
heim Bahren. Scheiben gingen zu Bruch und 
verletzten mehrere Flüchtlinge. Die Kurden 
wurden aus den Betten gezerrt, einige mußten 
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sich ausziehen, anderen wurde eine Pistole an 
die Schläfen gehalten. Ein Kurde berichtet spä- 
ter, daß er mehrere Stunden unbekleidet auf 
dem Hof ausharren mußte. Begeitet von 12 
Dolmetschern durchkämmte das LKA die Räu- 
me; wiederum auf der Suche nach Mitglieder- 
listen, Spendengeldern- und -quittungen sowie 
Propagandamaterial. 18 Kurden wurden vor- 
übergehend festgenommen, und schon einen 
Tag später wieder freigelassen. Die Heimleite- 
rin wurde beurlaubt. 


schein beweisen. Das Geld war für eine Fahr- 
schule.“ (Jens Rometsch, LVZ/MTL 12./ 
13.April 1997) 

Auch dieAusbeute an Propagandamaterial, die 
das LKA mit nach Dresden nehmen konnte, 
war beeindruckend: türkischsprachige Bücher 
des PKK-Chefs Öcalans, die in der Türkei so- 
gar in Straßenläden erhältlich sind und ein 
Printprodukt, das mit Sicherheit gegen das 
Vereinsverbot vom November 1993 verstößt: 
ein Buch über Georgie Dimitrow. 

Der jedoch bedeutendste Fund ist der einer 
Faustfeuerwaffe „M 74“, die weiter weg vom 
Heim sichergestellt wird sowie zwei nicht an- 
meldungspflichtige Schreckschußpistolen, die 
das LKA zunächst liegen läßt, am nächsten Tag 
jedoch zurückkehrt und „sichert“. Das beein- 
druckende Waffenarsenal schließlich wird der 
Presse als unwiderlegbarer Beweis dafür ver- 
kauft, daß das „Asylantenheim (...) der 
vebotenen Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) als 
Stützpunkt“ diente. 

In einer erst am 4. April veröffentlichten Pres- 
semitteilung erklärt das LKA, daß das Heim in 
Bahren „Ausbildungs- und Schulungszentrum 
der PKK im Freistaat Sachsen“ gewesen sei. 
Und der Pressesprecher Uwe Pradel behauptet 
am selben Tag gegenüber MDR-Info: 

„Von dort (Bahren) gingen eine Vielzahl von 
Aktivitäten im Sinne des Kampfes der PKK 
gegen die Türkei aus.“ 

Wir stellen uns vor: Zwischen den monatlichen 
Terminen für die Auszahlung des Taschengel- 
des zieht ein Trupp fanatischer Kurden bei 
Nacht und Nebel los, gelangt auf Wegen, die 
strengster Geheimhaltung unterliegen, in die 
Türkei, führt dort Anschläge durch und kehrt 
wieder zurück. Oder aber: Die „geschulten 
PKK-Kämpfer“ aus Bahren ziehen auf Befehl 
von oben los, um in der Bundesrepublik An- 


schläge gegen türkische Einrichtungen durch- 
zuführen. Das und nichts anderes suggeriert ein 
Wort wie „Stützpunkt“, zumindest wenn es im 
Zusammenhang mit der PKK genannt wird. 
Obwohl es in Sachsen nie einen vom LKA so 
zugeordneten Anschlag gab, sollen die Bürger 
des Freistaates Sachsens sich bedroht fühlen. 
Und prompt fragt MDR-Mitarbeiter Mario 
Hille: 


Sachsen 


„Das ist aber jetzt vorbei?“ 
Darauf die wenig beruhigende Antwort von 


Pradel: „Das hoffen wir. Zumindest dort. Wir 


können nicht garantieren, daß nicht andernorts 
ähnliche Strukturen wie Pilze aus dem Boden 
wachsen.“ 


Noch ein Wort zur deutsch-türkischen Zusam- 
menarbeit. Die Kurden in Bahren berichteten, 
daß während der Razzia die 12 bestellten tür- 
kischen Dolmetscher ihre Befugnis als Über- 
setzer überschritten. Ähnlich wie bei der Haus- 
durchsuchung in Leipzig, wo der bestellte Dol- 
metscher selbständig im Zimmer herumschlich 
und den LKA-Beamten „verbotene Bücher“ 
aufdrängelte, die diese übersehen hatten, tra- 
ten hier die Dolmetscher in Aktion. Sie führten 
eigenständig Befragungen der kurdischen 
Flüchtlinge durch und beschimpften sie. Dazu 
muß erklärt werden, daß in der Türkei speziell 
Türken und Kurden als Dolmetscher ausgebil- 
det werden, um in Deutschland bevorzugt beim 
Dolmetschen in Asylverfahren eingesetzt zu 
werden. Abgesehen von erfahrungsgemäß 
schlechten, das heißt den Flüchtlingen zum 
Nachteil gereichenden Übersetzungen, darf 
davon ausgegangen werden, daß über diesen 
Weg Informationen an die türkischen Konsu- 
late und an den türkischen Geheimdienst MIT 
weitergegeben werden, ohne daß sich die Deut- 
schen die Hände schmutzig machen müßten. 
Die Namen der festgenommenen Kurden lie- 
gen nun auch dem Konsul vor. Die betroffe- 
nen Kurden fürchten zurecht, daß ihre Famili- 
enangehörigen in derTürkei Repressionen aus- 
gesetzt werden können. Und sie fürchten zu- 
recht, daß im Falle ihrer eigenen Abschiebung 
sie mit Repressionen zu rechnen haben. 


Allein die Tatsache, daß das LKA zu der Raz- 
zia in Bahren erst zwei Tage später, zu der Haus- 
durchsuchung in Leipzig bislang überhaupt 
nicht Stellung genommen hat, deutet darauf 
hin, daß der vom LKA als Erfolg in der Be- 
kämpfung von Ausländerextremismus nichts 
als heiße Luft ist! 

Das Gericht hatte die Durchsuchungs; 
beschlüsse nicht mit Vermutungen sondern mit 
angeblichen Tatsachen begründet. Vom Heim 
in Bahren hieß es, es „ist“ ein Zentrum der 
PKK, von dem von der Hausdurchsuchung in 
Leipzig betroffenen Kurden hieß es, er „ist“ der 
PKK-Verantwortliche in Sachsen. Letzteres ist 
schon deshalb absurd, weil in 
Verfassungsschutzpapieren nachzulesen ist, daß 
die PKK östlich der Elbe nur eine regionale 
Struktur „Ost“ hat, nicht aber eine nach Bun- 
desländern organisierte. 

Auch die Tatsachen, daß die Flüchtlinge aus 
Bahren schnell wieder aus dem Gefängnis ent- 
lassen wurden und daß gegen den vermeintli- 
chen PKK-Verantwortlichen von Sachsen kei- 
ne weiteren Maßnahmen ergriffen wurden, zei- 
gen, daß die angeblichen Beweise nichts be- 
weisen. Was auch sollten sie beweisen? Da or- 
ganisieren Kurden ihren Heimalltag selbst, neh- 
men an kulturellen Festivals statt, die nicht unter 
das Vereinsverbot fallen und werden dafür zu 
„Lerroristen“ gestempelt, die einen „Stütz- 
punkt“ unterhalten würden. Auch der Verweis 
des LKA darauf, daß zwischen der PDS und 
den Kurden enge Beziehungen bestehen wür- 
den, was sich schon in der Beteiligung der 
Kurden auf der Demonstration in Wurzen zei- 
ge, entbehrt nicht einer gewissen Ironie. Die 
Durchsuchung nämlich wurde durch die 


SOKO-Rechtsextremismus vorgenommen. 
Freilich, nach den Buchstaben des Ausländer- 


« gesetzes ist es Flüchtlingen und Exilanten ver- 


boten, sich politisch zu betätigen. Es ist jedoch 
nur all zu gut zu verstehen, wenn sich Flücht- 
linge gegen rassistische Übergriffe wehren, 
bevor sie ihnen völlig zum Opfer fallen. 
Wurzen war nicht die erste antifaschistische De- 
monstration in Sachsen, an der sich Ausländer 
beteiligten. Und die Kurden aus Bahren sind 
auch nicht die einzigen Kurden in Sachsen, die 
zu ihren Musikfestivals in den Westen reisen 
oder sich Plakate mit PKK-Märtyrern an die 
Wand hängen. Im Übrigen gab es in den ver- 
gangenen Wochen und Monaten häufiger 
Durchsuchungen von Zimmern türkischer Kür- 
den in'sächsischen Asylheimen. Im Falle von 
Bahren aber ist es ein ganzes Heim, in dem 
Flüchtlinge versuchen, mit der ihnen aufge: 
zwungenen Situation der Massenunterkunft 
fertig zu werden. Und es ist eine eben größere 
Gruppe von Flüchtlingen, die sich als politi- 
sche Flüchtlinge betrachtet und in Deutschland 
nach politischen Kontakten sucht. So lange eine 
Gruppe von afghanischen oder irakischen 
Flüchtlingen für sich allein bleibt oder besten- 
falls kulturelle Veranstaltungen mit örtlichen 
Flüchtlingsinitiativen unternimmt, interessieren 
sich Staat- und Verfassungsschützer nicht für 
sie, Es sei denn, es handelt sich um islamistische 
Extremisten. Wenn aber irakische Kurden oder 
Iraner beginnen, sich politisch zu organisieren 
und nach deutschen politischen Kontakten su- 
chen, werden sie observiert. Im Falle von Kur- 
den aus der Türkei ist die Situation extremer, 
da die größte, sie repräsentierende Bewegung, 
die PKK, in Deutschland verboten ist. Die Un- 
terdrückung von exilpolitischer Tätigkeit und 
Bewegung der Kurden aus der Türkei wird 
heute noch stärker betrieben als die Unterdrük- 
kung von in den 70er und 80er Jahren verbote- 
nen linken palästinensichen Bewegungen. 

Die Lokalpresse von LVZ bis Bild und die Zeit- 
schrift Focus Pokus ereiferten sich in den Ta- 
gen nach der Razzia darin, daß die Kurden aus 
dem „PKK-Stützpunkt‘ beste Beziehungen zur 
PDS, namentlich Steffen Tippach und dessen 
Regionalbüro hätten. Die Konstruktion einer 
extremistischen Verbindung zwischen PDS und 
PKK entbehrt nicht einer gewissen Lächerlich- 
keit. Es wäre gerade so, als würde man Lummer 
bezichtigen, durch seine Gespräche mit dem 
PKK-Chef Öcalan die disputarische Grundla- 
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ge für eine gemeingefährliche Verschwörung 
gegen die freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung geschaffen zu haben. Von CDU bis 
Bündnis90/Die GRÜNEN, von Focus, über 
Spiegel bis zum ARD gab und gibt es zahlrei- 
che Kontaktaufnahmen mit dem in Damaskus 
sitzenden PKK-Chef. PDS-Abgeordnete oder 
hohe Funktionäre sind bislang zu ihm nicht 
vorgedrungen. 

Indes, die Razzien erfolgten zu einem Zeit- 
punkt, in dem es zwischen Ankara und Bonn 
nicht nur knisterte, sondern ein offener 
undiplomatischer Schlagabtausch geführt wur- 
de. Vor dem Hintergrund mehrerer rassistischer 
Anschläge auf türkische Wohnungen und dem 
bis dahin noch ungeklärten Tathergang der 
Morde in Krefeld sowie vor dem Hintergrund 
einer kulturchauvinistischen Äußerung Helmut 
Kohls bezüglich des zivilisatorischen Entwick- 
lungsstadiums der türkischen Gesellschaft, sah 
sich Bonn (oder vielmehr Wiesbaden, „Stütz- 
punkt“ des BKA) vielleicht in Handlungs- 
zwang. Am 1. April wurde ein vermeintlicher 
PKK-Funktionär in Berlin festgenommen, ei- 


nen Tag später die Razzien in Sachsen. Aber 
wie schon oben festgestellt: der Einsatz in Bah- 
ren scheint auch aus Sicht des LKA wenig Er- 
folg gehabt zu haben, bei allen gegenteiligen 
und für die Medien servierten Behauptungen. 
In der Pressemitteilung des LKA hieß es fer- 
ner, gegen mehrere Dutzend Kurden, die zur 
Zeit der Razzia nicht im Heim waren, würden 
Verfahren wegen Verstoß gegen die 
Aufenthaltsbeschränkungen eingeleitet. Eine 
lächerliche Lapalie, wenn es dem LKA doch 
angeblich gelungen sei, ein „Ausbildungs- und 
und Schulungszentrum der PKK“ auszuheben! 


» 


Am 4. April entschlossen sich die Kurden spon- 
tan zu einer Demonstration, um gegen den 
Überfall auf ihr Heim und gegen die Verun- 
glimpfung als „Terroristen“ zu protestieren. Seit 
dem 13. April befinden sich 12 kurdische 
Flüchtlinge im Hungerstreik. Die Frauenkirche 
von Grimma gibt ihnen vorerst Schutz. Wäh- 


rend des Hungerstreikes werden an Medien, 
Schaulustige und andere Flugblätter verteilt. 
Die Hungerstreikenden fordern, daß das Land- 
ratsamt von der geplanten Umverteilung der 18 
Kurden, die nach der Razzia festgenommen 
wurden, absieht. Sie fordern die Herausgabe 
der beschlagnahmten Bücher, des Geldes und 
der Gegenstände, darunter ein Kleintranspor- 
ter, mit dem die Heimbewohner gemeinsame 
Einkäufe in Grimma erledigt hatten. Und sie 
fordern, daß wie bisher, daß Taschengeld mo- 
natlich ausgezahlt wird, damit die Flüchtlinge 
selbst besser darüber verfügen können. Die auf’ 
einem Flugblatt zuletzt genannte Forderung 
lautet: 


„Die Türkei führt gegen das 
JAurdische Volk einen schmuns- 
zigen Krieg. Wir aber wollen 

mit den Völkern der Erde in 

Frieden und Freiheit zusam- 

menleben. Deshalb fordern 
wir die Beendigung des Krie- 
ges. Wir hoffen auf die Unier- 
stützung der demokratischen 

Öffentlichkeit in der Bundes- 

republik Deutschland.” 


Am 21.08.1996 beschloß die Ratsversamm- 
lung der Stadt Leipzig ein 42-seitiges Papier, 
welches bald, einer Wolke ungeklärter Abwäs- 
ser gleich, über Boomtown Ost umher- 
schwirren sollte. Die Rede ist von jener be- 
rühmten OBM-Vorlage, die 16, zum Teil ehe- 
mals besetzten, Häusern eine ruhige Zukunft 
als Eigentum der „Alternativen Wohn- 
genossenschaft Connewitz“ sichern sollte. Aus 
Sicht der Genossenschaft könnte sich das Gan- 
ze heute, 9 Monate später, als Fehlgeburt her- 
ausstellen, denn die Stadt hat erreicht, was sie 
wollte: ein Großteil jener ominösen Conne- 
witzer Kraft, durch die sie inAngst und Schrek- 
ken versetzt wurde, ist kanalisiert und rinnt als 
beschauliches Bächlein auf die Mühlen der 
Amtsbürokratie. Bevor wir jedoch’ordentlich 
mit Dreck werfen, wollen wir etwas im Unrat 
rühren. 

Am Anfang war der Plan. Vom Rat mehrheit- 
lich abgenickt (daß die CDU damals freund- 
lich mitspielte, ist kaum jemandem richtig auf- 
gestoßen), beinhaltet er ein 1995 beginnendes 
Konzept in 3 Phasen, das besagt, daß ’96 schon 
10 (Zehn) Häuser durch die Stadt gekauft wer- 
den, bei vier von ihnen - Stöckartstrasse 11, 7/ 
9, Auerbachstrasse 2 und Hermannstrasse 4 - 
sollte im selben Jahr Sanierungsbeginn sein. 
Bei zwei weiteren Häusern - Stöckartstrasse 3/ 
5 und Herderstrasse 9 - war dies für ’97 ange- 
dacht und bei den restlichen sollte der Ham- 
mer ab ’98 geschwungen werden. Soweitsogut 
und alle harrten freudig der Dinge, die dakom- 
men sollten. Nachdem nun dem Plan mit christ- 
lichem Segen der Lebensodem eingehaucht 
underins raue Leben gestoßen wurde, um sich 
dort zu bewahrheiten, kam alles wie es kom- 
men sollte. Nämlich mit den Füßen zuerst. Von 
den 5 Punkten des damaligen Beschlußvor- 
schlages (Vorlage DB Nr.: 117/96) wurde der 
letzte allereiligstens umgesetzt. In dem steht 
nämlich, erstmal „Ja“ sagen und alles weitere 
„wird anhand von Einzelvorlagen entschie- 
den‘. Daß die OBM-Vorlage den Wert von Klo- 


Aufgeditscht? 


Eine Meteorologie des Leipziger Südens 


papier nur in derAnschaffungsmühe übersteigt, 
das pfeifen die Spatzen von allen Dächern. 
Zwar ist die Vorlage soetwas wie eine politi- 
sche Grundsatzentscheidung, die die Verwal- 


tung nur noch auszuführen bräuchte, aber das 
würde voraussetzen, daß hinter dieser Entschei- 
dung auch gleichlautender Wille steht. Die Be- 
mühungen bei der „Umsetzung der jugend- und 
wohnungspolitischen Leitlinien der Stadt Leip- 
zig“, mit dem Ziel: „Erhalt und Entwicklung 
alternativer Jugend-, Kultur- und Wohnprojekte 
am Beispiel des Stadtteiles Connewitz‘ beste- 
hen jedoch im konsequenten Befolgen der al- 
ten Volksweisheit: Gut Ding will Weile. Da 
nimmt die Stadt in Gestalt des Jugendamtes (im 
folgenden JA) die Gelegenheit, Häuser zu sym- 
bolischen Mieten zu bekommen, nicht wahr - 
z.B. ZORO - und es stellt sich heraus, daß die 
für Mietverträge zuständige JAlerin bis vor kur- 
zem nichts von dem Stadtratsbeschluß zum 
Kauf der Häuser wußte. Die Stadt blockiert - 
im Falle der Stöckartstrasse 7/9 - seit wenig- 
stens 2 Jahren die Sanierungsbestrebung von 
Bewohnern und Erben, zu der sie lediglich hätte 
zustimmen müssen. In anderen Fällen gibt es 


zwischen ihr und Hauseigentümern keinen 
Kontakt, geschweige denn, werden Verhand- 
lungen bezüglich des Kaufes gesucht. Die 
Stöckartstrasse 6 und 16 sind inzwischen Ei- 


gentum einer Immobilienfirma, die Noch- 
Mietverträge laufen aus und nichts passiert. Ei- 
nem anderen Eigentümer, der seine Kuchen- 
bude seit 2 Jahren loswerden will, jedoch im- 
mer wieder vertröstet wird, geht schließlich 
auch auf, daß er von der Stadt ordentlich auf 
den Mops geladen wird. Als er dann mal wie- 
der nachfragt, wird ihm eröffnet, daß die Stadt 
eigentlich keinen rechten Bock mehr hat, die 
Vorlage umzusetzen. Doch um das gute Ver- 
hältnis zu den entscheidungstragenden Behör- 
den (und spätere Geschäfte) nicht zu gefähr- 
den, wird von den Hausbesitzern gute Miene 
zum bitterbösen Spiel gemacht. Höchstens hin- 
ter vorgehaltener Hand werden ein paar defti- 
ge Andeutungen gemacht, ansonsten wird die 
gute Zusammenarbeit mit der Stadt geheuchelt. 
Allein dem Eigentümer der Stöckartstrasse 3/5 
platzt langsam der Kragen. Beim Erscheinen 
dieses Heftes werden wir wissen, ob er sich an 
die Öffentlichkeit gewagt hat oder sich wieder 


KlaroFix 5/97 WW, 


hateeinlullen lassen. Dain diesem Fallnoch wei- 
tere Erben am Firnament erscheinen, könnte es 
mit einem Verkauf sowieso bald Essig sein. Für 
die Bastion 3/5 stehen die Zeichen eh auf 
Schleifen bis zu den Grundmauern. Ein ent- 
sprechendes Gutachten ist schon erstellt. Ir- 
gendwie muß der größte Störfaktor ja beseitigt 
werden. 

Auf ganzer Breite der Verwaltungsebene wird 
verschleppt und versucht, die denkbar schlech- 
testen Voraussetzungen für die Übernahme der 
Häuser durch die Genossenschaft zu schaffen. 


‘Dies geschieht zum Beispiel bei der 


Stöckartstrasse 4-+ Schellenberghaus in der Art, 
daß sich die DSK zickig bei der Grundstücks- 
teilung anstellt und beide Häuser nur zusam- 
men an die Genossenschaft abgeben will. 

Oder indem das Amt für Stadtsanierung und 
Wohnungsbau (ASW) und das Bauordnungs- 
amt eine erforderliche Grundstücksteilung bei 
der Stöckartstrasse 11 verzögern, womitder an- 
gedachte Hauskauf verhindert wird. Schon 
zum zweiten Mal verschwanden bei der zustän- 
digen Behörde in diesem Zusammenhang der 
Lageplan samt Teilungsantrag der Genossen- 
schaft, bzw. wird dem Eigentümer seitens des 
ASW nahegelegt, das gesamte Gebäude als 12. 
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Eigentumswohnung seines Eckneubaues 
Bornaische Str. zu verkaufen. Oder bei der 
Herderstrasse 9, immerhin Pilotprojekt der gan- 
zen Chose, wo auf rätselhafte Weise weder das 
Vorkaufsrecht wahrgenommen (siehe Kasten!), 
noch ein Antrag auf Fristverlängerung gestellt 
wurde. Inzwischen ist die Herderstrasse 9.von 
ihrer alten Besitzerin an die Immobilienfirma 
DUKRA gegangen. Diese ist zwar auch bereit, 
an die Stadt zu verkaufen - wobei der Preis in- 
zwischen um 40.000 DM stieg, versteht sich - 
behält sich jedoch’vor, selbst zu sanieren, soll- 
te sie weiter nur mit lapidaren Schreiben ä la 
„gegebenfalls wird auf Sie zugegangen“, hin- 
gehalten werden. Es könnte also schnell dazu 
kommen, daß das Pilotprojekt eine satte Bauch- 
landung wird. 

Überall liegen auf dem Weg in die Glückselig- 
keit des trauten Heimes Stolpersteine. 

Dumm gelaufen? 

Man könnte in der Tat annehmen, daß dahinter 
lediglich ein Macht- und Befugnisgerangel ein- 
zelner Ämter steht. Immerhin sind an den Ver- 
handlungen dasASW, das Kulturamt, die DSK, 
das Grundstück verkehrsamt (GVA), das Sozi- 
alamt, das Rechtsamt, das Wohnungsamt, das 
Ordnungsamt und das JA beteiligt; alles in al- 


r 


lem nennt sich das „ämterübergreifende Ar- 
beitsgruppe Connewitz“. Die Genossenschaft, 
die ja immerhin diejenige ist, um die es geht, 
ist erst nach langem Hin und Her und deutli- 
chem Zähneknirschen des GVA und des Woh- 
nungsamtes am Tisch zugelassen worden. Als 
Nummerngirl und Groupier wird, zumindest 
durch das GVA, die Abteilung Ordnung und 
Sicherheit (!) des Regierungspräsidiums Leip- 
zig vorgehalten. 

Worum es aber ebenso zu gehen scheint, ist, 
die Bewohner und Bewohnerinnen von Ber- 
muda in brave Mitbürger zu verwandeln. Dies 
soll erzwungen werden, indem zum Beispiel 
dieAufnahme der Auerbachstrasse 2a (statt der 
abgerissenen Ernestistrasse 8) in die OBM-Vor- 
lage abgelehnt wird, weil man erstmal sehen 
will, ob sich die Genossenschaft „‚zu einem ‘se- 
riösen’ Vertragspartner für die Stadt Leipzig 
entwickelt“ (Ordnungsbeigeordneter Tschense 
in einem Schreiben vom 12.12. 96 an die Ge- 
nossenschaft). Diese Seriösität soll die Genos- 
senschaft „durch die korrekteAbwicklung des 
Erbaurechtsvertrages und die pünktliche Zah- 
lung des Erbbauzinses unter Beweis“ stellen. 
Einen ersten Schritt dorthin sieht die Stadt in 
der Übernahme der Herderstrasse 9, die 


Bezüg order keidentose 9 fragte Herr Rüden, worum die Start ihr Vorkaufsı hi 
nieht ner hat. 
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ns. a RWe Vertreter Baölde steht, daß die Genossenschaft alles geton 
1t, was s sie ,EOHNIE, und das der Fehler bei der Stadt liegt. 


em sespräch zwischen Herrn Rüden telefonierte D. ‚Blosig mit Frau Ehlers vom 


ese sagte aus, daß es ml daß die stadt das Vorkaufsrecht nicht 
wahrgenommen hot, weiles eine Anordnung (von wem, sagte sie nicht) gabe. 
> das Vorkaufsrecht erst hätte wahrnehmen dürfen, wenn der 

u ee menrag unterzeichnungsfä IE wöre. 


Protokoll eines Gespräches zwischen der Genossenschaft und 
Rechtsanwalt Rüden, welcher Hausbesitzer vertritt, vom 17.12. '96 


Tschense am 12. 12. 96 immer noch in „naher 
Zukunft“ sah. Damit ist ein Teufelskreis ge- 
schaffen. Das große Ganze kann angeblich nur 
vorankommen, wenn die Genossenschaft ihre 
„Fähigkeit“ im Kleinen unter Beweis stellt, was 
sie wiederum nur kann, wenn im Großen die 
Voraussetzungen geschaffen sind. Die Verhand- 
lungen über die Erbbauverträge ziehen sich. Ein 
genossenschaftlicher Vorschlag mit guten 
Chancen für den Endausscheid lag der Stadt 
bereits im September '96 vor. Am 10. 2.97 ging 
dann eine Fassung eines von beiden Seiten ge- 
tragenen Vertrages zur Abstimmung in den 
Grundstücksverkehrsausschuß. Die dann am 
27. 2.97 in der 8. Sitzung der AG Connewitz 
auftauchende Fassung enthielt jedoch Passa- 
gen, die in deutlichem Gegensatz zu bisher ge- 
troffenen Aussagen stehen. Keiner wollte es ge- 
wesen sein, und alle hielten die Betroffenheits- 
flagge hoch. Leider müsse nun neu verhandelt 
werden. Interessant ist, daß das GVA die Teil- 
nahme an dieser Sitzung kurzfristig absagte und 


somit „die Gründe für Veränderungen bestimm- 
ter Inhalte des Vertrages nicht hinterfragt wer- 
den“ konnten. Die neuen Regelungen betref- 
fen solche Kleinigkeiten wie eine 100 %ige 
Belegungsbindung. Das bedeutet: Das Woh- 
nungsamt bestimmt allein, welcher glückliche 
Wohnberechtigungsscheininhaber eine Kiez- 
wohnung bekommt. Bei geördertem Wohn- 
raum variieren solche Bindungen oft mit der 
Höhe der Förderung, sind aber nicht obligat. 
Wenn das JA hier noch vorsichtig von „ungün- 
stig“ bzw. von „dem Prinzip der Gleich- 
behandlung von Fördermittelnehmern wider- 
sprechenden“ Formulierungen spricht (Amts- 
leiter Braun in einem Brief an das GVA), so 
bleibtes an uns, deutlich zu werden: Dünnpfiff. 
Paradoxerweise verlangte nicht mal das Woh- 
nungsamt solcherlei und wiedereinmal stößt die 
Kanalratte auf den permanent verstopften Eng- 
paß der kloaka maxima, auch unter dem Kür- 
zel GVA bekannt. Ein weiterer Knick im Ger- 
öhr ist die Vertragslaufzeit von nur 35 Jahren - 


üblich sind 66 bzw. 99 Jahre - was sich ungün- 
stig auf die Möglichkeiten, Kredite zu bekom- 
men, auswirkt. 

Nach eigener Auskunft sind die Besitzer der 
Häuser bereit, die ruinösen Rudimente einsti- 
ger Bürgerpracht an die Stadt zu verkaufen. Die 
Stadt selbst spricht sogar davon, „daß die Chan- 
cen zum Erwerb nach Verkehrswert nicht als 
schlecht einzuschätzen“ sind, „da die Eigentü- 
. Häu- 
sern trennen möchten.“. (Vorlage der Dienst- 
beratung des OB am 13.5. '96) Wer wird schon 
nicht gern eine einsturzgefährdete Hütte, mit 


mer sich in der Regel gerne von den .. 


einem Haufen Chaoten drin, los, wenn es da- 
für sogar noch Cash gibt? 

Dort sitzt der Schweineigel also nicht. Die Ge- 
nossenschaft ihrerseits erfüllt treulich und loy- 
al alle Festlegungen aus den Verhandlungen 
und kümmert sich sogar um die ständigen Brie- 
fe des Tschensischen Amtes für Ordnung be- 
treffs Lagerleuern und zerschossenen Neubau- 
scheiben, in denen ihr eine Rolle als Ordnungs- 
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Alternative Wohnungsgenossenschaft 
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Dezernat Umwelt, Ordnung, Wohnen 


Grundsätzlich vertrete ich die Ansicht, daß die Erweiterung (bzw. der Austausch für das Haus 
Ernestiestr. 8 ) der i in der $ Stadtratsvorlage aufgenommenen Objektliste von der Stadt geprüft 


werden kann. 


Als erlag dahie sehe ich jedoch die Notwendigkeit, 


daß ein tatsächliches Voran- 


kommen der einzelnen Projekte, die bereits in der Vorlage enthalten sind, für alle Beteiligten 
erkennbar ist. Erste Schritte in diese Richtung können ja schon in naher Zukunft durch die 
Übernahme der Herderstraße 9 sein, Ich denke, es ist wichtig, auch den Kritikern der 
„Connewitz-Vorlage“ deutlich zu machen, daß sich die Alternative Wohnungsgenossenschaft 
. Connewitz eG zu einem „seriösen“ Vertragspartner für die Stadt Leipzig entwickelt hat. Bei- 
spielsweise sollte das durch die korrekte Abwicklung des Erbbaurechtsvertrages und die 


pünktliche Zahlung des Erbbauzinses unter Beweis gestellt werden. 
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Beigeordneter 
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garant angeredet werden soll. Sie wäre die letz- 
te, der es etwas bringen würde, die Häuser lie- 
ber morgen als heute zu kaufen, erhoffen sich 
doch viele, durch eine geklärte Wohnsituation, 
eine Art sicheres Hinterland. Aus diesem Frei- 
raum heraus wollte mensch sich dann um an- 
deres kümmern. Und hier ist auch eine nicht 
unwesentliche Stolperstelle, welche erklärt, 
warum der Stadt so daran gelegen ist, die 
Connewitzer Bewohner und Bewohnerinnen 
‘an der Nase herumzuführen. Von hier aus ge- 
sehen erklären sich auch einige recht denkwür- 
dige Merkwürdigkeiten seitens der Stadt. Wie 
der obskure Wunsch des GVA, welches eine 
Liste aller Genossenschaftsmitglieder, „insbe- 
sondere“ deren Wohnanschriften sowie eine 
Aufschlüsselung nach „ihren Vorbildungen und 
Möglichkeiten“ haben möchte. Klar, Jungs und 
Mädels, schickt doch prophylaktisch gleich 
eure Konfektionsgröße mit, wegen Zwangsjak- 
ke und so! Nebenbei wird sich noch darüber 
echauffiert, daß es Genossenschaftsmitglieder 
gibt, die nicht dem Gruppenzwang (Hat 
Gruppenzwang eigentlich Sippenhaft zur Fol- 
ge?) unterliegen und außerhalb der Bannmei- 


le (Connewitz) wohnen, was ja wohl nicht an- 
gehen könne (gemeint sind damit eine Vertre- 
terin des Alternativen Bauträgers Connewitz 
und ein Berater von der Partnergenossenschaft). 
Wir übergeben uns an dieser Stelle kurz und 
befreiend. Eigentlich müßte noch weiter ge- 


Der Obermeier in der Höhle des Löwen 
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quirlt werden, aber der Mief wird langsam un- 
erträglich. Bevor wir den Gullideckel plumsen 
lassen: 

Der Stadtrat hat mit einem gönnerhaften Lä- 
cheln die OBM-Vorlage abgenicken können, 
ein politisches Bekenntnis zu Connewitz 
(HURRA!), denn der Joker (besser: Sandsack) 
„Verwaltung“ steckte totsicher in der Hinter- 
hand. Für die Umsetzung der Verwaltungsvor- 
lage sind die Ämter verantwortlich. Doch die 
Falle ist noch sicherer als tot, denn die diver- 
sen Ämter bekommen ihre Weisungen nicht 
von so einem Pappnasenverein parlamentari- 
scher Bürgerverarsche. Da gibt es noch genü- 
gend Häuptlinge, LGs und Oberdingsdas. Da 
braucht es auch nicht unbedingt offizielle Be- 
fehle. Ein Dienst streng nach Vorschrift, eine 
zuunterst gerutschte Akte sind nur einige der 
verwaltungstechnischen Nettigkeiten, die, bei 
Wahrung des Scheins einem Boykott der Sa- 
che gleichkommen. Die Verwaltung ist mit dem 
Problem nicht überfordert, auch wenn einige 
gerne an die Tranigkeit der Amtsstubenhocker 
glauben möchten. Um Kommunikations- 
schwierikeiten zwischen der Vielzahl an Äm- 
tern auszuräumen, wurde die ämterüber- 
greifende AG gebildet und trotzdem weiß die 
linke nicht, was die rechte Hand macht? Und 
das alles bei der angeblichen Vorzeige- 
verwaltung D-Ost? 

Hier passiert nichts zufällig. Wie hat sich denn 


ihre Ketten. 


die Stadt in der Vergangenheit gegenüber 
Connewitz positioniert? Es geht um die Spal- 
tung in gute und böse Besetzer, um das Aussie- 
ben letzterer, um Ruhigstellung, Überwachung 
und Kontrolle (detaillierte Mieterlisten, 
Belegungsbindung s.o.). Es wird versucht, die 
„Szene“ zu entpolitisieren, was im Falle der Ge- 
nossenschaft schon gelungen ist und über die- 
se auch leicht mit dem Rest passieren Könnte, 
Die Genossenschaft hat sich schon mit schlech- 
ten Karten an den Tisch gesetzt, das Spiel be- 
stimmen andere, sie gibt bloß noch zu. Sie wird 
die Hosen völlig fallen lassen müssen, um die 
Schloßallee doch noch zu kriegen, als Almo- 
sen, als Köder an dem sie sich verschluckt. 

Ist der Preis für die Häuser die Aufgabe, bzw. 
das Verdrängen jeglicher Vorstellungen und 
Versuche, die „Utopie“ zu leben? Ist er das 
wert? Was soll denn dann noch passieren, wenn 
die Häuser in Jahren dann irgendwann, irgend- 
wie ein bischen uns sind, was zudem gegen- 
wärtig weit utopischer erscheint als alle Uto- 
pie. : 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen doch, daß 
das ... (nennt es, wie ihr wollt) das eine sagt, 
um dann das andere zu tun und eben nur Sa- 
chen vor sich rumzündeln läßt, von denen kein 
Flächenbrand ausgehen kann. Dementspre- 
chend geht auch bei der OBM-Vorlage alles 
mit Netz und doppeltem Boden ab. Und das 
dauert. Derweil sitzt die Genossenschaft im 
Hamsterrad und strampelt sich die Krallen ab. 
Nicht daß die Boomtown keine Punker im Stra- 
ßenbild ertragen kann, im Gegenteil, aber dann 
bitte weichgespülte. Connewitz durch die Müh- 
len der Verwaltung zu treten, ist für die Stadt 
viel weniger imageschädigend und kostenin- 
tensiv als der Einsatz von Räumpanzern und 
anderen Supermanneinheiten. 

Doch da es niemals zu spät ist, hat die Idee der 
Genossenschaft noch einige Chancen. Denn 
klar ist, die Verträge und Häuserübergaben müs- 
sen für die Stadt die günstigere und billigere 
Variante sein, als hier so rumzuzünden. Soviel 
sollten wir aus dem großen Business gelernt 
haben: brennendes Interesse hervorrufen, ein 
unschlagbares Angebot machen und dann den 
Preis mitbestimmen. Ansonsten werden wir 
ewig als unmündige Phantasten belächelt, die 
sich selber an die Kette gelegt haben. 


Die Genossenschaft hat nichts zu verlieren als 
Druck 


kriegsden palaästen : 


er dem rassistischen 
Normalzustan 


m 4. März diesen Jahres fand in Berlin ein Ereignis der besonderen Art stalt 
Roman Herzog, oberster Repräsentant der BRD, eröffnele das europäische 
Jahr gegen Rassismus, Kosiproben davon, wie die Nerschenden dieses 
Landes dieses Jahr zu gestalten gedenken, erhielten wir reichlich in den letzten 

Wochen undMonsten: , 

» Am 14, März billigte der Bundesrat die Einführung der Visumspflicht für 

Kinder und Jugendliche, deren Eltern oder Großeltern aus der Türkei, Ex- 
Jugoslawien, Marokko und Tunesien als Arbeilsmigranlinnen in die BRD 
gekommen sind. Auch Kinder sollen frühzeitig den Unterschied zwischen 
"Deutsch-sein” und "Nicht-deulsch-sein’ lernen! 
Fürdas Jahr 1997 ist die größte Massen-Abschlebsaktion seit Besiehen der 
BRD vorgesehen. Exerziert wird sie an den bosnischen Flüchtlingen, denen 
öffensichtlich mit Gewalt von Selten des Staates klargemacht werden soll, 
daß in "ihrer Heimat alles in Ordnung” sei. Schließlich sorgen dort "unsere 
Jungs von der Bundeswehr" im Rahmen der NATO-"Friedens"truppe fürdie 
Aufrechlerhaltung dieser Ordnung. 

% Daß ein paar dieser für eben diese "Friedens"truppe vorgesehenen "Jungs" 
übereifrig ihren Auftrag erweitert und in Deimold eigenmächtig den gewall- 
samen Ängnilfiauf ausländische Menschen geprobt haben, hatvermeinlliche 
Empörung ausgelöst. Wieder einmal war das "internationale Ansehen der 
BRD" gefährdet und außerdem ist hierzulande die Vertreibung von 
Migrantinnen - noch - ein Monopol des Staates. Sie ist gesetzlich geregelt, 
ausgeführt von Ausländerbehörden, Bundesgrenzschutz und Polizei. 

% Ausden Reihen der CDU kommider Vorschlag, die Arbeilsmöglichkellen für 
Nich-EU-Migrentinnen noch slärker einzuschränken als bisher und die 
Einwanderung jüdischer Menschen aus der ehemaligen Sowjetunion 
deulich zu begrenzen. Nach der endgültigen offiziellen Enlsorgung des 
nalionalsozlalislischen Erbes In den letzten Jahren ist die Zeil der Schen 
endgültig vorbei, 


usgrenzung und Vertreibung von Flüchtlingen und anderen Migrantinnen 

lautet die Devise, Schalt für Schnitt werden seit Jahren die geselizlichen 
Grundlagen und die Einrichtungen geschaffen, daB dieses möglichst reibungs- 
los und effizient durchgelührt werden kann. 
Die faktische Abschaffung des Grundreschis auf Asyl im Mai 1983 durch den 
deutschen Bundestag, Sondergeseize zur Sozialhilfe, massive 
Einschränkungen bezüglich Arbeitsmöglichkeiten und Gesundheits- 
versorgung, ständige Unsicherheit und drohende Abschiebung, die 
Unterbringung in Sammellagen und Inhaflierung in Abschlebeknästen sind 
bittere Realität für Migrantinnen und Flüchtinge. Für Frauen ist diese 


bundesweite 


Dem ) gegen die herrschende Flüchtlings-/Asylpolitik 
am Abschiebeknast Buren 


1.Juni, 12 Uhr 


Wirklichkeit zusätzlich geprägt von der 
Nichlanerkennung frausnspezifischer 
Fluchlgrümde und sexisischer Verlegung, von 
rassissch-sexistscher Ausbeutung und der 
Abhöngigkeli des Aulenihallsstalus vom 
Shemann., 

isiische Morde, Anschläge und Übergrilie, 
Beleidigungen und Demüligungen durch deuische 
Bürgerinnen einschließlich nurshre-Pflicht- 
iuender und nicht seien ollen rasslslscher 
8 innen in den Behörden kennzeichnen den 
rassistischen Nomelzusiand in Jiesem Land. 
Dazu gehön auch, daß die Opfer massislischer 
Gewall zu Tälerinnen gemacht, eingesperrt 
ung/oger abgeschoben werden, wis as in Falles 
Bramdanschlags won Lübeck geschehen oder 
vorgesehen ist 

Wesenlicher Besiandlell der muyistischen 


(Plüchlingsvertreibungspollik sind die Abschiebe- 


knäste, Endstallon für viele Flüchtlinge vor ihrer 
Abschiebung. Die umgebauls Kaserne im Wald 
von Büren, 10 kın von der Stadt antlernt, umgeben 
von inter S m holen Beionmauer und 
Sta van, ist Syınbal für die Ausgrenzung ung 
Einsperrung von Flüchtiingen. Mit 800 Haftplätzen 
isi er einer der größlen Mönnerabschlebeiniste 
dar BRD, der os der nordrheimwestälschen 
Ausländerverwallung ermöglicht hal, die 


Abschlebezahl deutlich zu erhöhen. Dies hat aloh 
auch unter der rol-grünen Regierungs- 
verantworlung in NRW went | 

abzusehen, daß E 
eins zeniraie Badeutung beider! ie 
Massenabschlebung und -verlreibung nach 
Bosnien und ExJugssiawien zukommen wii. 
Das yaiche ur ne den REG Frauen- 


Wehr Solaen, angefangen damit, daß sie trotz 
massiven Verfreibungscrucks - zur Not auch legal 
» hier leben, über pallische i gegen 
Rassiemus und Diskriminierung, bis hin zu 
Aufständen in den Abschiebeknästen, gibt es 
sellens der deulschen Bevölkerung kaum ante 
sistschen Widerstaml. 


t der Demonstration am Abschlebeknast in 

Büren wollen wir die Flüchtlinge in Ihrem 
Widerstand unlerslützen und ein Zeichen selsen 
gegen eine rassistische (Flüchliings-)Pollik, deren 
Kern die syslematische und effiziente 
Ausgrenzung und das Einspemen von Menschen 
st 


Kommt zur Demo gegen Abschiebeknäste am 1.Juni um 12 Uhr! 


Auftakt ist am Abschiebeknast Büren. 


Busreise 


Leipzig - Büren - Leipzig 


Realltaten, Fassaden und ein bißchen Widerstand 


Die westfälische 8.000 Seelen Gemeinde Büren ist eine schmucke Kleinstadt. Ordentlich und sauber liegt sie den größten 
Teil des Jahres in der für das katholische Erzbistum Paderborn typischen konservativen Ruhe. Bis 1994 konnte nichts dieses 
deutsche Friedensidyl! stören. Zwar hatte es 1993 eine Initiative gegeben in einer ehemaligen belgischen Kaserne ein 
Asylantenheim einzurichten, aber glücklicherweise wurden diese Pläne dann zugunsten der bis dahin größten bundes- 
deutschen Abschiebehaftanstalt aufgegeben. Die Bürener Bevölkerung ist sicher nicht rassistischer als der Durchschnitts- 
bürger. Gerade deshalb war sie heilfroh, als die Asylanten nicht freilaufend die Kriminalitätsrate in die Höhe treiben 
konnten, sondern im Wald hinter Stacheldraht und Beton verschwanden. Die Lokalpresse berichtet seitdem gelegentlich 
über die Kreativkurse in der Abschiebehaftanstalt. 

So ist auch heute noch alles an seinem Platz im westfälischen Büren. Nur einmal im Jahr - wenn die Frühlingssonne den 
Winter endgültig vertrieben hat - verwandelt sich Büren zum Schauplatz einer Konfrontation, die den Bürgerinnen und 
Bürgern sonst nur RTL Aktuell zu bieten vermag. Dann muß ein Großaufgebot der Polizei mit Hubschraubern, Wasserwerfern, 
Räumpanzern und Maschinenpistolen die bundesweite Demonstration gegen Abschiebeknäste im Zaum halten, zu der 


inzwischen ein immer breiter werdendes Bündnis von antirassistischen Gruppen, Initiativen und Personen aufruft. 


Warum Du nach Büren fahren 
sollst? 


Bereits im letzten Jahr nahmen einige 
LeipzigerInnen an den Veranstaltunegen 
„Grenzziehungen“ in Paderborn und der De- 
monstration am Abschiebeknast sowie in 
Büren teil (vgl.Klarofix Sommer 96). Die 
Demonstration war damals von einem Groß- 
aufgebot der Polizei begleitet worden. Über 
dem Demonstrationszug kreisten die Hub- 
schrauber, Räumpanzer und Wasserwerfer 
hatte die Polizei in der Hinterhand. Schon im 
Vorfeld waren alle Zufahrtsstraßen zu dem 
Waldstück „Stöckerbusch“, in dem der 
Abschiebeknast liegt, von Polizeisperren mit 
Maschienenpistolen im Anschlag abgeriegelt 
worden. Ziel war es, Namen und Adressen 
aller DemoteilnehmerInnen zu ermitteln. Wer 
sich, wie die PassagierInnen mehrer Busse 
dem verweigerte, wurde verhaftet. 

Die Verhafteten wurden anschließend mit 
nordrheinwestfälischer Polizeibürokratie be- 
kannt gemacht. Eine Reihe von Beamten, von 
denen jeder nur einen Handgriff tat, ansonsten 
aber keinerlei Auskunft geben konnte, was 
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eigentlich passiere oder wer gar die Verant- 
wortung für diese Willkür trüge, stellten 
Personalien fest und durchsuchten die in ihrer 
Gewalt befindlichen bis auf die nackte Haut. 
Anschließend wurden die unwilligen Demon- 
strationsteilnehmerInnen in Zellen gesperrt, 
aus denen sie erst am späten Nachmittag 
entlassen wurden, als die Demonstration in 
Büren nachdrücklich klar machte, daß sie die 
Kleinstadt nicht verlassen würde bevor alle 
Festgenommenen wieder auf freiem Fuß 
seien. 

Die unmittelbaren Erfolge bezüglich des ei- 
gentlichen Anliegens der Demonstration fie- 
len bescheidener aus. Kleinere Entzäunungs- 
aktionen konzentrierten sich auf das un- 
mittelbar an den Knast angrenzende Grund- 
stück und hatten wohl nur symbolischen Wert. 
Erfolgreicher waren die in verschiedenen 
Sprachen in den Knast geschallten Grüße, die 
dort auch gut zu hören waren. Durch die 
Solidarität von außen ermutigt, versuchten 
die Gefangenen in Büren sich zu organisieren 
und eine Vertretung zu wählen. Allerdings 
verhinderte dies im letzten Jahr die Knast- 
leitung durch Hinhalte- und Verschleppungs- 


manöver. Die Sensibilisierung für das Thema 
Abschiebeknast und damit verbundener öf- 
fentlicher Druck auf Knastregimes ist kaum 
meßbar. Das bundesweite Echo in der bür- 
gerlichen Presse hielt sich jedenfalls in Gren- 
zen, von der Neueröffnung einer Debatte über 
die bessere Wahrung der Grundrechte von 
Flüchtlingen - die mit der gegenwärtigen 
Praxis unvereinbar sind - ganz zu schweigen. 
Im Vorfeld der diesjährigen Demonstration, 
die am 1. Juni stattfinden wird, gab es Dis- 
kussionen unter dem Motto „Büren die vierte 
oder Neuß die erste“. Im ebenfalls in 
Nordrheinwestfalen gelegenen Neuß befin- 
det sich der bisher einzige Abschiebeknast 
für Frauen. Gleichzeitig verliert der Knast in 
Büren mit seinen 600 Plätzen den Titel „größ- 
ter Abschiebeknast der BRD“ an Berlin- 
Grünau. Dennoch wurde sich dafür ent- 
schlossen, weiterhin nach Büren zu mobili- 
sieren und das ist gut so. 

Zum einen entwickelte sich Büren in den 
letzten Jahren immer stärker zu einer Demon- 
stration die bundesweit auch von Menschen 
wahrgenommen wird, deren Politikschwer- 
punkt nicht die antirassistische Arbeit ist. 


Entsprechend stieg die TeilnehmerInnenzahl 
kontinuierlich. In einem Politikfeld, das durch 
die politischen Rahmenbedingungen, wie 
Inhaftierung und Internierung, von einem 
Mangel an Öffentlichkeit geprägt ist, kann 
es nicht falsch sein, ein konkretes Beispiel 
zum Symbol für die gesamte Entwicklung zu 
erheben. Dabei ist es nicht entscheidend im- 
mer dem aktuell größten Abschiebeknast 
hinterherzuziehen. Die Entwicklungs- 
geschichte des Knastes bei Büren, seine Lage 
mitten im Wald und acht Kilometer entfernt 
von der nächstgelegenen Kleinstadt Büren, 
seine Funktion im Abschiebesystem NRWs, 
seine Betreibung mittels privater Wachfirmen 
unter Leitung eines für seine zynische 
Rechtfertigung von Gewalt und Unmensch- 
lichkeit berüchtigten An- 

staltsleiters ist exemplarisch ! 
für die gesamte BRD. Die 
bundesweite Demonstration 
in Büren steht für einen 
Protest gegen Abschiebehaft, 
nicht nur in Büren, sondern 
überall. Sie kann lokale Ak- 
tionen weder ersetzen noch 
schaffen, aber nach Büren zu 
fahren, bedeutet Solidarität 
auszudrücken und ein Be- 
kenntnis für eine Politik ge- 
gen Abschiebehaft und Ab- 
schiebung zu leisten. Ob die- 
ses Bekenntnis zum prak- 
tischen Handeln führt, zur 
konkreten Auseinanderset- 
zung mit der Situation in 
Leipzig und Sachsen muß 
sich im Alltag erweisen. 
Antirassistische Politik muß ; 
sich gegen Internierung und 
Abschiebung wenden, aber 
sie kann dabei nicht stehen- 
bleiben. Die Aufrufe, Büren 
durch Neuß zu ersetzen, ver- 
weisen vor allem auf die 
spezielle Situation von Frau- 
en in der Abschiebemaschi- 
nerie. Die Auseinander- 
setzung mit diesem Thema 
ist bisher kaum geschehen 
und eine Demonstration in 
Neuß hätte ihr wichtige Im- 


pulse verleihen können. Das heißt aber auch, 
daß es bisher kaum verläßliche Informationen 
über die Zustände in Neuß, über die Situation 
der Frauen im Knast und ihre Geschichten 
gibt. Ein Mobilisierung nach Neuß wäre des- 
halb wohl ähnlich verlaufen wie jetzt nach 
Büren, nur mit dem Unterschied, daß viele 
die in den letzten Jahren gelernt haben mit 
Büren die Gewalt und den Terror gegen 
(männliche) Flüchtlinge zu assozieren, mit 
Neuß kaum etwas hätten verbinden können. 


Die Politik der Abschiebehaft 


Am 23.Januar diskutierte der sächsische 
Landtag eine große Anfrage der PDS und die 
Antwort des sächsischen Staatsministeriums 


Die kennen keine Gnade: Blutrünstige Türkenausländer. 
(Spiegel 16/97) digen Abbau ihrer Lebens- 


des Innern. Die CDU-Abgeordneten Band- 
mann und Seidel ließen dabei an rechts- 
radikalem Populismus, der als Begründung 
der gegenwärtigen gegen Flüchtlinge gerich- 
teten Politik benutzt wird, nichts zu wünschen 
übrig. Innenminister Hardrath ergänzte die- 
se Ausführungen im Ton moderater aber in 
der Sache technokratisch knallhart. 

Seidel: „Von Asylbewerbern lebten 1996 in 
Sachsen 7.103 registrierte Erstantragsteller. 
Aber, meine Damen und Herren, die An- 
erkennungsquote betrug 1996 lediglich 3,1%. 
Das heißt, fast 97% der Antragsteller leben 
letztlich unberechtigt als Wirtschafts- 
flüchtlinge in Sachsen. Sie leben also auf 
Kosten der Steuerzahler. [...] Sind sie aber 
zu Unrecht hier - ich gehe davon aus, daß 
‚ die meisten illegal Ein- 
| reisenden durchaus in der 
; Lage sind, das zu erfassen - 
quasi als nicht willkom- 
; mene Urlauber mit Voll- 
| verpflegung und Taschen- 
geld, und das womöglich 
‘ über mehrere Jahre hinweg, 
: dann müssen diese Personen 
; Deutschland verlassen.“ 

; Es wirft ein bezeichnendes 
Licht auf die politische 
Situation, daß der Zynismus 
solcher Reden sich nicht 
selbst entlarvt. Wer die - zu- 
4 gegebenermaßen nur einer 
| sehr interessierten Öffent- 
| lichkeit zugänglichen - Be- 
richte über die Verfahrens- 
; weisen des Bundesamtes zur 
Ablehnung ausländischer 
Flüchtlinge kennt, wer eines 
der von Einlaßkontrollen 
uniformierter Wachschützer 
= und hohen Zäunen abge- 
schirmten Lagern besucht 
hat, in denen sich Flüchtlin- 
ge zur Verfügung des Amtes 
halten müssen, wer verfolgt 
hat, wie die seit 1985/86 
durch ein Arbeitsverbot von 
Sozialhilfe abhängig ge- 
machten Flüchtlinge im 
Asylverfahren einem stän- 
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qualität ausgesetzt sind, wer weiß, daß 
Vollverpflegung bedeutet aller drei Tage ein 
Paket mit zum Teil überlagerten und ver- 
dorbenen Lebensmitteln zu bekommen, de- 
ren Inhalt aus immer demgleichen besteht, 
wer weiß wieviel allein die anwaltliche Be- 
ratung in einem Asylfall kostet, ohne die der 
Kampf gegen das von den amtlichen Ent- 
scheiderInnen gesponnene Netz der Ver- 
fahrensfallstricke ausichtslos ist, wer all dies 
in Betracht zieht, kann vielleicht beginnen 
sich eine Vorstellung davon 
zu machen, von welchem 
Elend der Christdemokrat 
spricht, wenn er „unwill- ı 
kommene Urlauber“ sagt. 
Aber nein, Seidel spricht 
nicht von Elend, Seidel 
spricht von Verbrechern: 
„Wenn also jemand unbe- 
rechtigt Leistungen erschli- 
chen hat und wenn eine frei- 
willige Rückkehr nicht statt- 
findet, muß eine zwangs- 
weise Abschiebung erfolgen. 
Eine Vorzugsbehandlung 
gegenüber einheimischen 
Rechtsbrechern ist hier 
nicht zu vertreten.“ Ent- 
scheidend ist nicht, daß die $ 
Teilnahme am Asylverfah- 
ren auch bei Ablehung des > 
Antrags weder unrecht- ® 
mäßig ist noch dazu führt, 
daß die mickrigen Lei- 
stungen als „erschlichen“ 
gelten können. Entschei- \ 
dend ist auch nicht, daß ein- 
heimischen Rechtsbrechern 
eine Verletzung der rassi- 
stischen Ausländergesetze 
schon aufgrund ihres Cha- 
rakters unmöglich ist. Ent- 
scheidend ist nur, daß Sei- 
dels Sicht sich mit der der 
herrschenden Gewalt deckt. So antwortete das 
Innenministerium auf die erwähnte Anfrage 
u.a: 

„Öffentliche Sicherheit ist u.a. die Unver- 
sehrtheit der Rechtsordnung. Eine Störung 
der öffentlichen Sicherheit liegt vor, wenn de- 
ren Beeinträchtigung nicht nur zu befürch- 
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ten (Fall der polizeilichen Gefahr), sondern 
eingetreten ist. Sie zu beseitigen und die dro- 
hende Gefahr abzuwenden ist die Aufgabe der 
Polizei. Durch rechtswidrigen Aufenthalt 
eines Ausländers in der Bundesrepublik 
Deutschland ist die öffentliche Sicherheit 
erheblich gestört. Wenn ein abzuschiebender 
Ausländer untertaucht, ist die Störung der 
öffentlichen Sicherheit bereits eingetreten.“ 
Bandmann: „Will man [...] einen kontrollier- 


ten Abzug von Ausländern erreichen, bedeu- 


"Das Türkentum ist unser Körper, unsere Seele ist der Islam. 
Wer sich nicht anpaßt fliegt raus aus D. 
(Spiegel 16/97) 


tet das, auch eine konsequente Abschiebung 
und Ausweisung von Ausländern durchzuset- 
zen, die die Voraussetzungen für die Einreise 
und für den Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht erfüllen. Im Hinblick auf 
die Haftbedingungen bedeutet das: keine 
Luxusgefängnisse.“ 


Daß es im 1992/93 wegnovellierten Asylrecht 
nicht mehr darum geht, Flüchtlingen Hilfe 
für ein menschenwürdiges Leben oder auch 
nur Hilfe vor existentiellen Bedrohungen zu 
gewähren, sondern einzig und allein darum, 
Menschen aus Luxusland zu vertreiben - mit 
allen zur Verfügung stehenden Mitteln - ist 
der Allgemeinplatz, den der Abgeordnete 
Bandmann unverblümt vertritt. ; 
IH, 
Halluzinationen - Die Funktion der 
Abschiebehaft 


Ist die Politik der Abschiebe- 
haft von paranoiden „Das 
Boot ist voll“-Szenarien und 
der Konstruktion des krimi- 
nellen Subjekts „Ausländer“ 
bestimmt, so geht es der 
Verwaltung nur noch um die 
effiziente Erreichung der 
Plangröße „ausländerfreies 
Deutschland“, die lediglich 
durch politisch (Aufnahme 
von Bürgerkriegsflüchtlin- 
gen aus dem ehemaligen Ju- 
goslawien) oder ökonomisch 
(Nutzung Illegalisierter als 
billige, sozial ungesicherte 
Arbeitskraft) übergeordnete 
Interessen teilweise Korre- 
giert wird. Das Programm 
steht. Von der Einreise bis zur 
Zurück- oder Abschiebung 
werden die Abläufe opti- 
miert. 

Internierung in Sammel- 
lagern und ihre Verschärfung 
die Abschiebehaft spielen da- 
bei eine zentrale Rolle. Vor- 
dergründig dienen sie der 
Gewährleistung der Verfüg- 
barkeit des Flüchtlings für 
die Behörde. Unter der Herr- 
schaft der Effizienz steht die 
Behörde nicht im Dienste des Menschen, 
sondern der Mensch steht im Dienste der Be- 
hörde, um ihren Ansprüchen zu genügen. Das 
eine einschneidende Einschränkung elemen- 
tarer Grundrechte, wie der Bewegungsfrei- 
heit, nur durch schuldhaftes Verhalten des 
Individuums begründet werden kann, ist ein 


Gedanke der im Asylverfahrensgesetz keinen 
Platz hat. Solange ein Flüchtling nicht be- 
weisen kann, daß es für den Aufenthalt in der 
BRD nach Ansicht der Behörden gerechtfer- 
tigte Gründe gibt, hat der Flüchtling keine 
unantastbare Menschenwürde. 

Nach den Buchstaben des im 1938 herr- 
schenden Geiste erstmals verfaßten Gesetzes 
ist Abschiebehaft dann zulässig, wenn ein 
Flüchtling sich illegal in der BRD aufhält und 
sich der Abschiebung durch Untertauchen 
widersetzt hat oder der begründete Verdacht 
für ein solches Vorhaben besteht. Häufig ste- 
hen bei der Inhaftnahme jedoch die tech- 
nischen Probleme der Ämter im Vordergrund. 
Die Beschaffung von Reisedokumenten kann 
so ein Fall sein. Innenminister Hardrath: „Es 
gibt [...] Staaten, die nur dann Einreise- 
papiere zu sich ausstellen, wenn derjenige, 
der zurückgeschoben werden soll, sich zum 
Zeitpunkt der Antragstellung für die Er- 
stellung der Reisepapiere in deutscher 
Abschiebehaft befindet.“ In anderen Fällen 
werden Flüchtlinge zur Beschaffung von 
Reisepässen bzw. Paßersatzpapieren Bot- 
schaften oder Konsulaten aus der Abschiebe- 
haft (zwangs-)vorgeführt. All dies sind zwar 
keine Gründe im Sinne des Gesetzes für 
Abschiebehaft, jedoch sind solche Gründe 
mit Hilfe des „begründeten Verdachts“ leicht 
zu konstruieren. Dies umso mehr, als die 


RichterInnen beim Amtsgericht, die über die 
Rechtmäßigkeit der Abschiebehaft zu befin- 
den haben, ihrer Kontrollpflicht kaum nach- 
kommen können. Die Amtsgerichte befassen 
sich nicht mit dem Asylfall - der gegebenen- 
falls vor dem Verwaltungsgericht verhandelt 
wird - sondern entscheiden isoliert über die 
Verhängung der Abschiebehaft. Ihre Urteils- 
begründungen sind folgerichtig häufig mit 
den Antragsbegründungen der Ausländer- 
behörde identisch. 

Mit der Erleichterung behördlicher Ver- 
waltungsabläufe ist die Funktion von 
Internierung und Abschiebehaft noch nicht 
vollständig beschrieben. Es gelingt durch die 
räumliche Trennung der Flüchtlinge von der 
Bevölkerung die Situation der Flüchtlinge aus 
dem sozialen Erfahrungsfeld herauszulösen. 
Festgehalten an Orten, die praktisch außer- 
halb der bundesdeutschen Gesellschaft lie- 
gen, werden Flüchtlinge zum Projektionsfeld 
rassistischer Einbildungen und Politik. Es ist 
deshalb gerade andersherum als CDU-Seidel 
meint: „Die konsequente Anwendung des 
Rechtssystems der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf diese Personengruppe ist meines 
Erachtens auch eine Vorbeugung gegen auf- 
keimenden ‚Rechtsextremismus.“ 

Die konsequente Anwendung des Rechts- 
systems der BRD erschafft täglich neu das 
Sterotyp des kriminellen Ausländers, des 


Sozialschmarotzers. Das ist der Nährboden, 
auf dem der rechtsradikale Rassismus gedeit. 
Wieso sind diese Menschen denn sonst im 
Knast, wenn sie nichts getan hätten? „Sie 
wohnen kostenlos, erhalten Verpflegung, 
werden gesundheitlich betreut und bekommen 
obendrein noch Taschengeld, wie es das Ge- 
setz vorsieht. Die Asylbewerber erfahren bei 
uns eine Rundumbetreung bis hin zur 
psychologischen und sozialen Betreuung, 
Krankenhauspflege, Kinderbetreuung |[...], 
und sie haben die Möglichkeit der Vertretung 
durch einen Rechtsanwalt, wenn es sein muß, 
auch noch mit Dolmetscher.“ (Seidel) Die 
Erfahrung setzt den Phantasien keine Gren- 
zen, seien sie auch noch so fern jeglicher 
Realität, die Flüchtlinge hier erleben. Ob 
Seidels Fürsorgevorstellungen oder die Idee 
des LKA, daß eine Schreckschußpistole, eine 
türkische Übersetzung eines Dimitrofftextes 
und ein paar kurdische Plakte die Existenz 
eines PKK-Schulungslagers in der Bahrener 
Unterkunft für AsylbewerberInnen beweisen. 
Alles erscheint der staunenden Öffentlichkeit 
möglich, wenn es die sagen, welche doch von 
Amtswegen her wissen sollten, was da eigent- 
lich vor sich geht. 

Internierungen sind kein neues Phänomen in 
der europäischen Geschichte. Sie dienen als 
Instrument unliebsame Gruppen aus der Ge- 
sellschaft zu entfernen. Im Verlauf ihrer 


Leipziger Gruppen, wie das Offene Antifaschistische Plenum, die kahina - Informations- und Bildungszen- 
trum Naher und Mittlerer Osten e.V. und die Abschiebehaftgruppe des Flüchtlingsrates e.V. mobilisieren 
ebenfalls für die Büren-Demo. Es soll versucht werden, mit möglichst vielen zur Demo zu fahren. Ein Bus soll 
angemietet werden. Außerdem werden ein oder zwei Info- und Mobilisierungsveranstaltung an der Uni 


Leipzig stattfinden. 
Beteiligt Euch, fahrt mit! 


Busfahrkarten für die Büren-Demo 
(bitte möglichst frühzeitig kaufen]: 


Infoladen Leipzig, Koburger Str. 3, 04277 Leipzig, Tel.: 0341-3026504, Fax: 0341-3026503 
Kahina,; Peterssteinweg 13, 04107 Leipzig, Tel.: 0341-2119322 


Infoveranstaltung zur Abschiebehaft und zur Büren-Demo 
Ort: Universität Leipzig, Hörsaalgebäude, HS 6 
Zeit: Mittwoch, den 14. Mai 1997 
Themen: 
1) Das System der Abschiebehaft am Beispiel des Knastes in Büren 
2) Abschiebungen und Abschiebehaft in Sachsen / die Arbeit der Abschiebehaftgruppe 
3) Die Demo in Büren - Bustarife, Lagepläne, Lauftraining 
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historischen Existenz haben sie mehrere 
Veränderungen erfahren, aber keine hat es 
geschafft, ihnen ein menschliches Gesicht zu 
verleihen. Die Internierung sozialer Gruppen 
entfernt diese weitgehend aus dem gesell- 
schaftlichen Bewußtsein. Hinter Mauern und 
Zäunen sind die zivilisatorischen Standards 
außer Kraft gesetzt. In deutschen Abschiebe- 
gefängnissen wird gefoltert und Menschen 
werden in den Tod getrieben. Die meisten 
Fälle werden nicht bekannt, nur inAusnahme- 
fällen läßt der Zynismus der Behörden die 
Praxis erahnen. So verkündete der Chef des 
Bürener Knastes Peter Möller höchstselbst, 
daß im Juli 1994 gegen einen Häftling mehr- 
mals die international als Folter geächtete 


(Antwort des SMI auf die erwähnte Anfra- 
ge). Die Isolation in Lagern und Knästen 
verhindert Widerstand in erheblichem Maße. 
Mehr noch, sie versperrt vielen Flüchtlingen 
praktisch den Weg sich mit den ihnen 
theoretisch zustehenden Mitteln gegen 
Amtswillkür und unerträgliche Lebensbedin- 
gungen zur Wehr zu setzen. Für ein System 
das auf Abschiebung ausgerichtet ist erhöhen 
diese Folgen natürlich nur erneut die Effizi- 
enz. 


Der Weg in die Abschiebehaft 


Sachsen mit seinen ungefähr 570 Kilometern 
Ostgrenze mit Tschechien und Polen weist 


Der Krimminelle könnte schon wieder in der Türkei sein. Will da irgendwie 
auch hin, hat aber Kontaktprobleme, deshalb jetzt Rapper. 


Schaukelfesselung (Fesseln von Händen und 
Füßen, die hinter dem Rücken zur „Schaukel“ 
zusammengeschlossen werden) zu dessem 
Schutz angewandt wurde. Und das sächsische 
Innenministerium verzichtet seit Februar 
1995 darauf sich über Hungerstreiks in den 
Gefängnissen informieren zu lassen, bis „nach 
den Feststellungen des Anstaltsarztes ein le- 
bensbedrohlicher Zustand einzutreten droht“ 
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alles auf, was die BRD vor den „Strömen“ 
und „Fluten“ nicht-deutscher Menschen 
sicher machen soll. An Oder und Neiße steht 
der BGS auf Wacht, dessen Kräfte kontinu- 
ierlich verstärkt werden und dessen Personal- 
stärke letzten Angaben zufolge mit 2.357 
Personen beziffert wurde. Weiterhin sollen 
noch dieses Jahr 1.500 zusätzliche Grenz- 
schützer die Ostgrenze der BRD bewachen. 


Neben der paramilitärischen Truppe des Bun- 
desinnenministers werden die sächsischen 
Polizeikräfte im Grenzbereich 1997 um eine 
Hundertschaft verstärkt. Diese gesetzlich 
gedeckte Streitmacht wird bei Bedarf durch 
zu polizeilichen Hilfstruppen geadelte 
Bürgerwehren des grenznahen Mobs ergänzt. 
Die Festung Europa wird aber nicht mittels 
Mauern, Stacheldraht und Selbstschußanla- 
gen dicht gemacht. Obwohl die verschiedenen 
Grenztruppen sich nicht über einen Mangel 
an technischer Hochrüstung beklagen können, 
ist der Kern der Antiflüchtlingspolitik das 
Konzept der Zonen. Hinter der Grenze selbst 
erstreckt sich ein solche 30 Kilometer tief ins 
Landesinnere hinein. In ihr gelten Sonder- 
befugnisse der Polizei und des BGS, die ihnen 
ungehindert Kontrollen erlauben. Wer in der 
„Grenzzone“, die auch einen Teil Dresdens 
umfaßt, aufgegriffen wird ist akut von 
Zurückschiebung bedroht. Zurückschiebung 
bedeutet, daß sich die BRD Flüchtlingen mit 
dem geringst möglichen Verwaltungsaufwand 
entledigt. Grundlage dafür ist die Dritt- 
staatenregelung, die eine die BRD außen 
umgebende Zone bilden. Wer durch diese 
Zone eingereist ist, gilt laut Gesetz als nicht 
asylberechtigt, also illegal. Dies ist prinzipiell 
vom Zeitpunkt des Grenzübertritts unabhän- 
gig, auch wenn die Drittstaaten einer 
Rücknahme nur innerhalb von sechs Mona- 


. ten zustimmen. 


Die Zurückschiebung eines Flüchtlings 
scheint auf den ersten Blick nichts mit 
Abschiebehaft zu tun zu haben. Abgesehen 
von einer relativ kurzen Zeit in BGS-Gewahr- 
sam findet eine Inhaftierung nicht statt. Je- 
denfalls nicht in Deutschland. Verfolgen wir 
das Schicksal von Flüchtlingen jedoch auch 
nach ihrer Zurückschiebung, so landen viele 


. von ihnen in den Abschiebeknästen der 


Drittstaaten wie Polen oder werden von Staat 
zu Staat geschoben, um schließlich in einem 
Gefängnis einem unbestimmten Schicksal 
entgegen zu sehen. So müssen in einem 
Gefängniskomplex des Bukarester Flugha- 
fens Flüchtlinge, die nirgendwo hin mehr 
abgeschoben werden können, in winzigen 
Zellen ohne Hofgang, Kommunikations- 
möglichkeiten oder gar rechtlichen Beistand 
auf unbestimmte Zeit ausharren. Über die 
Bedingungen unter denen zurückgeschobene 


er 


Flüchtlinge leiden müssen ist wenig bekannt, 
bekannt ist aber, daß die repressive Flücht- 
lingspoltik durch Rücknahmeverträge der 
BRD mit den Drittstaaten forciert und finan- 
ziert wurde. 

Die Chance deutsche Abschiebehaft als 
AsylbewerberIn zu erleben, hat deshalb nur 
wer seinen Fluchtweg hinreichend ver- 
schleiert und es schafft den Behörden seinen 
Wunsch, einen Asylantrag zu stellen begreif- 
lich zu machen. „Allein das Wort »auf Asyl« 
reicht dafür jedoch nicht aus. Der Ausländer 
muß im Rahmen des möglichen geltend ma- 
chen, daß er Schutz vor politischer Verfolgung 
sucht. Absichtserklärungen oder sonstige 
Äußerungen des Ausländers, die z.B. nur dar- 
auf abzielen, im Bundesgebiet leben oder 
arbeiten zu wollen, reichen dafür jedenfalls 
nicht aus“, heißt es in dem immer noch gül- 
tigen Erlaß des SMI zur „Durchführungen von 
Abschiebungen und Zurückschiebungen“. 
Fehlt nur noch der selbstverständliche 
Hinweis, daß die zu verwendende Amtsprache 
Deutsch ist. 

Während nach erfolgreicher Stellung des 
Gesuches eine vom Leben in den Lagern be- 
gleitete Prozedur stattfindet, in der nichts 
unversucht bleibt, die vorgebrachten Asyl- 
gründe zu diskreditieren, kommt die andere 
Gruppe der Abschiebehäftlinge umstandslos 
in Abschiebehaft. Diese zweite Gruppe sind 
ArbeitsmigrantInnen ohne jeglichen legalen 
Aufenthaltsstatus. Aufgegriffen bei Razzien 
der Polizei oder des Arbeitsamtes auf Bau- 
stellen, in Bordellen und Restaurants. Die 
Situation dieser ArbeitsmigrantInnen ist sehr 
unterschiedlich. Arbeiter aus Ost- und 
Südosteuropa verlieren bei solcherlei Razzien 
in der Regel ihren ohnehin spärlichen Lohn 
für die Arbeit am Aufbau Ost und werden inn- 
erhalb weniger Tage abgeschoben. Über das 
Schicksal der MigrantInnen hingegen, die 
häufig durch Frauenhandelin die BRD kom- 
men und hier über keinerlei Papiere verfügen, 
ist so gut wie nichts bekannt. 

Werden Illegalisierte, d.h. Menschen die nicht 
im Besitz gültiger Aufenthaltsgenehmigun- 
gen sind, bei einer der unzähligen will- 
kürlichen Kontrollen von der Polizei festge- 
nommen, so ist die Verhängung von Ab- 
schiebehaft die Regel. Wie oben beschrieben 
bietet der Gesetzestext aber auch die Mög- 


lichkeit der Inhaftnahme von abgelehnten 
AsylbewerberInnen noch vor Ablauf der Frist, 
die ihnen zu einem „freiwilligen“ Verlassen 
Deutschlands gestellt wird. Das Straftaten 
verdächtiger und erst recht verurteilte Men- 
schen ohne deutschen Paß nicht aus dem 
Knast kommen dürfen, versteht sich für Justiz 
und Ausländerbehörde von selbst. Dabei ist 
egal wie hoch der Schaden beim Ladendieb- 
stahl war, vielmehr führen auch „ausländer- 


sprechen noch nichtmal deutsch! 


typische“ Straftaten (d.h. Verstöße gegen das 
Ausländer- oder Asylverfahrensgesetz) zur 
Inhaftierung. Am 30. April des Vorjahres be- 
fanden sich wegen solcher Straftaten 66 Men- 
schen in Straf- und 114 in U-Haft. 


Abschiebehaft in Sachsen 


Zum 30. April 1996 befanden sich 63 Men- 
schen in den sechs überfüllten Gefängnissen 
Sachsens (Bautzen, Chemnitz, Dresden, 
Görlitz, Leipzig und Stollberg), in denen 55 
Plätze für Abschiebehäftlinge eingerichtet 
wurden. Hochgerechnet mit der durchschnitt- 
lichen Haftdauer von knapp 27 Tagen in den 
ersten vier Monaten des Jahres 1996 ergibt 


sich eine geschätze Gesamtzahl von 855 
Abschiebegefangenen für das letzte Jahr. Im 
Jahr zuvor und in den ersten drei Monaten 
1996 wurden insgesamt 1.247 Menschen aus 
der Abschiebehaft äbgeschoben, 71 zurück- 
geschoben. Von den 63 erwähnten Häftlin- 
gen waren zehn Frauen, die in Stollberg ge- 
fangen gehalten wurden und zwei Jugendli- 
che imAlter von 14 bis 16 Jahren, die in Dres- 
den mit erwachsenen Häftlingen zusammen 


Trotz deutschem Paß eigentlich noch türkischer als Türken: Rußlanddeutsche 
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untergebracht waren. 

Um die durchschnittliche Haftzeit richtig 
einschätzen zu können, ist es wichtig zu 
wissen, daß 30 der 63 Häftlinge aus Ost-, 
Südost- und Mitteleuropa stammten, wohin 
zumeist innerhalb von drei bis vier Tagen ab- 
geschoben wird. Damit verlängern sich die 
Inhaftierungszeiten der übrigen erheblich und 
in einigen Fällen wird die gesetzlich Höchst- 
dauer von eineinhalb Jahren auch aus- 
geschöpft. 

Dieses ungewisse Schicksal bestimmt den 
Alltag in Abschiebehaft. Für die Durchfüh- 
rung dieser Verwaltungshaft gibt es keine 
gesonderten Bestimmungen. Die Landesre- 
gierung sieht mit dem medizinischen und 
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sozialarbeiterischen Personal, das in säch- 
sischen Haftanstalten zur Verfügung steht 
eine ausreichende Betreuung der Abschiebe- 
häftlinge gewährleistet. Ansonsten findet die 
Haft zu den ortsüblichen Konditionen statt, 
„soweit nicht Eigenart und Zweck der Abschie- 
bungshaft entgegen stehen.“ (SMI) Letzteres 
bedeutet nur, daß Vergünstigungen, welche 
sich Strafgefangene erwerben können (z.B. 
Freigang), Abschiebehäftlingen nicht zugäng- 
lich sind. Eine Berücksichtigung der sozialen 
und psychischen Extremsituation, in der sich 
Abschiebehäftlinge befinden wird nicht 
Rechnung getragen. 

Die Leugnung der besonderen Verantwortung 
die ein rein aus Verwaltungsabläufen begrün- 
deter Freiheitsentzug mit sich bringen müß- 
te, geht soweit, daß nicht einmal die 
Teilnahme der Häftlinge am Verwaltungsakt 
gesichert wird. In Bezug auf die Übersetzung 
amtlicher Schreiben für Abschiebehäftlinge 
berichtet das SMI von der gängigen Praxis: 
„Soweit sie die deutsche Sprache nicht beherr- 
schen, nehmen die Abschiebungshäftlinge 
zumeist die Hilfe von sprachkundigen Mit- 
häftlingen in Anspruch. Wenden sie sich mit 
Schreiben an die Bediensteten der Justiz- 
vollzugsanstalt, wird entweder von diesen 
versucht, dem Gefangenen den Inhalt des 
schreibens verständlich zu machen, oder es 
wird ein Dolmetscher hinzugezogen.“ Mit 
anderen Worten, Dolmetscher und das heißt 
sachgemäße Übersetzungen der Verwaltungs- 
schreiben sind eine absolute Ausnahme. Die 
Regel ist, daß sich die Häftlinge alleine 
versuchen müssen durch den Inhalt amtlicher 
Schreiben zu finden, deren Interpretation 
auch so manchem Menschen mit Deutsch als 
Muttersprache vor große Probleme stellt. In 
Einzelfällen versuchen solche Menschen 
(SozialarbeiterInnen im Knast ohne spezielle 
Ausbildung im Ausländerrecht) ihre Inter- 
pretationen in eine dritte Sprache zu über- 
setzen, die sie genauso schlecht sprechen, wie 
die Flüchtlinge. Das diese Methode nicht zum 
Erfolg führen kann zeigen die Probleme des 
sozialarbeiterischen Personals, die Haus- 
ordnung den neuen Gefangenen zu erklären. 
Die Möglichkeiten von Flüchtlingen in 
Abschiebehaft, sich um Hilfe zu kümmern 
sind extrem eingeschränkt: In Leipzig unter- 
liegen sie der U-Haftordnung. Diese besagt 
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nur eine Stunde überwachter Besuch im Mo- 
nat, keine Telefonate, drei Pakete im Jahr, 
Kontrolle aller abgegebenen Gegenstände, 
lediglich zwei Stunden Umschluß und eine 
Stunde Hofgang am Tag. Natürlich könnten 
Abschiebehäftlinge sich gegen diese Behand- 
lung gerichtlich wehren. Sie müßten nur 
wissen, daß ihnen auf Verlangen eine Liste 
von RechtsanwältInnen vorgelegt wird. Und 
dann bliebe da noch das Problem der Finan- 
zierung. Das Geld, welches im Besitz der 
Flüchtlinge gefunden wird, konfisziert der 
Staat, um damit die Kosten der Abschiebe- 
haft und der Abschiebung zu decken. Aller- 
dings wird bedürftigen Häftlingen - zu- 
mindest theoretisch - das Porto für einen 
Anwaltsbrief gestellt. 

Es sind wohl weniger die selbst nach der 
rassistischen Gesetzeslage unhaltbaren 
Zustände, die in der sächsischen Staats- 


Tschechien. Im Zusammenhang mit den 
Vereinbarungen mit diesen beiden Staaten 
über die Rücknahme von Flüchtlingen spricht 
dies eine sehr deutliche Sprache. Dies umso 
mehr als der Anteil von Zurückschiebungen 
gegenüber Abschiebungen in der Zukunft 
ansteigen wird, da schon das Stellen von 
Asylanträgen unmöglich gemacht wird. 
Ursprünglich nahm die Landesregierung des- 
halb an auf einen Abschiebeknast völlig 
verzichten zu können. Wenn sich diese 
Position jetzt geändert hat, dann nicht weil 
Abschiebehaftanstalten die Funktion haben 
auf die Bedürfnisse von Flüchtlingen einzu- 
gehen. Diese gelten als überflüssiger Ballast, 
den es loszuwerden gilt. Deshalb sind die 
Pläne für ein’ solches Gefängnis nicht als 
Verbesserung für Flüchtlinge zu mißdeuten. 
Durch eine Zentralisierung der Abschiebehaft 
in Zittau würden die Schwierigkeiten, soziale 


Junge, frustrierte Rußlanddeutsche lernen schießen statt deutsch. Das ist das 
Kanonenfutter der neuen ethnisch organisierten Kriminalität: Zustände, wie in 


Amerika. 


regierung Pläne reifen lassen ein spezielles 
Abschiebegefängnis einzurichten. Der 
Standort für dieses Gefängnis ist Zittau also 
in unmittelbarer Grenznähe zu Polen und 
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Kontakte zu erhalten, für viele Flüchtlinge 
enorm vergrößert. Nicht zu vergessen ist in 
diesem Zusammenhang die Tatsache, daß sich 
Zittau in ebenjener 30-Kilometer-Grenzzo- 


ne befindet, in welcher der BGS mit will- 
kürlichen Kontrollen und vorübergehenden 
Festnahmen Terror ausübt. Die ehrenamtliche 
Flüchtlingsarbeit, die sich beispielsweise in 
Leipzig zurAbschiebehaft entwickelt hat, läßt 
sich praktisch in der meilenweit von jeder 
Großstadt entfernten Kleinstadt Zittau nicht 
aufrecht erhalten. Insgesamt ist deshalb mit 
einer Verschlechterung der Abschiebe- 
haftbedingungen zu rechnen. Auch wenn for- 
mal alles besser wird, zeigen die Erfahrungen 
aus anderen Bundesländern, daß die geson- 
derte Inhaftierung häufig mit einem Verfall 
an Haftstandards einhergeht. 


Widerstände 


Die Gegenwehr der Gefangen richtet sicht 
häufig auf ihre Lebensumstände in den 
Knästen. Eingesperrt zu sein, ohne zu wissen 
warum und für wielange, meist mit der 
einzigen Perspektive, wieder dahin gebracht 
zu werden von wo sie unter größten Anstren- 
gungen gekommen waren, in einem Haft- 
regime, daß undurchsichtig und willkürlich 
ist, bar jeglicher sozialer Kontakte. In vielen 
Knästen kommen dazu die verschärften Be- 
dingungen durch Überfüllung, rassistische 
Mitgefangene und rassistisches Wach- 
personal. 

Die Widerstandsformen sind vielfältig. Sie 
reichen von Kooperationsverweigerung bei 
der Beschaffung von Ausweispapieren bis hin 
zu Revolten bei denen Schließer als Geiseln 
genommen werden oder Selbstmord. Gewalt- 
tätiger Protest ist selten das Ergebnis langer 
Planung, vielmehr entsteht er aus der 
Haftsituation, Besonderheiten oder der 
permanenten Unerträglichkeit. Der Wider- 
stand ist dabei immer geprägt von einem 
Mangel an Öffentlichkeit. Hungerstreiks, 
Selbstverletzungen, Brandlegung in Zellen 
oder die Zerstörung der Gefängniseinrichtung 
dringen in den meisten Fällen nicht aus dem 
Gefängnis heraus. In einem Klima, in dem 
die Angestellten der Gefängnisse vom 
WächterInnen über die DirektorInnen bis hin 
zu SozialarbeiterInnen und ÄrztInnen mit 
Ausländer Simulant assozieren oder Selbst- 
verstümmelungen als kulturtypisch betrach- 
ten, ist symbolischer Widerstand kaum mög- 
lich. Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß 


eine der Hauptforderung vieler Protest- 
aktionen Gespräche mit der Presse und 
verantwortlichen (!) Verantwortlichen ist. 
Eine Forderung der im Laufe der Jahre im- 
mer seltener Folge geleistet wird. 

Stattdessen wird Widerstand durch Hinhalten, 
leere Versprechungen oder Gewalt beendet 
und sowohl juristisch als auch innerhalb der 
Gefängnis bestraft. „Ruhigstellung“ von Ge- 
fangenen, die gefesselt in sogenannten B- 
Zellen isoliert werden und bei „Selbstmord- 
gefahr“ nachts regelmäßiges Wecken über 
sich ergehen lassen müssen gehören genauso 
zum Standardrepertoire wie die Zerschlagung 
widerstandsfähiger Gefangenenstrukturen 
durch Verlegung. Gefangenenmißhandlungen 


Ausländer dealen nicht nur mit Dro- 
gen, sie nehmen sie auch. Und wenn 
die Polizei kommt, prügeln sie sich auf 
dem Schulhof um die Gewinne. 
(Spiegel 16/97) 


durch die Angestellten sind im gesellschaft- 
lich blinden Fleck Gefängnis für diese mit 
keinerlei Risiko verbunden. Sollte es 
unvorhergesehener Weise doch zu einem 
Prozeß kommen, können die Zeugen bis zur 
Vernehmung durch ein Gericht in der Regel 
problemlos abgeschoben werden. 

Der entscheidende Widerstand müßte außer- 
halb der Gefängnisse organisiert werden und 
Verhältnisse schaffen, in denen Abschiebe- 
haft und Abschiebung als das geächtet sind, 
um was es sich bei ihnen handelt: unerträglich 


unmenschlich. antirassistische gruppe 


Zum Weiterlesen 


Situation an der Grenze: ; 


Der Bundesgrenzschutz und die deutse 
Ostgrenze, Reader 1995 


Flüchtlinge in Drittstaaten: 


Rumänien. Vor den Toren Europas. 
Forschungsgesellschaft Flucht und Migra- 
tion 199% ns 


Polen. Vor den Toren Europas. Forschungs- 
gesellschaft Flucht und Migration 1995 


Aktuelle Entwicklung: 


Sagt nicht, ihr hättet davon nichts gewußt. 
Eine Chronologie deutscher Auslän- 
derInnenpolitik, in diesem Heft 


Ausländer und Deutsche: Gefährlich fremd. 
Das Schekern der multikulturellen Gesell- 
schaft, in: Der Spiegel 16/97 


zum selben Thema: 


Flüchtlingsverwaltung und Abschiebe- 
knäste in Nordrheinwestfalen, in: Die Beute 
1/97 . 


Die Bilder zu diesem Text stammen 
aus der Titelgeschichte der erwähnten 
Spiegelausgabe. Die Bildunterschrif- 
ten bilden eine Zusammenfassung 
wesentlicher Textpassagen. Die letzte 
derart fremdenfeindliche Titel- 
geschichte des Spiegels erschien b 

vor Angriffe auf Flüchtlingsheime zur 
deutschen Freizeitbeschäftigung 
wurden. Damals schrieben die 
Redakteure von "Asylantenfluten". 
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Eine Legende ist nicht totzukriegen 
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Monatliche Razzia 

Es war 6 Uhr am Morgen als die Neulinge 
bei der Leipziger Polizei ihren ersten 
Praxistest in der Erstürmung eines besetzten 
Hauses hatten. Zum Zweck der Festnahme 
eines 23jährigen Gesuchten wurde ein gesam- 
tes Gebäude gestürmt und durchsucht. Da- 
bei konnte den neuen Einsatzkräften nicht nur 
die Identifikation per Haftbefehl Gesuchter 
demonstriert werden, außerdem wurden noch 
illegale und verbotene Cannabispflanzen und 
20 Molotowcocktails sowie Steine gefunden. 
Da diese nur zu polizeilichen Übungszwecken 


Scheiß NPD! 

Wer hätte das heutzutage noch für möglich 
gehalten? Mitten in Grünau tauchen plötzlich 
vermummte auf und verhauen Faschos. In 
wohl aufklärerischer Absicht verteilen sie 
dabei auch noch Flugblätter, die den Geschä- 
digten erklären wem, sie diese Scheiße zu 
verdanken haben: Die NPD will am 1. Mai 
aufmarschieren lassen und jetzt müssen die 
autonomen Schlägerkommandos üben. Die 
Frage ist nur, wie die für die öffentliche 
Ordnung zuständigen Organe in Zukunft 
solche Vorfälle verhindern wollen. Schließ- 


Natinales Deutschland 

Die deutsche Nationalstiftung hat den 
Nationalpreis vergeben und dabei deutlich 
gemacht, daß es sich nicht um eine Kopie der 
DDR-Variante handelt. Getreu ihrem Ziel, die 
deutsche Nation ohne Makel wieder erstehen 
zu lassen, wurde die Bürgerbewegung zum 
Wiederaufbau der Dresdener Frauenkirche 
gewählt. Bundespäsident Herzog: „Die Ruine 
war erschütternde Erinnerung an die Schrek- 
ken des Krieges. In der wiedererstandenen 
Kirche wird diese Mahnung fortleben und 
wachgehalten werden müssen.“ Aber nur de- 
zent, sollte da hinzugefügt werden, wohl in 
einem Nebensatz auf den Tafeln, welche die 
Leistung der Bürgerbewegung dokumentie- 
ren werden. Denn schließlich war es schon 


Schnäppchen 

Das Völkerschlachtdenkmal kostet mehr Geld 
als es einbringt, ist also nichts wert. Das will 
die CDU im Stadtrat jetzt ändern. Projekt- 
planer müssen her, Marktwirtschaft, Frei- 


von den BewohnerInnen aufgestellt wurden, 
konnte der Unterricht im Verhaften auf fri- 
scher Tat Ertappter nicht erfolgen. Allerdings 
waren die Unterweisungen im Beseitigen von 
Gefahrengut von Erfolg gekrönt. Gestört fühl- 
te sich durch diesen Einsatz offenbar niemand 
der unmittelbar oder mittelbar Betroffenen. 
Jedenfalls beschränken sich Verlautbarungen 
zu der Razzia auf die Pressemitteilung der 
Polizei, über deren nächste Übungsstunde 
sicher im'nächsten Heft berichtet werden 
kann, 


lich geht es um unsere Kinder. Da staatlich 
verordneter Antifaschismus auf Weisung von 
ganz oben durch Toleranz gegenüber Rechts- 
extremismus ersetzt werden mußte, schlagen 
wir eine im Ausland bereits erfolgreich 
erprobte Methode vor: Ausgangssperre für 


“Jugendliche nach Schulschluß. Damit sinkt 


nicht nur die Zahl der Überfälle auf jugend- 
liche Faschos rapide, auch rassistische 
Ausschreitungen und Autodiebstähle nehmen 
enorm ab. Einen Slogan hätten wir auch 
schon. Fascho Du mußt zu Hause bleiben! 


schlimm, daß die Allierten sogar Gotteshäu- 
ser in Schutt und Asche legten. Dann ist auch 
der Schmerz nicht mehr so groß, daß der aus- 
bleibende Endsieg Wunden riß, die scheinbar 
nicht heilen wollten. Ganz im Stil dieses 
Geschichtsbildes ist die gleichfalls erfolgte 
Ehrung des „Hannah Arendt Institutes für 
Totalitarismusforschung‘“, das sich strikt 
unpolitisch dem Geschichtsrevisionismus 
widmet. Über zwanzig Jahre nach dem Tod 
Hannah Arendts ist es auch unbedeutend, daß 
die Totalitarismusdefinition der Namens- 
patronin explizit nicht auf die DDR zutraf, 
während sich das Institut dem Vergleich von 
DDR und NS-Staat verschrieben hat. 


flächenvermarktung. Und sinnlose Freiflä- 
chen gibt es am Denkmal wirklich genug mit 
eine bißchen Phantasie lassen sich da be- 
stimmt tolle Leuchtreklamen anbringen. 


Der Staatsanwalt hat das Wort 
Gegen die Mörder von Achmed Z. der im 
Oktober letzten Jahres vor dem Gemüseladen 
gegenüber des LVB-Gebäudes in der Karl- 
Liebknecht-Straße erstochen wurde, hat der 
Staatsanwalt jetzt Anklage erhoben. Die Ju- 
gendstrafkammer entscheidet, ob der Vorwurf 
des gemeinschaftlich begangenen Mordes 
gegen die zwei seit Oktober in U-Haft 
Sitzenden nach Jugend- oder Erwach- 
senenstrafrecht verhandelt wird. Der Prozeß 
muß zeigen, ob die Staatsanwaltschaft, trotz 
der rassistischen Beleidigungen, welche die 
beiden unmittelbar vor dem Mord gegenüber 
einer Verkäuferin geäußert hatten, von einem 
politischen Hintergrund der Tat absieht, wie 
dies im Oktober geschehen war. 


Die Tür macht auf, das Tor 
macht weit: 

Die Leipziger Knäste öffnen ihre Türen für 
Voyeure und andere Interessierte viermal im 
Jahr. Die erste diesjährige Veranstaltung, bei 
der in authentischer Umgebung die Strafe für 
Verbrechen hautnah erlebbar wird, fand am 
24. April statt. Weitere Aufführungen von 
„Der Rechtsstaat mit Herz und Seele in Akti- 
on“ sind am 20. Juni, 18. September und 16. 
Oktober. Karten gibt es an allen bekannten 
Vorverkaufsstellen. Das Füttern und Berüh- 
ren von Abschiebe- und U-Häftlingen ist aus 
Sicherheitsgründen nicht möglich, allerdings 
werden leere Zellen vorgeführt. Die Karten 
sind streng auf 50 Stück pro Veranstaltung 
limitiert! 


Vergewaltigung im Wildpark 
Am frühen Abend des 10. April vergewaltigte 
ein Jogger eine Frau auf dem Connewitzer 
Parkplatz am Wildpark. Die Frau konnte sich 
erst nach der Tat losreisen und fliehen. 


Wenn das Asylheim brennt 

.. kann die Polizei in der Regel schon am 
folgenden Tag einen fremdenfeindlichen 
Hintergrund ausschließen. Nicht anders am 
8. April in Spröda (Landkreis Delitzsch). Die 
120 BewohnerInnen konnten ihr Leben retten, 
müssen jetzt aber damit rechnen schwere 
Brandstiftung vorgeworfen zu bekommen, 
weil die Polizei kein Eindringen von außen 
feststellt. 


Der oben abbgebildete Spiegeltitel versprach 


schon schlimmes. Weiblich, fanatisch, jung 
sucht Demokratie zum aufschlitzen. Die Ge- 
schichte hält dann auch, was das Titelbild 
verspricht. Dumpfe Ressentiments verpackt 
in Zitaten und Statistiken. "Gewaltforscher 
Heitmeyer" prognostiziert die "Ethnisierung 
sozialer Konflikt". Darunter haben wir den 
Krieg türkischer Gangs gegen die Russen- 
mafia zu verstehen. Da der Wohlstand nicht 
mehr für alle reicht müssen die Gastarbeiter- 
kinder der zweiten und dritten Generation 
eben zurück dahin, wo sie selbst niemals her- 
kamen: in die Türkei. Und auch für die der- 
zeit größte Einwanderungsgruppe der 
sogenannten Rußlanddeutschen, die in 
Wirklichkeit Russen, Kasachen oder so was 
sind, müssen Regelungen gefunden werden. 


Fakt ist, laut Spiegelrecherche, ein deutscher 
Paß hilft keinem Ethnisierten seine Ghettoi- 
sierung zu überwinden und aus der kultur- 
typischen und von mangelnder Bereitschaft, 
sich beim Warten auf den Luxus in Geduld 
zu üben, geprägten Gewaltbereitschaft raus 
zu kommen.. 

Die Argumentationsmuster gleichen er- 
schreckend denen vom Beginn der Debatte, 
die zur de facto Abschaffung des Grundrechts 
auf Asyl führte. Klar ist: "Wer auf Dauer im 
Land bleibt, muß die Verfassungsgrundsätze 
anerkennen und die deutsche Sprache beherr- 
schen." Natürlich gilt dies nur für Menschen 
die nicht aus Kerneuropas Schengenland 
kommen, in dem die freie Wohnortwahl von 
Sprachkenntnissen unabhängig ist. 
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Kultur muß wieder unbezahlbar werden! 

Hochkultur heißt deshalb Hochkultur, weil sie nichts für den Plebs ist. Diese Weißheit haben 
sich manche in den 40 Jahren Ostkommunismus ideologisch verschleiern lassen. Um wieder 
auseinanderzubringen, was nicht zusammen gehört gibt es deshalb nur ein Mittel: die Preise 
müssen erhöht werden, damit sich niemand vom Pöbel aus versehen statt in den Kinosessel 
"in die Oper oder das Gewandhaus verirrt. Schließlich muß auch im Alltag erlebbar sein, daß 
die einen so sind und die anderen ganz anders. Die „moderaten Preiserhöhungen“ (Kultur- 
obermeister Giradet) - in der Oper immerhin sechs Mark pro Karte - werden natürlich nicht 
mit solchen den Mob verunsichernden Argumenten begründet. Da erzählt sich der Stadtrat 
doch lieber das Märchen, die defizitären Kulturbetriebe könnten so wirtschaftlicher werden. 
Was haben wir gelacht. 


Dieser gefährliche Trickbetrüger hat dieser armen alten Frau 15.000 DM (in Worten 
Fünfzehntausend) abgenommen. Die alte Dame fiel auf den mindestens ebenso alten 
Zoodirektortrick herein. Mit Hilfe einer lokalen tageszeitung hatte der Trickbetrüger be- 
hauptet ein Seelöwenbasin bauen zu müssen, für das er kein Geld habe. Mittels fingierter 
Berichte über Spenden von Baufirmen, ließ er die story täuschend echt wirken. Besonders 
makaber war die Vollendung des Betrugs. Als die arme alte Frau angab das Geld spenden zu 
wollen, hjolte es sich der Mann bei ihr zu Hause in bar ab. Er brachte einen Blumenstrauß 
und ein Zoobuch mit. Die Identifikationsteams des KlaroFix wollen inzwischen heraus- 
gefunden haben, daß es sich bei dem Mann auf dem Bild um Trickbetrugsexperten Eduard 
Zimmermann in Verkleidung handelt. Ein aktuelles Aktenzeichen bei der Staaatsanwaltschaft 
Leipzig ist nicht bekannt. 


Hundescheiße 

Wer einen Hund hat, muß jetzt auch drauf aufpassen. Dies gilt nicht nur für den vom Vierfüßler 
verursachten Hundedreck, sondern auch das Gebiß des Tieres. Sollte dieses sich weiterhin in 
den Waden von Sportlern, Kleinkindern und Fahrradfahrerinnen finden, anstatt in der Nähe 
einer Hundeleine, wollen die Stadtgewaltigen „Verwarnungsgelder“ verhängen. Noch gün- 
stiger wäre es allerdings in Grünanlagen Kameras aufzustellen, die leinenlose Kläffer blit- 
zen. Natürlich müßten dazu entsprechende Nummern auf die Pelze der Tiere mit Leuchtfar- 
be aufgesprayt werden. 
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Einhalb unter Null 

Nachdem der Frauenbibliothek MONAliesA 
Sachkosten und anderthalb Personalko- 
stenstellen zur Verfügung gestellt wurden er- 
öffnet das Projekt, welches am 4. Februar 
wegen mangelnder Unterstützung durch die 
Kommune dicht machte, am 6. Mai erneut. 
Zwar sind die bewilligten Mittel noch unter 
den in der Zeit der Schließung geforderten 
Mindestzuwendungen (u.a. zwei Personal- 
kostenstellen), aber daß jetzige Angebot wird 
von den Ämtern von einer Widereröffnung 
des Projektes ab hängig gemacht. Bei 
MONAliesA wird deshalb der Spatz in der 
Hand einer Taube auf dem Dach vorgezogen. 
Zwar wollen sich die Trägerinnen nicht soweit 
kompromittieren jetzt doch möglich zu ma- 
chen, was sie als nicht machbar beschrieben 
hatten, aber mit eingeschränkten Öffnungs- 
zeiten läuft die Bibliothek doch erstmal 
weiter. Der Kontakt zu den NutzerInnen soll 
dabei aktualisiert und für den weiteren Kampf 
um die völlige Durchsetzung der Mindest- 
forderungen benutzt werden. Auch strukturell 
soll sich was ändern. Die Gründung eines 
eigenen Trägervereins ist geplant. Genaues 
ab 6. Mai in der MONAliesA. 


Wilder Osten inklusive 

Es war 1995, als einigen Menschen die merk- 
würdigen Umstände des Konkurses der 
Sachsenmilch AG und irgendwie verschwun- 
dene Fördergelder in Millionenhöhe Kopfzer- 


‚brechen bereitete. Vielleicht waren unter 


ihnen die Manager der Sachsenmilch- 
besitzerin Südmilch, vielleicht gehörte sogar 
Landwirtschaftsminister Rolf Jähnisch 
(CDU) dazu, weil alles so zum Himmel stank, 
daß nur ein parlamentarischer Untersu- 
chungsausschuß noch Gras über die Sache 
wachsen lassen konnte. Das ist jetzt gesche- 
hen. Nach 1100 Seiten Protokollen hat der 
Ausschuß seine Arbeit eingestellt. Zwar murrt 
die Opposition noch ein wenig, aber die 
regierende CDU erklärt: Jähnisch war Ostler, 
also bekloppt, weshalb er gar nicht mitbekom- 
men hat, worum es ging und einfach instru- 
mentalisiert wurde. Wie alle! Die unortho- 
doxen Methoden seien aber letztendlich eine 
Erfolgsstory, wie sie ins aufstrebende Sachsen 
gehört. Und damit ist jetzt alles gut, 
schließlich hatten die Nörgeler lange genug 
Zeit Skandale aufzudecken... 


Pump-Gun, Gabel, Scheere, Licht 

sind für kleine Kinder nicht. Dachte sich die Polizei und entfernte vom Kinderspielplatz am Thonberg einen Plastemüllsack, in dem sich 
außer einer Pump-Gun noch eine Machinenpistole mit Schalldämpfer und eine Selbstladepistole nebst scharfer Munition befanden. Was für 
Typen rennen da draußen eigentlich mit was für Geräten in welchem Zustand durch die Gegend”? 


Gestrafftes Studentenleben 
Großartig sind die Vorstellungen von der 
Zukunft, die Sachsens Wissenschaftsminister 
Meyer ins Hochschulrahmengesetz schreiben 
will. Weniger Studierende ist sein Programm 
und die müssen auch nicht mehr alle fünf 
Jahre an der Uni hängen. Wer nicht gleich 
von vornherein „ausgesiebt‘“ wird, kann statt 
der bisherigen Magister- oder. Diplom- 
abschlüsse auch nach 3 Jahren mit einem 
Baccalaureat die Uni verlassen. Diese besse- 
re Zwischenprüfung ist zum Beispiel in Groß- 
britannien die Regel. Deshalb muß die 
Innovation auch nicht mit zu erwartenden 
Spareffekten nach ihrer flächendeckenden 
Einführungen begründet werden, sondern 
wird unter der Flagge der Kompatibilität ein- 
geführt. An der Leipziger Universität ist ein 
erster dreijähriger Studiengang schon geplant 
und soll baldest möglich angeboten werden. 
Wer sich dann nicht an die Regelstudienzeit 
hält, wird wohl mit dem Minimalprogramm 
vorlieb nehmen müssen. Im übrigen heißt das 
Allheilmittel in der Bildungskrise Wett- 
bewerb. 


Als ob nicht alles schon 
schlimm genug wäre... 

... Will die mb zusammen mit den Prinzen 
und einer gewissen Ute Freudenberg einen 
„Rock-Sender“ für Sachsen starten. Mit 
ausschließlich Rockmusik lediglich unter- 
brochen von Infos über Rockmusik. Stell Dir 


Reichsgericht auf 
Reichsgerichtsplatz 

Wer Dimitroff sagt, sagt Terrorismus. Wer 
Reichsgericht sagt, sagt Ruhe, Rache, 
Ordnung. Was liegt also näher, als den Namen 
für den Platz, auf dem das Gebäude steht, 
welches erst Reichsgericht, dann Dimitroff- 
museum war und nach Überwindung des 
Totalstaates DDR Bundesverwaltungsgericht 
ist, zu tauschen. SPD schlägts vor, CDU kann 
daran nichts anstößiges finden, FDP und Grü- 
ne finden Dimitroff auch nicht gut... Wer hat 
da wieder „Rechtsextremismus“ gebrüllt?War 
doch klar, daß die Partei des Demokratischen 
Stalinismus wieder anders will. Naja, der 
Stadtrat entscheidet im Mai und wie dort die 
Machtverhältnisse sind, ist ja bekannt. Oder 
ist jemand bereit eine Kampange anzuzetteln, 
die ihnen die Sache zu heiß werden läßt? 
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vor, die Landesmedienanstalt genehmigt die- 
ses Projekt und Deine Sendewahltatste geht 
kaputt während im Autoradio Rock-Sender 
Sachsen läuft. Dann hats Dich eiskalt erwischt 
und Du schunkelst mit geschätzen 15 bis 20% 
der RadiohörerInnen zu „Das ist alles nur 
geklaut“. Ich muß jetzt aufwachen! 


Hauszeit? 

Am Sonnabend, dem 19 April, fand in der 
Karl-Heine-Str. 4 eine, nach Augenzeugen- 
berichten, ungewöhnliche und erhebende 
Hochzeitsfeier in ausgelassener, großer 
Runde statt. Ungewöhnlich deshalb, weil die 
Braut ein haus war, das durch die Hochzeit 
den symbolischen Bund fürs Leben mit den 
Gästen schließen wollte. 

Leider ist die Braut schon wieder von der 
üblichen grünen Besatzung und deren 
Hintermännern und-frauen geraubt worden, 
wenn auch nicht so schnell, wie die schlecht 
informierte LVZ am folgenden Montag "Ju- 
gendliche besetzten Haus zum Feiern" berich- 
tete. Dennoch ist es immer noch spannend, 
wie sich das Schicksal des jungen Paares 
entwickelt. 
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Blutsonntag 


Der folgende Text sollte laut Editorial des KlaroFix 4/97 im Ordner landen. Nicht 
nur wegen eines Briefes der Autorin/Übersetzerin, die uns schon einige Texte zur 
Situation in Irland geschickt hatte, haben wir unsere Meinung bezüglich der 
Veröffentlichung geändert. In einer Zeit, in der der Nordirlandkonflikt als 
Zeitgeistphänomen durch die Kinos schwappt, während sich im wirklichen Leben 
eine Friedensinitiative ihrem Ende, zuneigt, halten wir die Darstellung eines 
Schlüsselereignisses des Konflikts für durchaus interessant. Auch wenn in dem 
Text Bezüge zur heutigen Situation ausgespart bleiben, verstehen wir ihn als 
Beitrag, Hintergründe der gegenwärtigen politischen Situation zu erhellen. 

Der Text wurde in weiten Passagen von einem Iren verfaßt. Dies erklärt auch, 
weshalb Standards der Diskussion um die Bedeutung einer Nation, die wir in 
jeder hiesigen Debatte voraussetzen würden, umstandslos unterschritten werden. 
Die Veröffentlichung des Textes bedeutet nicht, daß wir diese Standards nicht für 
verteidigungswürdig halten. Wir bitten aber zu bednken, daß solche Standards 
nicht überall vorausgesetzt werden können. 

Am 29. Januar 1997, also am Vorabend des 25. Jahrestages des Blutsonntages 
von Derry, hat das Northern Ireland Office der britischen Regierung verlautbaren 
lassen, die damals durchgeführten offiziellen Untersuchungen seien erschöpfend. 
Eine neue Untersuchungskomission sei nicht notwendig, aber wer neue Beweise 


habe, möge sie doch der RUC zur Verfügung stellen... Red. 


Das erste Februarwochenende dieses Jahres 
war in Irland dem Gedenken an “Bloody 
Sunday” gewidmet, als unschuldige Zivi- 
listen, die an einem Marsch für Bürgerrechte 
teilnahmen, von britischen Truppen nieder- 
gemetzelt worden waren. 

Am 30. Januar 1972 fiel die nationalistische 
(ACHTUNG, keine voreiligen Schlüsse)! 
Bevölkerung Derrys einem ‘vorsätzlichen 
Gemetzel’ zum Opfer, ausgeführt vom Ersten 
Battallion des Fallschirmregiments der Bri- 
tischen Armee. 13 Männer wurden erschossen 
(ein weiterer erlag später den Verletzungen, 
die er an diesem Tag erlitten hatte), als sie, 
so ironisch es auch klingen mag, an einer 
Demo für Bürgerrechte teilnahmen. 

Sofort danach überfluteten die britische 
Armee und die britische Regierung in guter 
Zusammenarbeit die Medien mit Behauptun- 
gen, daß die Armee sich gegen einen Angriff 
der IRA verteidigt hätte. Sie behaupteten, daß 
die Paras? mit Bomben und Schüssen an- 
gegriffen worden seien, ohne allerdings auch 
nur einen Fetzen eines Beweises für diese 
Behauptung zu erbringen. Nicht ein einziger 
Para wurde an diesem Tag verletzt. Keiner 
der Toten hatte eine Waffe bei sich oder wurde 
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auch nur in der Nähe einer Waffe gefunden. 
25000 Augenzeugen und ein Haufen Jour- 
nalisten bezeugten, daß weder Bomben noch 
Waffen von den Demonstranten benutzt 
worden seien. 

Die ‘unabhängige’ Untersuchung der Ereig- 
nisse unter der Leitung von Lord Widgery 
(einem ehemaligen Armeeoffizier und später 
Lordoberrichter in Großbritannien) ignorier- 
te allerdings die Berichte derer, die an die- 
sem Tag anwesend waren. Ein Funkamateur 
hatte die Kommandos des befehlshabenden 
Offiziers, die vor und während des Gemet- 
zels gegeben wurden, mitgeschnitten, aber 
das wurde als Beweismittel nicht anerkannt, 
da es ja “illegal” ist, die Funkverbindung der 
Streitkräfte ohne Erlaubnis mitzuschneiden. 
Ein Gerichtsbericht, der vermeintlich bewies, 
daß drei der Toten bewaffnet gewesen waren, 
muß sehr skeptisch betrachtet werden, wenn 
man weiß, daß genau diese Drei, als sie be- 
reits tot waren, in Kontakt mit denjenigen 
kamen, die tatsächlich Waffen hatten - den 
‘Paras’. 

Obwohl Widgery zu dem Schluß kam, daß 
das Verhalten der Armee in einigen Fällen “an 
Fahrlässigkeit grenzte”, entlastete er in seiner 


endgültigen Analyse die Armee. 

25 Jahre später demonstrierten Menschen 
von Derry und von anderswo (etwa 40000 
Menschen) auf der originalen Strecke des 
Bürgerrechtsmarsches von ‘72 und forderten 
eine wahre Aufklärung der Vorfälle und Ge- 
rechtigkeit für die Opfer. Nach 25 Jahren sind 
die Verwandten der Opfer noch immer der 
fest entschlossen, die Vertuschungen von 
Bloody Sunday zu enthüllen. 

Um zu begreifen, was am Bloody Sunday 
tatsächlich geschah, müssen wir zunächst 
einen Blick auf die Geschichte der 6 
Counties?, die Nordirland ausmachen, werfen. 
Um das Verhalten der Armee zu verstehen, 
müssen wir als erstes den Impuls der Bewe- 
gung, die sich in Nordirland zwischen 1968 
und 1972 entwickelt hatte, untersuchen. 
Warum war die Armee - noch dazu ihr 
härtestes Regiment - überhaupt dort? Warum 
war die Eliteeinheit der Paras bei einer fried- 
lichen Bürgerrechtsdemo anwesend? Welche 
Umstände brachten eine solch massive 
Anzahl an Menschen auf die Straße? 

Der nordirische Staat wurde 1921 von den 
Briten geschaffen, um den Forderungen der 
protestantischen Unionisten* nachzukommen, 
die sich dagegen wehrten, einem einigen 
Irland anzugehören. Protestanten und im 
speziellen die Orange Order hatten über 
Jahrhunderte der britischen Kolonialherr- 
schaft die Annahme entwickelt, daß ihre 
Religion höherwertig als der Katholizismus 
sei. Ebenso glaubten sie an die Überlegen- 
heit derer, die den Protestantismus prakti- 
zierten, gegenüber denen, die einheimischen 
Glaubensrichtungen anhingen. Die Orange 
Order (eine durch Schwur gebundene 
antikatholische Organisation) feiert nach wie 
vor jedes Jahr mit Märschen und Paraden den 
Sieg des Protestantismus (unter William of 
Orange) über den Katholizismus im 17. 
Jahrhundert. Die Märsche sollten ‘lautstark 
und bombastisch sein, um die Katholiken 
einzuschüchtern und den Sieg des Prote- 
stantismus über den Katholizismus zu feiern, 
in glorreichem Gedenken an die “wahre 
Religion”. Diese Position paßte der britischen 
Regierung sehr gut in den Kram, da die 
Protestanten in Irland Land und Macht in 
ihren Händen hielten. Sie wußte, daß, wenn 
die Einheimischen auf ihrer Forderung nach 
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Nachdem sie die Menge über die Brücke in 
Derry zerstreut hatte, entschloß sich die RUC, 
die Bevölkerung im allgemeinen anzugreifen, 
die eigentlich gerade überhaupt nichts im 
Schilde führte - außer den samstäglichen Ein- 
kaufsbummel. 

Alles war klar. Die Regierung hatte durch die 
repressiyen Handlungen ihrer Polizei der 
Bewegung’neuen Anstoß gegeben. Die “Be- 
schützer des Volkes” waren gefilmt worden, 


damit die Welt sehen konnte. Die Regierung: 


hatte gezeigt, was passieren würde, wenn die 
nationalistische Bevölkerung versuchte, ihrer 
Unzufriedenheit Ausdruck zu verleihen, und 
Derry stand unter Hochspannung. 

Da jeder Bürgerrechtsdemo mit solchen 
repressiven Maßnahmen begegnet wurde und 
Polizei und loyalistische Schlägertruppen in 


28 EESEEIZI 


“ Der-offiziele Unionismüs, von d 
. mentspaiteien bis hin 


aufzuführen. 
Eine unabhängige Untersuchung unter 
Cameron kam zu dem Schluß, daß “die 
Polizisten sich schuldig an Vergehen gemacht 
haben, die Überfälle und Tätlichkeiten sowie 
schwere Beschädigung von Eigentum in den 
Straßen des Bogsideviertels ... sowie das Be- 
nutzen von religiösen und politischen Slogans 
einschließen.” Cameron schlußfolgerte: “Der 
Angriff wurde lokal von Vertretern der 
Orange Order und der B-Specials organisiert, 
in enger Zusammenarbeit mit zumi 
einigen Mitgliedern der RUC. Es ist mi 
daß einige lokale Abteilungen der 
Untergrundorganisation UVF'! 
waren. Aber dassich diese Organisation 
ihre Mitglieder betrifft, in großem M 
lappen, sind derartige Unterscheidung 
rein theoretischer Bedeutung.” 


dend: 


Spaß macht, wenn man durch die katholi- 
schen / nationalistischen Viertel ziehen kann. 
Pat Mac Rory erklärt in seinem Buch “Die 
Belagerung von Derry” die Mentalität der 
Orangemen: “Ich fragte einen Orangeman, 
warum es denn nötig sei, diese offensicht- 
lich provokativen Feierlichkeiten beizubehal- 
ten. Er sah mich leicht überrascht an und sagte 
dann grimmig: “Wir müssen ihnen zeigen, 
wer der Herr ist ... deswegen!”” 

Diese Märsche resultierten in unvermeid- 


pannung baute: sich auf Spannun 


istische Gemeind 


denn wie man eine ausarbeitete, aber sie freu- 
ten sich über sich selbst, daß Leute aus der 
Sorbonne kamen, um die Arbeitslosen von 
Bogside zu fragen, wo sie denn so gut kämp- 
fen gelernt hätten.” 

Auch die nationalistischen Viertel in Belfast 
organisierten Krawalle, um den Druck auf 
Bogside zu mildern und die enorme RUC- 
Präsenz von Derry abzulenken. Nach drei 
Tagen war die Polizei am Ende. Die nord- 
irische Regierung forderte Hilfe von der bri- 
tische Armee an, und daraufhin wurden 
Truppen in die 6 Counties verlegt. Die Derry 
Citizens Defence Association!* repräsentierte 
die Bogsidebewohner und verhandelte 
Vereinbarungen darüber, daß die Barrikaden 
wieder abgebaut und stattdessen weiße Linien 
auf die Straßen gemalt wurden, die die RUC 
auf ihren Patroullien nicht überschreiten durf- 
te. 

In dieser Zeit richtete die IRA ihre Angriffe vor 
allem auf ‘wirtschaftliche Ziele’. Allerdings 
stellte sich heraus, daß einige der Bomben, die 
zunächst der IRA zuge- 
schrieben wurden, tat- 
sächlich von der UVF { 
gelegt worden waren. 
Etliche unschuldige Zi- 
vilisten auf beiden Sei- 
ten fielen den Anschlä- 
gen von beiden Seiten 
zum Opfer. 

Das wachsende Vertrau- 
en in und die steigende 
Unterstützung für die 
IRA verärgerte die 
Loyalisten, die das Ge- 
fühl hatten, die IRA 
würde siegen und das $ 
Stormont-Parlament un- | 
ter dem Reformer 3 
O’Neill würde die Ul- 
ster-Protestanten an die kommunistische und 
päpstliche Verschwörung, die sie hinter den 
Forderungen für Bürgerrechte vermuteten, ver- 
raten. 

Sporadische Krawalle gingen weiter, aber im 
Frühsommer 1971 zeigten sich die Briten zu- 
frieden mit den erreichten “Fortschritten”. Die 
RUC patroullierte wieder in fast allen Gebie- 
ten. 

Anfang Juli jedoch hatte die Anzahl der Vor- 


fälle die lokale politische Szene dramatisch 
verändert. Wieder einmal standen die Straßen 
unter Hochspannung. Krawalle standen an der 
Tagesordnung, als sich die Zeit der loyali- 
stischen Märsche näherte. Die Menschen 
waren wieder auf der Straße und widersetzten 
sich den Staatskräften, die vorher eher 
“ruhige” IRA befand sich jetzt im offenen be- 
waffneten Konflikt, und die Anzahl ihrer Mit- 
glieder und ihr politischer Einfluß wuchs ste- 
tig. 

Der wesentlichste Grund für dieses Aufwal- 
len an Militanz in der nationalistischen Be- 
völkerung waren die unbegründeten Morde 
an Seamus Cusack und Desmond Beattie, die 
von den britischen Streitkräften in Derry 
verübt worden waren. Die Abscheu der 
Arbeiterklasse war so enorm, daß sogar die 
moderate Mittelklasseführungen der Sozial- 
demokratischen und der Labour-Partei von 
der massiven öffentlichen Meinung dazu ge- 
zwungen waren, sich aus dem Stormont- 
Parlament zurückzuziehen. Hätten sie dies nicht 


getan, wäre ihnen ihr politisches Ableben si- 
cher gewesen, und die Basisunterstützung von 
Seiten derArbeiterklasse wäre verschwunden. 
Die Schlußfolgerung der Gemeinden wäre die 
totale Ablehnung der Parteien gewesen, da sie 
geglaubt hätten, daß diese nur aus simplen fi- 
nanziellen Gründen an der Macht festhielten. 

Die Zeitschrift Loyalist News forderte ihre Le- 
ser dazu auf, “sich auf einen Holocaust vorzu- 
bereiten, nach dem August ‘69 [die Schlacht 


von Bogside] wie ein Picknick aussehen wer- 
de”. 8000 protestantische Werftarbeiter legten 
ihre Arbeit nieder und forderten verstärkte Re- 
pressionen gegen die IRA. 
Das Parlamentsmitglied Faulkner forderte die 
britische Regierung auf, “Internment’ einzu- 
führen. Internment bedeutete, daß Bürger al- 
lein auf einen Verdacht hin festgenommen 
und für eine beliebig lange Zeit festgehalten 
werden konnten, ohne Anklage oder Gerichts- 
verfahren. Die britische Regierung zögerte 
zunächst, ließ sich aber dann auf einen Deal 
ein: die Parade der Apprentice Boys wurde 
verboten, und um diesen Schlag gegen die 
Loyalisten abzuschwächen, begann die 
‘Operation Internment’. 
Was die unionistischen Minister zunächst als 
einen fantastischen Erfolg bezeichneten, 
stellte sich allerdings als die Festnahme von 
1600 völlig unschuldigen Menschen heraus, 
die nach “Verhören’ wieder freigelassen 
werden mußten. 1600 von 2357. Keines der 
führenden IRA-Mitglieder wurde in der Raz- 
zia festgenommen, da 
diese schon vorher von 
dem Plan erfahren hat- 
ten. 
Die Sicherheitskräfte 
nutzten diese repressi- 
ve Strategie böswillig 
aus. Familienangehöri- 
ge wurden nicht dar- 
über informiert, wo 
und für wie lange die 
Gefangenen festgehal- 
ten würden. Die bei 
Verhören an- 
gewendeten Methoden 
entsprachen dem Stan- 
dard der RUC: psychi- 
; sche und physische 
Folter. Die beim 
Internment angewendete Strategie war eindeu- 
tig selektiv: nicht ein einziges UVF-Mitglied 
wurde interniert. Von daher wurde Internment 
von der nationalistischen Bevölkerung eindeu- 
tig als weiterer Angriff gegen sie erkannt und 
bewertet. 
Die Nachrichten darüber, wie die Nationalisten 
von den Kräften der Krone behandelt wurden, 
verbreiteten sich wie ein Lauffeuer. Wiederein- 
mal versammelte sich die Bevölkerung zu täg- 
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emonstrationen, abe) 
tte bedeutet, als 


siven Regierung 


monstrierten. Gegen Ende 
Demo brachen, wie vorher. 


Grund gibt,.anzunehm 
So euer;eröffnet hätten, wenn nicht. - 
r auf sie geschossen wurde”.Befangen 


als die Worte und Augenzeı 
Bevölkerung. 


ge 31 


| emokraten ist und Ex- Kader der verbafenen 


Nationalistischen Front. nn 


Ein Erfolg dagegen können. die Faschos am . 
19.4. verbuchen. Danämlich veranstalteten sie 


ii eienein Fest anläßlich des großen Führer- 


ıens gegen dieses Verbotes bekräftigt und 
iert unt dem Motto: >Es bleibt bei der 
ai-Kundgebung in Leipzig< weiter. Da- 
ıft auch die Gegenmobilisierung weiter- 


Do nun zur traditionellen Rückschau und da 
erade über Fascho-Demos reden, sollen 
ch noch von den mißglückten Demo- 


versuchen der Faschisten im letzten Monat be- 


tet werden. Einer davon fand am 29.3. in 

) rt/Oder statt. 26 Teilnehmer an dieser 

'bo: enen Demo wurde festgenommen. Einer 

war der Vorsitzende der Jungen 

jaldemokraten Jörg Hänel, gegen den 

h in Verfahren w wegen Mißachtung des De- 
trationsverbotes eingeleitet wurde. 

rca 1 Woche vorher hat die NPD im Raum 

mburg-Saaleck ebenfalls versucht, eine 

Veranstaltung mit dem NPD-Vorsitzenden Udo 

gt aufdie. Beine zu stellen. J edoch wurden 


1 a Mitglied 2 I ungen National- 


. ‚geburtstages in. einem Kaff bei Wurzen, zu dem 
. ca. 200 Rechte kamen. Wahrscheinlich floß 
aber genug Bier, so daß scheinbar nichis v wei- 
ter passierte. 


Einen richtigen Aufruhr hat ein Leserbrief ın 
der LVZ vom 13.März 97 verursacht. Dort er- 
zählt so ein Bonzenheini, wie er von einer. in- 
ternationalen Tagung von der neuen Messe in 
Leipzig kommend, Erfahrungen mit rechter Ge- 
walt gegen AusländerInnen macht. Sein afri- 


kanischer Kollege (es wird übrigens dabei klar- 


gestellt, daß dieser Farbige Vertreter einer wich- 
tigen Regierungsorganisation ist) wird in der 
Straßenbahn von einer Gruppe Faschisten an- 
gepöbelt, der besagte Leserbriefschreiber will 
seinen afrikanischen Begleiter schützen und be- 
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kommt dafür alles 


verboten wurde. Spieens sol tdi australisch 


"7 ortress" und die Band "Weiße Rie- 
iesa. 800 Bullen setzten dieses Ver- 
[€ Kontrol len durch. 


. Gruppe 


setzung mit den wei. dort arbeitenden Türken 


provoziert. Verletzt würde niemand. EinenVer- 
letzten ‚gab es jedoch bei einer Flugblattaktion 


in Leipzig gegen den dort wohnenden NPD- 
Bundesvorsitzenden Jürgen Schön. Zwei Neo- 
nazi brachen ein ifaschisten, ‚der Flug- 
blätter vor Schöns Häus verteilte, mit einer 
: Autokralle den Unterarm. 
Außerdem wurdei im ne Rudolstadt 


. Opfi echter Gewalt, im sächsichen Freital ein 

Algerier undi in Potsdam ein Kroate. 

Aber nicht nur von Übergriffen auf Einzelper- 
sonen, die ja oft auch nach unorganisierten, 
_ spontanen Einzelaktionen aussehen, ist zu be- 

richten, sondern auch von eindeutig organisier- 

ten, vorbereiteten Aktionen. So wurde in Er- 
furt am 30.3. von ca. 15 mit Knüppeln und Stei- 
nen bewaffneten Faschos ein autonomes Ju- 
_ gendzentrum überfallen. Einen Tag später er- 
eignete sich ähnliches in Chemnitz. Dort war 
das alternative Jugendzentrum "Tulschock" An- 
griffspunkt. 60 Rechtsradikale verursachten ho- 


i i ieben Jung-Nazis an einem 
Dönerstanc andaliert und eine Auseinander- 


jähriger Asylsuchender aus Bangladesch 


hen Sachschaden und verletzten sechs Perso- 


nen. So auch in Magdeburg. Neben Drohbrie- 
fen in der Art wie: "Frank Böttcher war nicht _unte 
. der letzte. Euch bunten Schweinerottenwiralle R« 


aus." gabes immer wieder Angriffe auf Perso- 
nen, Klubs und Häuser. So wurde während ei- 
nes Angriffs auf ein alternatives Wohnprojekt 
ein Bewohner so schwer verletzt, daß er 
stationaär behandelt werden mußte. Ebenfalls 


Verletzte gab es am 29.3. Dort überfielen 30- 


40 Faschos ein Hüttendorf von Gegnern der 
Ostseeautobahn. Drei der dort anwesenden 
Zehn wurden verletzt, zwei davon mußten so- 
gar stationär behandelt werden. 


Auch gab es wieder Überfälle, bei denen Brand- 
 sätze flogen. So zum Beispiel gegen das auto- 


nome Zentrum im Freiberg, bei dem "nur" 
Sachschaden entstand. In Memmingen wurde 
ein Brandsatz in ein von AusländerInnen be- 
wohntes Haus geworfen. Mitte März haben 
Faschos in einem Kindererholungszentrum 
wiederholt Feuer gelegt und Bungalows mit 
ihren Symbolen beschmiert. In Spröda brann- 
te am 7.4. ein Asylbewerberheim. Alle 
BewohnerInnen konnten sich ins Freie retten. 


Die Polizei ermittelt wegen Verdachts auf 


schwere Brandstiftung, schließt aber natürlich 
einen rechtsradikalen Hintergrund aus. Genau- 


so wiein Delitzse 
einer Brandstif 


Informationen könnt ihr. 
nen antifaschistischen Plenu 
nerstags 20. 00 Uhrim Conn 
vor allem auch selber abgebe oder ihrko 
mal im antifaschistischen Pressearchiv vor- 
bei, das nun ab dem 6.Mai der Öffentlichkeit . 
zugänglich sein wird. Es befindet sich i ii 
Braustraße 20 und hat folgende: Öffnungsze ı 
ten: Di 16.30-19.00 Uhr, Mi, Do, Fr 17. 2 

20.00 Uhr. (siehe Anzeige Bnlen) 


Ich wünsche uns einen erfolg ben 1. Mai. 
Bis demnächst. 


* Wir kaufen nur bei selbstverwalteten Kooperativen 
von KleinbäuerInnen oder LandarbeiterInnen ein 


T 


Antifaschistisches 
Pressearchiv 
Leipzig 


* Wir finanzieren die Ernte teilweise vor, um die 
ProduzentInnen nicht i in: ‚die Verschuldung bei unse- 
riösen ZwischenhändlerInnen zu treiben 

* Wir zahlen einen. stabilen. und garäntierten Mindest- 
preis, der zeitweise.(z.B. im Mai£93) doppelt so hoch 
war wie der Weltmarktpreis; Solliefder Weltmarktpreis 
diese Höhe erreichen, ahlen Air immer 10% mehr. 


sichern, und es bleibe Mittel’ zum Aufbau materiel- 
ler und sozialer. Broich für di LP im 


fen gli | 
SE ‚gut a1 Ya RE. 
ten Welthandelsstrukturen verwandeln aber wertvol- 
le und aufwendig produzierte Güter in Billigangebote 


für die Industrienationen. 


Braustraße 20, 


| 04107 Leipzig 


zu erreichen: 
Braustraße 20 


e-mail: ANTIFA-ARCHIV @link-l.el.sub.de 


04107 Leipzig, Tel.: 


BÜCHER ZU/ DEN THEMEN 
FEMINISMUS, TRIKONT, 
ANARCHISMUS, (ANTI)JFASCHISMUS, 
(ANTI)JPÄDAGOSIK, :ROMANE, KRIMIS 
UND VIELES’ MEHR... 


Bibi; liofhe, k 


„ODER AUCH NUR EINFACH 
REINSETZEN, STÖBERN, KAFFEE 


0341 /:..9613826, °. 


Öffnungszeiten: Mo. 16:30-19:00 Uhr; Mi. Do. Fr. 17:30-20:00 Uhr .-Y 
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Tausch, Geld, Zins 
und Ungleichheit 


Torsten Voigtländer 


Nach den Diskussionen über die Natur der gegenwärtig anhaltenden Krise der 
kapitalistischen Gesellschaft haben wir im letzten Heft ein Interview mit Vertre- 
terfinne/n des Leipziger Batzen-Tauschringes veröffentlicht. Solche Tauschringe 
haben gegenwärtig in einigen Ländern Konjunktur. Inwieweit wir solche Tausch-. 
ringe als Ausdruck der Krise und als andere Organisationsform des Kapitalis- 
mus verstehen müssen, oder ob sie vielmehr Aufbruch in eine neue, bessere Welt 
sein können, soll in diesem Text untersucht werden. Das Geld, das in solchen 
Tauschringen ja durch eine "Ersatzwährung“, wie Batzen, Kreuzer, Talente etc., 
substituiert wird, soll dabei wichtiger Beständteil der Betrachtungen sein. Eben- 
so sollen andere monetäre Formen wie Zins und Gewinn untersucht werden und 


speziell die Freiwirtschaftstheorie, die den Zins und die Bodenrente angreift, kurz 
besprochen werden. 


Geld und Tausch 


Geld und Warentausch hängen im bürgerlich-öko- 
nomischen Verständnis eng zusammen. Lehrbü- 
cher für angehende Wirtschaftsfachleute erklären 
die Entstehung und Durchsetzung der Geldwirt- 
schaft mit der Durchsetzung der Tauschwirtschaft 
gegen die Subsistenzwirtschaft in Stammesver- 
bänden und Großfamilien. Waren früher die Groß- 
familien in der Lage, alles zum leben Notwendi- 
ge selbst herzustellen, hat sich das Wirtschaften 
später zugunsten von immer spezialisierterer Pro- 
duktion von Tauschgütern verlagert. Geld ist dem- 
entsprechend “ein von allen Tauschpartnern an- 
erkanntes Zwischentauschgut”' . Dabei können 
auch Waren als Geld funktionieren. Solches 
“Warengeld” waren z.B. Vieh oder Pfeilspitzen, 
aber auch Zigaretten sind in bestimmten Situatio- 
nen als Geld akzeptiert worden. Über einige Zwi- 
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schenstufen, die teilweise nebeneinander existier- 
ten und existieren, entwickelte sich die moderne 
Geldwirtschaft mit dem Giralgeld, das scheinbar 
ohne materielle Bindung zirkuliert, nurdurch Ein- 
träge auf Konten, als Anhäufungen von Einsen 
und Nullen innerhalb von Computersystemen. 
Geld hat nach den Lehrbüchern der Volkswirt- 
schaftslehre verschiedene Funktionen in unserer 
Gesellschaft: 
Geld ist Tauschmittel: Geld ermöglicht als all- 
gemein anerkanntes Zahlungsmittel den “in- 
direkten Tausch”, also Kauf und Verkauf. (Es 
regelt also Beziehungen zwischen Menschen.) 
Geld ist Zahlungsmittel; Mit Geld kannst du 
Schulden begleichen, Steuern bezahlen und 
Strafzettel begleichen. (Geld kann offensicht- 
lich auch zur Regelung von Beziehungen zwi- 
schen den Menschen und dem Staat benutzt 
werden.) 


Geld ist Wertaufbewahrungsmittel: Geld 
kannst du sparen. Wenn du heute etwas ver- 
kaufst, kannst du das Geld, das du dafür kas- 
siert hast, erst nächstes Jahr ausgeben. DerWert 
ist aufbewahrt worden. (Hättest du dein Kof- 
ferradio gegen Tomaten getauscht, könntest du 
diese nächstes Jahr nicht mehr gegen Video- 
kassetten eintauschen.) 

Geld dient als Recheneinheit: Der Wert aller 
anderen Waren drückt sich in Geld aus. Da- 
durch werden sie vergleichbar und summier- 
bar. (Die berühmten Äpfel und Birnen lassen 
sich so doch addieren.) 

Geld ist Wertübertragungsmittel: Geld kann 
verschenkt oder vererbt werden. Die Verfü- 
gungsgewalt über andere Waren läßt sich über- 
tragen. (Hinge die Verfügungsgewalt z.B. von 
Intelligenz oder Körperkraft ab, wäre das wie?‘ 
der nicht so einfach).? 


Die Vorstellung einer Welt, die im Tausch einen 
wesentlichen Stützpfeiler hat, unterstreicht die 
Notwendigkeit des Geldes für die bürgerliche 
Gesellschaft. War Geld in vorbürgerlichen Gesell- 
schaften zwar bekannt, so war es doch weder all- 
gemein anerkanntes Ziel desWirtschaftens noch 
war es in heutigem Maße wichtig für die Konsti- 
tution der Gesellschaft. Vorbürgerliche Gesell- 
schaften haben andere Regulationsmechanismen 
für die Organisierung ihrer Produktion und der. 
Verteilung, wie etwa dieAnerkennung von “gott- 
gegebener Ordnung” und die Zugehörigkeit zu 
verschiedenen Kasten (Sklaven, Krieger, Priester). 
Der Vorstellung vom Tausch zugrunde liegt die 
Idee von “freien Individuen”, die zum beidersei- 
tigen Vorteil tauschen. Diese Idee durchzieht die 
gesamte bürgerliche Welt samt ihrer sozialistischen 
und alternativen Bestandteile. Der Tausch wird 
sogar wissenschaftlich in symbiotische oder an- 
dere Formen des Zusammenlebens von Pflanzen 
und Tieren hineingedeutet (genauso wie die 
menschlich-sozialen Erscheinungen von Führer- 
schaft und sozialer Hierarchie zu “Hackordnun- 
gen” werden, “Völker” mit Wolfsrudeln vergli- 
chen werden, Fremdenfeindlichkeit zuTerritorial- 
verhalten umgedeutet wird oder ganze Tierarten 
zu “Gemeinschaften” verklärt werden), und um- 
gekehrt aus dieser Art Naturbetrachtung die Na- 
türlichkeit einer Tauschgesellschaft gefolgert. In- 
wieweit diese Vorstellung vom freien Tausch der 
Realität entspricht, soll weiter unten betrachtet 
werden. 


Verklemmungen und Störungen in dieser Welt des 
freien und gerechten Tausches der freien Indivi- 
duen können nach dieser Betrachtungsweise nicht 
in den zugrundeliegenden Prinzipien, die ja “na- 
türlich” sind, liegen, sondern werden an der ma- 
teriellen Oberfläche der Gesellschaft durch falsche 
Politik, egoistische Abweichungen vom Ideal- 
menschen oder falsche “Werkzeuge”, wie das 
Geld oder den Zins verursacht. Insofern stellt die 
im Klarofix 4/97 getroffene Feststellung, “das liegt 
auch daran, wie das Geld funktioniert”? einenach 
bürgerlichem Denkmuster übliche Schablone dar.. 


Zins als "Fessel des Marktes" 


' Engmitder Geldwirtschaft verbunden ist der Zins. 
Daß der Zins ein völlig ungerechtfertigtesAbzoc- 
ken von Kreditnehmer/inne/n ist, wissen wir alle, 
wenn wir einen Kredit aufnehmen. (Etwas anders 
sieht das schon aus, wenn wir unser Geld anlegen 
wollen, aber das kommt ja kaum vor.) In linken 
und alternativen Diskussionen taucht nun hin und 
wieder die Hoffnung auf, das Geld vom Zins zu 
befreien, würde uns einer gerechten Welt drei 
Schritte näher bringen. Was hat es damit auf sich? 
Um das zu verstehen, braucht es eine Interpretati- 
on dessen, was Zins ist. Vor allem Anhänger/in- 
nen der sogenannten “Freiwirtschaftslehre”, die 
auf den deutschen Kaufmann und Ökonomen 
Silvio Gesell zurückgeht, der sich in der Traditi- 
on des Anarchisten Proudhon sah, interpretieren 
den Zins von seiner Funktion her, das Geld in die 
Zirkulation zu zwingen. Diese ist nämlich wich- 
tig für das Funktionieren des Geldes. Wenn das 
Geld unterm Kopfkissen liegt, kann es nicht zir- 
kulieren, kann keine Waren kaufen, kann keine 
Produktion garantieren, kann nicht für Lohn und 
Brot sorgen, wonach wir uns ja alle von Herzen 
sehnen. Das Geld muß also in den Kreislauf ge- 
zwungen werden. Dazu gibt es nach Lesart der 
Freiwirtschaftler/innen ein wichtiges Werzeug: 
den Zins. Dadurch, daß die Möglichkeit existiert, 
auf Geld, das von den Eigentümer/innen nicht 
selbst investiert, wohl aber verliehen wird, einen 
Zins zu erheben, werden die Geldeigentümer/in- 
nen angehalten, ihr Geld in den Wirtschafts- 
kreislauf zu geben. DieAnhänger/innen Gesells, 
wie der Berliner Volkswirtschaftler Bernd Senf, 
dessen Buch “Der Nebel um das Geld” u.a. vom 
Kreuzberger Tauschring vertrieben wird, sindnun 
in der Lage, anschaulich zu zeigen, wie durch den 


Zins der Zwang zu Gewinnerwirtschaftung ent- 
steht, wie sich diese “parasitäre” Art des Einkom- 
mens wie eine Fessel um den an sich guten Markt 
legt*. Die grundsätzliche Trennlinie zieht Gesell 
zwischen “Arbeitern” (“...jeder der vom Ertrag 
seiner Arbeit lebt, Bauern, Handwerker, Lohn- 
arbeiter, Künstler, Geistliche, Soldaten, Offiziere, 
Könige sindArbeiter in unserem Sinne”°) und Ka- 
pitalrentnern (Leute, die von Kapitalzinsen -Ren- 
ten- leben). Die Unterscheidung in “schaffendes” 
und “raffendes” Kapital, die später von den Nazis 
in ihrem Sinne benutzt wurde, ist in dieser Be- 
trachtungsweise schon angelegt. Gesell plädiert 
für eine “natürliche Wirtschaftsordnung”, in der 
dem “Tüchtigsten” der größte Arbeitsertrag zu- 
kommen sollte. Gesell war sicher kein Faschist, 
aber seine Wirtschaftstheorie ist eine Theorie des 
sozialen Darwinismus. 

Daß sich heute wieder “Alternative” und “Lin- 
ke” auf diese Theorie beziehen, ist vor allem der 
eigenen Unfähigkeit geschuldet, sich etwas an- 
deres als eine Tausch(-und Geld-)wirtschaft vor- 
zustellen. Weil nun aber in einer solchen eine In- 
vestition von Geld in die Produktion mindestens 
den geforderten Zins abwerfen muß, rechnen sich 
viele ökologische, soziale und sonstwie positive 
Sachen eben nicht. Also muß dann eben einfach 
der Zins weg‘. 

Dabei wird immer wieder auf das “Freigeld- 
experiment von Wörgl” verwiesen, einer öster- 
reichischen Gemeinde, die zu Beginn der 30er 
Jahre ein “Schwundgeld” eingeführt hatte, das sich 
mit der Zeit entwertete (je Monat 1 Prozent des 
Nennwertes). Die zu dieser Zeit herrschende De- 
flation führte dazu, daß sich das Zurückhalten von 
Geld tatsächlich lohnte, da einfach zurückgehal- 
tenes Geld jeden Tag wertvoller wurde. InWörgl 
soll das Schwundgeld zu wirtschaftlichem Auf- 
schwung undArbeit und Brot für alle geführt ha- 
ben, weil das Schwundgeld möglichst schnell 
wieder ausgegeben wurde, da es im Gegensatz 
zum “echten” Geld an Wert verlor. Wenngleich 
das Geld dadurch wieder in die Zirkulation ge- 
zwungen wurde, wurde aber der Zins nicht tat- 
sächlich abgeschafft. Er erscheint als negativer 
Zins, denn um die sich ständig abwertenden Geld- 
scheine wieder aufzuwerten, mußten entsprechen- 
de Coupons gekauft werden. Die Geldnehmer/ 
innen hatten 12% effektiven Jahreszins an die 
Gemeinde abzuführen. Der Zins wurde letzten En- 
des lediglich verstaatlicht. 

Ähnlich verliert auch heute gehortetes Geld durch 


die schleichende Inflation ständig an Wert. Aber 
gerade die Inflation als Mittel der Geldentwertung 
lehnen die Freiwirtschaftler/innen ab. (Die Bilder 
der Hyperinflation von 1923 sind einfach zu 
schrecklich.) Die heute üblichen vielfältigen Geld- 
formen in ein Schwundgeld zu verwandeln, dürfte 
sich allerdings schwierig gestalten. 

Aber gerade wegen ihrer Mängel kann die Frei- 
wirtschaftstheorie immer noch als ein schönes Bei- 
spiel für die Verortung von Krisenursachen in den 
Formen, die gesellschaftliche Verhältnisse anneh- 
men, und statt im Inhalt dieser Verhältnisse her- 
halten. 


Tausch als falsche Vorstellung in einer 
bürgerlichen Gesellschaft 


Schon die Vorstellung der bürgerlichen Gesell- 
schaft als einer Gesellschaft tauschender aber un- 
abhängiger Individuen erweist sich bei näherer 
Betrachtung zwar als enorm wichtig für den 
Kapitalismusfalsch aber dennoch als falsch. Auf 
der Idee des freien Austausches fußt das ganze 
Spektrum von Gerechtigkeits- und Freiheitsvor- 
stellungen und Legitimationsformen in dieser Ge- 
sellschaft. Niemand in einer menschlichen Gesell- 
schaft existiert jedoch tatsächlich unabhängig von 
anderen Menschen. Es ist lediglich eine ganz be- 
stimmte historische Gesellschaftsform, in der sich 
Menschen vereinzeln und für unabhängig von- 
einander halten können. Existiert Freiheit in der 
Geschichte immer nur als die Freiheit von be- 
stimmten Zwängen und Nöten, wird die bürger- 
liche Freiheit zur abstrakten Freiheit, zur Freiheit 
schlechthin. Für diese Freiheit ist der Tausch die 
Form des Zusammenhanges der einzelnen Indi- 
viduen, er erscheint als freiwillig und für beide 
Seiten von Vorteil, ein Tausch unter Gleichen. 

Dieser Schein trügt. Schon die Produktion der zu 
tauschenden Waren ist alles andere als ein Ergeb- 
nis eines Tausches. Auch wenn scheinbar die Ar- 
beiter/innen ihreArbeitskraft gegen den Lohn tau- 
schen, so müssen sie doch nicht nur den Lohn 
äquivalent ersetzen, sondern müssen dem noch 
eins draufsetzen und unbezahlte Arbeit für den 
Chef leisten. Sie produzieren mehr Wert, als sie 
dafür als “Äquivalent” erhalten. Dieser Mehrwert 
wird nichteinfach verprasst, sondern mit ihm läßt 
sich mehr fremde Arbeit kontrollieren, wenn er 
wieder in die Produktion investiert wird. Dieser 
Mehrwert wird zu Kapital, zum Kommando über 


[Hirsch vs Negri]oß%) 


fremdeArbeit. DieArbeiter/innen aber sind nicht 
frei in derWahl, ob sie arbeiten wollen oder nicht, 
sie sind zu dem Tausch gezwungen: 


“Arbeit wird immer auf den Markt gebracht 
von denjenigen, die nichts anderes besitzen 
.. oder zu verkaufen haben und die sie deshalb 
möglichst schnell loswerden müssen. Ange- 
nommen, ich würde mich inAnlehnung an das 
Verhalten der Kapitalisten weigern, die Arbeit, 
die ich diese Woche leisten könnte, zu verkau- 
‚fen, weil mir kein angemessener Preis dafür 
geboten wirt: kann ich sie in Flaschen abfül- 
len? Kann ich sie einsalzen? Diese Unterschie- 
de zwischen der Natur der Arbeit und der des 
Kapitals genügen, ummich zuüberzeugen, daß 
Arbeit und Kapital niemals in gerechter Weise 
den gleichen Gesetzen unterworfen werden 


Kö; 7 


So charakterisierte 1835 ein Seidenweber aus 
Manchester den “Tausch unter Gleichen”. Es han- 
delt sich hier um keinen Tausch sondern um eine 
gewaltsame Aneignung fremder Arbeit. Auch 
andere Beziehungen, die uns wie Tausch- 
beziehungen erscheinen, sind ihrem Wesen nach 
Herrschaftsverhältnisse, die nur an der Oberflä- 
chenach Tausch aussehen. 


Geld als soziales Verhältnis 


In diesem Zusammenhang bekommt auch das 
Geld ein anderes Gesicht. Das Geld stellt die ge- 
sellschaftlichen Beziehungen dar, und es bestä- 
tigt sie, indem es sie organisiert. Wenn aber die 
gesellschaftlichen Beziehungen Beziehungen von 
Ungleichheit sind, dann ist auch das Geld ein 
Ausdruck von Ungleichheit und nicht von Gleich- 
heit. Der hinter dem Geld verborgene Inhalt ist 
ganz eindeutig Ungleichheit und Ausbeutung. 
“Das Geld hat nur ein Gesicht. Das des Chefs. ”* 
Bereits die Durchsetzung des Geldes in der Ge- 
sellschaft war im Wesentlichen ein Prozeß von 
Blut und Eisen. Was uns heute als “natürlich” 
vorgegaukelt wird, ist in langen Jahren mit Richt- 
schwert und Strang durchgesetzt worden, denn 
die Menschen haben das Geld nicht ganz zwang- 
los als Äquivalent anerkannt. Die Eintreibung 
monetärer Steuern zwang die Menschen zum 
Verkaufihrer Erzeugnisse, die Bekämpfung von 
Bettelei und Landstreicher/innen/tum, die Einrich- 
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tung von Arbeitshäusern und die gewaltsamen 
“Enclosures” zwangen die Leute zur Lohnarbeit, 
das rigorose Vorgehen gegen Münzschneider und 
Falschmünzer setzte erst das “Vertrauen” in das 
Geld durch. Neue Märkte werden auch heute nicht 
einfach erschlossen, sondern in der Regel mit Ter- 
ror gegen die Menschen erzwungen. 

Die so erzwungene und täglich neu durchgesetz- 
te Arbeit produziert Tauschwerte. Der Wert einer 
Ware orientiert sich nicht an konkreten Nutzen, 
am Gebrauchswert, sondern am Tauschwert der 
Ware, der in der Geldform seine Verkörperung 
findet. Dadurch daß sich im Geld der (Tausch- 
)Wert der Waren darstellt, erzwingt es (wenn es 
gesellschaftlich anerkannt ist) Arbeit, um zu le- 
ben. Eine Produktion, die ihren Sinn und ihre 
Grundlage im Geld hat, wird nicht in der Lage 
sein, sich an den Bedürfnissen der Menschen zu 
orientieren, sondern sie wird umgekehrt immer 
versuchen, die Bedürfnisse der Menschen ihren 
eigenen Bedürfnissen nach Gewinn unterzuord- 
nen. 

Das Geld ist also nur eine Form, in der die gesell- 
schaftliche Ungleichheit auftritt. Die Krise hat ihre 
Ursache.nichtin der Unvollkommenheit der herr- 
schenden äquivalenten Zirkulation, sondern in der 
Ungleichheit in der Gesellschaft. Die Störungen 
rühren daher, dat die Menschen nicht immer so 
funktionieren, wie sie es sollen. 

In dem Moment, wo aufrechte reformistische 
Gutmenschen den Zirkulations- und Äquivalenz- 
mechanismus vervollkommnen wollen, um das 
Auf undAb der Krise zu überwinden, wollen sie 
die konkreten Erscheinungen der Form abschaf- 
fen, in denen sich die dahinterliegenden inhaltli- 
chen Widersprüche verbergen. Solchen Leuten, 
die etwa die Geld- durch eine “echte” Tauschwirt- 
schaft ersetzen wollen und meinen, damit würde 
der Kapitalismus abgeschafft, ist mit Marx zu ent- 


gegnen, 


“..daß der Tauschwert oder näher das Geld- 
system in der Tat das System der Gleichheit und 
Freiheit ist und daß, was ihnen in der näheren 
Entwicklung des Systemes störend entgegentritt, 
ihm immanente Störungen sind, eben die Ver- 
wirklichung der Gleichheit und Freiheit, die sich 
ausweisen als Ungleichheit und Unfreiheit. Es 
ist ein ebenso frommer wie dummer Wunsch, 
daß der Tauschwert sich nicht zum Kapital ent- 
wickele oder die den Tauschwert produzierende 
Arbeit zur Lohnarbeit”” 


Zins als geteilter Profit 


So ist es auch nicht der Zins, der die ökologisch 
orientierten Kleinunternehmer/innen in den Ruin 
zwingt, sondern das, was hinter dem Zins steckt, 
und von dem anscheinend nur sehr ungenaue Vor- 
stellungen existieren. Der Kapitalzins ist einAn- 
spruch, auf den Gewinn, den die Kreditnehmer/ 
innen mit dem Geld erwirtschaften (sollen). Zwei 
(oder mehr) Kapitalist/inn/en teilen sich hier den 
Profit. Insofern ist die Zinsrate ein Ausdruck der 
in der gesellschaftlichen Produktion eingefahre- 
nen Durchschnittsprofite, die die Kapitaleigner/ 
innen sich mit den Organisator/inn/en der 
Aubeutung teilen. Wenn ein Unternehmen es nicht 
schafft, Gewinne oberhalb der gesellschaftlichen 
Zinsrate einzufahren, fließt kein Kredit. Der Zins 
ist hier nicht die Ursache dafür, daß niemand in 
diesen Bereichen investiert, sondern drückt nur 
aus, wo sich der gesellschaftliche Durchschnitts- 
profit bewegt. Daß mir eine Bank 10% mehr Zin- 
sen zahlt, als ich mit ökologischem Gemüse ver- 
dienen kann, bedeutet nur, daß es da Bereiche gibt, 
wo “mein Geld diese höheren Gewinne abwirft”. 
(Daß dabei nicht das Geld arbeitet, sondern Men- 
schen schuften müssen, ist hoffentlich klar.) Da- 
bei läßt sich nicht zwischen “schaffendem’”’ und 
“raffendem” Kapital trennen (wenngleich es na- 
türlich Unterschiede zwischen Kapital in Geld- 
form und Kapital in Form von Fabriken gibt). Das 
angehäufte Geld, das als Kredit vergeben wird, 
stammt als Gewinn aus der Produktion (sofern es 
nicht eine Spekulation auf zukünftige Gewinne 
darstellt). Gewinne, die heute bei VW gemacht 
werden, können morgen über eine Bank bei Opel 
investiert werden (wenn sie investiert werden) und 
beteiligen so VW in Form von Zinsen an den 
Gewinnen von Opel. Es ist ganz so, als ob sich 
die zwei “Konkurrenten” zusammengeschmissen 
hätten. Den Zins tatsächlich abzuschaffen, würde 
auch bedeuten, das Recht auf Gewinn aus eige- 
nem Kapital abzuschaffen, denn der Unterschied 
zwischen Kapital, das im eigenen Betrieb inve- 
stiert wird und dem, das in “fremden” Betrieben 
steckt, ist rein formal. Damit wäre die Gewinn- 
orientierung der Produktion flöten und das Geld 
würde nicht mehr funktionieren. Eine Tausch- 
gesellschaft ohne “Äquivalent”? Die schöne “rei- 
ne Marktwirtschaft” wäre keine mehr. Den Zins 
wirklich abzuschaffen (und nicht nur hinter an- 
deren Formen zu verstecken), bedeutet, den Sinn 
der Produktion umzukrempeln, bedeutet, das Geld 


abzuschaffen, heißt, die Gesellschaft zu revolu- 
tionieren. Nichts, was mit zwei, drei Gesetzen 
“über das Zinsverbot” zu machen wäre. 


Was hat das mit Tauschringen zu tun? 


Was haben nun aber Tauschringe mit all dem zu 
tun, außer daß die in ihnen organisierten Aktivist/ 
inn/en hin und wieder über Zinsverbote philoso- 
phieren und entsprechende Bücher verkaufen? 

Die Organisator/inn/en solcher lokalen Systeme 
schlagen sich in der Regel mit genau diesen Fra- 
gen rum. Denn obwohl sie oft behaupten, ihre 
“Währung” wäre kein Geld'", ist das Gegenteil 
der Fall. Gemessen an den oben besprochenen 
ganz bürgerlich-ökonomischen Kriterien für Geld, 
ist eine Tauschwährung natürlich Geld. Was sie 
nicht ist, ist eine “Währung”, denn es existiertkein 
Garant, der dir für dein Geld Leistungen im Wert 
des Geldbetrages garantiert, kein Staat, der die ent- 
sprechende Arbeitsleistung durchsetzt. Aber die 
Tauscheinheit ist ein von allen Mitgliedern des 
Tauschringes anerkanntes Tauschmittel, auch die 
Funktionen des Geldes werden weitgehend erfüllt. 
Die beiden einzigen strittigen Punkte sind viel- 
leicht die Steuerzahlung und die Wertübertragung. 
Aber mal abgesehen von der Tatsache, daß in 
Neuseeland mittlerweile einige Tauschwährungen 
der dortigen Tauschringe als Steuergeld akzep- 


tiert werden, meint dieser Punkt natürlich Zah- ° 


lungen an den Staat, der das Geld kontrolliert, in 
diesem Falle also den Tauschring selbst. Und es 
ist sehr wohl allgemein üblich, daß der Tausch- 
ring sich von seinen Mitgliedern eine monatliche 
Pauschale in der Tauschwährung,.abzwackt, um 
den Tauschprozeß besser organisieren zu können. 
Was anderes als eine Steuer ist das? 

Das Verschenken von Beträgen in Tauschgeld 
funktioniert natürlich nur unter Kontoinhaber/ 
inne/n der Tauschbank, das Geld kann nur in die- 
sem Rahmen ausgegeben werden. Aber so war 
das mit dem Ostgeld auch. Natürlich konnte ich 
meinem Onkel aus Hannover 100 Ost-Mark 
schenken, aber kaufen konnte der sich im Westen 
davon nix. Deshalb war es aber trotzdem Geld. 
Der Einwand, um Geld zu sein, müßten sich die 


Batzenin DM umtauschen lassen, machtallenicht _ 


konvertierbaren Währungen zu “Nicht-Geld”. 

Auch wenn sich im Protokoll einer Frankfurter 
Tauschringdiskussion ausdrücklich der Verweis 
auf ein “kommunistische Wirtschaft” findet, stel- 


len Tauschringe doch eher die Organisierung ei- 
nes Mini-Kapitalismus dar. In Zeiten des knap- 
pen Geldes erhöhen Tauschringe unabhängig vom 
Staat und lokal begrenzt die Geldmenge, indem 
sie Kredite inTauschwährung ausgeben. Die Blok- 
kade des Geldes wird durch die lokale Verfüg- 
barmachung fremder Arbeitskraft gelockert, in 
dem ein dritter, vierter oder fünfter Arbeitsmarkt 
organisiert wird. Kaum ein Mechanismus, der ka- 
Pitalistischen Gesellschaften eigen ist, wird hier 
tatsächlich außer Kraft gesetzt. Der Grund, daß 
es hier (noch) nicht zur Akkumulation des 
(Tausch-) Geldes kommt, ist die relativ geringe 
Teilnehmer/innen/zahl und die daraus resultieren- 
den persönlichen Beziehungen. Wahrscheinlich 
würden es die meisten Tauschringmitglieder als 
unmoralisch empfinden, andere für sich arbeiten 
zu lassen und dadurch Gewinn einzustreichen. 
Aber auch daliefert der Leipziger Batzen-Tausch- 
ring Gegenbeispiele. So läßt es sich etwa als 
Prospekteverteiler oder Arzthelferin, aber auch als 
DTP-Fachkraft bereits vortrefflich gegen Batzen 
arbeiten. Der Kreuzberger Tauschring schlägt den 


Verleih von Werkzeug gegen Tauschwährung aus- . 


drücklich vor. (Der Erlös ist dann natürlich ein 
Zins!) Die Beteiligten können nur von den Tausch- 
ringen nicht leben, aber hier läßt sich mit Mehrar- 
beit auch etwas Mehrkonsum erreichen - das ist 
doch nichts schlechtes. Aber eben auch nichts, was 
uns hier rausführt. 

Wenn das Ausmaß, in dem solche “Tausch- 
systeme” diskutiert werden, weiter wächst, könn- 
ten sie vielleicht tatsächlich zu einem “Währungs- 
system für Arme” werden. Wenn ein solches 
“Tauschsystem”’ Exponat der Weltaustellung 2000 
sein wird, läßt sich darüber spekulieren, wann die 
Mächtigen dieser Welt in solchen Systemen die 
Möglichkeit erkennen, dieArbeit für die Massen 
wieder zu organisieren, wann dir dann auf dem 
Arbeitsamt ein Job im lokalen Tauschring ange- 
boten wird. So läßt die Satzung eines Frankfurter 
Tauschringes aufhorchen: 


“$16.3 

Mitglieder, die ihr Tauschkonto überzogen 
haben, werden bei der Arbeitsvermittlung vor- 
rangig kontaktiert. 

$16.4. - 

Ist das Konto überzogen, so verpflichtet sich 
das Mitglied, spätestens nach dem 3. Arbeits- 
vermittlungsversuch die vom Tauschbüro ver- 
mittelte Arbeit anzunehmen, sofern diese sei- 


nemAngebot entspricht. Wirddieser 3. Vermitt- 
lungsversuch ausgeschlagen, muß das Konto 
ausgeglichen werden, bevor ein neuer Kredit 
in Anspruch genommen werden kann.” 


Konnten wir früher noch über die Alte vom Ar- 
beitsamt meckern, die uns die Unterstützung ge- 
strichen hat, organisieren wir das jetzt alles selber. 
Prost Mahlzeit! ® 


!  GermotB. Hartmann, Probleme der Volks- und Weltwirt- 
schaft, S. 152 
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® Angelika Kell im Interview mit Vertreter/inne/n des Bat- 
zen-Tauschringesin KlarofixApril 97 

* Bernd Senf, Der Nebel um das Geld 

> Silvio Gesell, Die natürliche Wirtschaftsordnung durch 
Freiland und Freigeld 

° vgl. Torsten Kell im Klarofix April 97 

” Karl Marx, Theorien über den Mehrwert 

* Toni Negri, Marx jenseits von Marx, 
Lektion Il Wert und Geld 

° Karl Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökono- 
mie 


siehe Interview im Klarofix April 97 


Es geht um Geld. 
Um sehr viel Geld! 


Ernemann vrT pfofoße) 


Die SPD will die geplante Verschärfung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes im 
Vermittlungsausschuß und im Bundesrat 
scheitern lassen. Der Parlamentarische 
Geschäftsführer der SPD-Bundestagsfrak- 
tion, Peter Struck, kündigt nach einem 
Gespräch mit Bundesgesundheitsminister 
Horst Seehofer (CSU) an, es bestehe 
keine Einigungsmöglichkeit mehr zwi- 
schen Bonner Koalition und SPD. 

(ADN 12.3.97) 

Ein spanischer Arbeiter klagt erfolglos 
vor dem Bundesarbeitsgericht in Kassel 
dagegen, daß er nach seiner Entlassung 
nicht den im Sozialplan vereinbarten 
Zuschlag für Kinder in Höhe von 1.000 
Mark bekam. Er hatte versäumt, die in 
Spanien lebende Tochter in die Lohn- 
steuerkarte eintragen zu lassen. Das 
Bundesarbeitsgericht erklärt, die Gleich- 
behandlung mit den deutschen Arbeit- 
nehmerInnen werde nicht verletzt, wenn 
aus Gründen der Vereinfachung des 
Sozialplans generell nur Kinder berück- 
sichtigt werden, die in die Steuerkarte 
eingetragen sind. (Aktenzeichen: 
Bundesarbeitsgericht 10 AZR 648/96) 
(AP 12.3.97) 


Einen Tag vor der Bundesratssitzung ver- 
teidigt der niedersächsische Innenmi- 
nister Gerhard Glogowski die geplante 
Visumspflicht für neu einreisende auslän- 
dische Kinder. Der SPD-Politiker erklärt, 
„illegal“ einreisende Kinder würden in 
Deutschland als billige Arbeitskräfte 
mißbraucht oder zur-Prostitution ge- 
zwungen. Der Staat könne dagegen aber 
nur schwer vorgehen, weil er keine 
Übersicht über die Einreise habe. 
Glogowski betont: „Ich finde, es ist keine 
Zumutung, daß diejenigen, die nach 
Deutschland einreisen, ein Visum bean- 
tragen müssen.“ Anders sei das bei aus- 
ländischen Kindern, die bereits in 
Deutschland lebten: „Hier hat Bundes- 
innenminister Kanther eine falsche 
Vorlage geliefert, weil er gesagt hat, die 
müssen nun einen Antrag stellen. Denn 
dann würde dieser Antrag hier auch 
abgelehnt werden können. Das darf nicht 
sein“, erklärte der niedersächsische 
Innenminister. Gegen den Verordnungs- 
entwurf des Bundesinnenministers wand- 
ten sich die Landesarbeitsgemeinschaften 
der Ausländerbeiräte und die Organisa- 
tion Pro Asyl. Die Ausländerbeiräte spra- 
chen in einer Presseerklärung von einem 
„Faustschlag ins Gesicht der in Deutsch- 
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land lebenden Einwanderer“. Er vernich- 
te alle Bemühungen um Integration. 

(AP 13.3.97) 

Die PDS bekräftigt ihre Einschätzung, 
daß Deutschland zu einem Einwan- 
derungsland geworden sei. 
Demgegenüber halte Bundesinnenmini- 
ster Manfred Kanther (CDU) „stockkon- 
servativ“ am Bild eines ethnisch homoge- 
nen Landes fest, kritisiert die PDS- 
Abgeordnete Ulla Jelpke im Bundestag. 
Jelpke spricht sich für die Einführung 
einer doppelten Staatsangehörigkeit aus. 
Sie fordert Kanther zur Rücknahme der 
umstrittenen Eilverordnung auf. 
(ddpADN13.3.97) 

Die Ausländerbeauftragte der Bundes- 
regierung, Cornelia Schmalz-Jacobsen 
(FDP), kritisiert die umstrittene Eilver- 
ordnung von Bundesinnenminister 
Manfred Kanther (CDU) zur Visums- 
pflicht für Kinder und Jugendliche aus 
der Türkei. Der „Pferdefuß“ dabei sei, 
daß die Politik hier das falsche Signal 
gesendet habe, sagt Schmalz-Jacobsen in 
Bonn. Es sei nicht ausreichend beachtet 
worden, daß die Stimmungslage wegen 
der Arbeitslosigkeit und der damit ver- 
bundenen Suche nach Sündenböcken 
nicht ganz einfach sei. Die Nicht- 
deutschen spürten das als erste. 
(ddpADN 13.3.97) 
Bundesinnenminister Manfred Kanther 
(CDU) verteidigt die Visumspflicht für 
Kinder und Jugendliche aus der Türkei. 
Der Mißbrauch beim „Hereinschleppen 
von Ausländern“ müsse aufhören, sagt 
Kanther im Bundestag. Daher sei die 
Verordnung der Bundesregierung zur 
Visumspflicht notwendig gewesen. 
Deutschland sei kein Einwanderungsland 
und werde es mit dieser Bundesregie- 
rung auch nicht werden. 

ddpADN 13.3.97) 

Jugendliche aus der Türkei, dem ehema- 
ligen Jugoslawien, Marokko und Tune- 
sien sollen künftig automatisch eine 
Aufenthaltsgenehmigung erhalten, wenn 
sie in Deutschland leben. Die Mehrheit 
von Union und FDP im Bundestag spricht 
sich zwar dafür aus, die Pflicht zu dieser 
Genehmigung beizubehalten. Die 
Aufenthaltsgenehmigung solle aber 
„möglichst kostenlos von Amts wegen“ 
erteilt werden. Der Bundesrat wird am 
Freitag voraussichtlich ebenso entschei- 
den. Mit der Entscheidung des Bundes- 
tages und dem erwarteten Beschluß der 
Länderkammer wird die Eilverordnung 


Sagt nicht, 
ihr hättet davon 
nichts gewußt! 
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des Bundesinneministeriums teilweise 
entschärft, mit der Mitte Januar für 
Jugendliche aus den früheren Anwerbe- 
staaten eine Visa- und Aufenthaltsgeneh- 
migungspflicht eingeführt worden war. 
Den Kompromiß für die Aufenthaltsge- 
nehmigung hatten der niedersächsische 
Innenminister Gerhard Glogowski und 
Bundesinnenminister Manfred Kanther 
ausgehandelt. Die Verpflichtung für alle 
ausländischen Kinder, künftig ein Visum 
für Deutschland zu beantragen, soll aber 
beibehalten werden. 

(AP 13.3.97) 

Ein Polizeibeamter wird vom Sachsen- 
hausener Amstsgericht zu neun Monaten 
auf Bewährung verurteilt, weil am am 
9.November 1993 einen aus Isreal kom- 
menden Doktoranten der Rechtswissen- 
schaft in Sachsenhausen mißhandelt hat. 
(FR 14.3.97) 


Rechtsunkenntnis schützt auch Auslän- 
derInnen nicht, wenn sie gesetzlich vor- 
geschriebene Fristen versäumen. Das 
entscheidet das Oberverwaltungsgericht 
(OVG) Rheinland-Pfalz in Koblenz in 
einem veröffentfentlichten Urteil. Nach 
dem RichterInnenspruch sind auch 
AusländerInnen verpflichtet, sich mit den 
einschlägigen Rechtsvorschriften vertraut 
zu machen (AZ: 7 A 10748/96) 
(ddpADN 14.3.97). 

Die meisten in Deutschland lebenden 
Kinder und Jugendlichen aus der Türkei, 
Marokko, Tunesien und dem früheren 
Jugoslawien sollen bis Mitte nächsten 
Jahres „von Amts wegen“ eine Aufent- 
haltsgenehmigung erhalten. Mit dieser 
Änderung stimmte der Bundesrat am 
Freitag der umstrittenen Verordnung von 
Bundesinnenminister Manfred Kanther 
(CDU) zur Visums- und Aufenthalts- 
genehmigungspllicht für Kinder aus die- 
sen Staaten zu. Voraussetzung für die 
Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung 
von Amts wegen ist danach, daß die 
betroffenen Jugendlichen legal in die 
Bundesrepublik eingereist sind und min- 
destens ein Elternteil eine Aufenthalts- 
genehmigung besitzt. 

(dpa 14.3.97) 

Scharfe Kritik am Beschluß des Bundes- 
rats üben Bündnis 90/Grüne, PDS und 
Pro Asyl. Die Grünen erklären, die Ent- 
scheidung sei eine „herbe Enttäuschung“ 
und bleibe trotz der „nun weichgespül- 
ten Aufenthaltsgenehmigungspflicht“ ein 
integrationspolitischer Rückschlag. Die 
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PDS-Innenpolitikerin Ulla Jelpke spricht 
von einem „schändlichen und grundfal- 
schen Signal“. Pro-Asyl-Sprecher Heiko 
Kauffmann nennt den Beschluß einen 
„üblen Neuaufguß der alten Vorlage“ 
und einen „kinder- und integrations- 
feindlichen Akt“: Verlierer dieses Kom- 
promisses seien kurdische Flüchtlings- 
kinder, deren Anträge keineswegs 
mißbräuchlich oder unbegründet seien. 
(dpa 14.3.97) 


Die Gewaltkriminalität hat im vergange- 
nen Jahr in Deutschland weiter zuge- 
nommen. In den ersten drei Quartalen 
1996 sei die Zahl der Gewalttaten zum 
Vorjahreszeitraum um sechs Prozent auf 
131.780 Fälle gestiegen, berichtet die 
„Bild“-Zeitung (Samstagausgabe) unter 
Berufung auf die vorläufige Kriminalsta- 
tistik des Bundeskriminalamtes (BKA). 
Für 30 Prozent der Fälle seien ausländi- 
sche TäterInnen verantwortlich. 
(ddpADN 15.3.97) 


Etwa 300 Autonome demonstrieren im 
brandenburgischen Dolgenbrodt unter 
strengen Sicherheitsvorkehrungen gegen 
Rassismus in dem Dorf. Die Demon- 
stration, zu der die Antifaschistische 
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Aktion aus Berlin aufgerufen hat, findet 
am Ortsrand auf einer Wiese statt, die 
weiträumig von PolizistInnen umstellt ist. 
Vier DemonstrantInnen werden vorläufig 
festgenommen. In Dolgenbrodt wurde 
1992 eine leere Asylbewerberunterkunft 
von einem Rechtsextremisten in Brand 
gesteckt. Er wurde von EinwohnerInnen 
dazu angestiftet und dafür bezahlt. 
(Reuter 16.3.97) 

Berlins Innensenator Jörg Schönbohm 
(CDU) kündigt an, daß nach Ostern ver- 
stärkt bosnische Flüchtlinge aus Berlin 
abgeschoben werden. Sie werden dann 
auch unter Zwang mittels Charterma- 
schinen nach Bosnien-Herzegowina 
gebracht, erklärt er weiter. 

(FR 17.3.97) 


Bundesaußenminister Klaus Kinkel 
(FDP) erklärt, daß die Bundesrepublik 
nur wenige albanische Flüchtlinge auf- 
nehmen wird. „Unser Boot ist praktisch 
voll“, erklärt er in Bonn. Deutschland 
habe 320.000 bosnische Flüchdinge auf- 
genommen sowie 120.000 AlbanerInnen 
vorwiegend aus dem Kosovo. nach wie 
vor gebe es 150.000 - 200.000 Asyl- 
bewerberInnen. Insgesamt leben sieben 
Millionen AusländerInnen in Deutsch- 


land. „Ich bin als Außenminister nun 
wahrhaft ausländerfreundlich eingestellt, 
aber wir werden von dieser Dimension 
überrollt und jetzt sind auch mal die 
anderen dran“, sagt er weiter. 

(FR 18.3.97) 


Eine Gruppe vermummter Bundeswehr- 
soldaten schlägt und tritt in der Detmol- 
der Innenstadt auf einen Italiener sowie 
zwei Türken ein. Sie sind mit Baseball- 
schlägern bewaffnet und rufen auslän- 
derfeindliche Parolen. Die Polizei nimmt 
sechs Soldaten fest, mindestens drei wei- 
tere fliehen. Alle sind in der Rommel- 
Kaserne in Augustdorf stationiert und sol- 
len an dem „SFOR-Friedenseinsatz“ in 
Bosnien teilnehmen. 

(AFP 18.3.97) 

Nach den Übergriffen von Bundeswehr- 
soldaten auf Ausländer in Detmold ent- 
schuldigt sich Bundesverteidigungsmini- 
ster Volker Rühe bei den Opfern und 
sichert zu, daß die Täter mit allen Mittel 
des Stralzund Disziplinarrechts verfolgt 
würden. Zugleich betonen Rühe und 
SPD-Fraktionschef Rudolph Scharping in 
Bonn, daß der Vorfall kein Zeichen für 
Rechtsradikalismus in den Streitkräften 
sei. Die jungen Soldaten seien „20 Jahre 
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in der Gesellschaft geprägt und erst zwei 
Monate in der Bundeswehr“, erklären 
sie. 

(AP 18.3.97) 


ai appelliert zum Auftakt einer Kampagne 
an die Regierungen der Welt, ihre Ver- 
pflichtungen zum Schutz von Flüchtlingen 
zu erfüllen. ai kritisiert die Abschiebun- 
gen von bosnischen Flüchtlingen aus 
Deutschland und daß das deutsche Asyl- 
recht hauptsächlich auf Abwehr ausge- 
richtet ist und sich weit von den Stan- 
darts des internationalen Flüchtlings- 
rechts entfernt hat. 

(FR 20.3.97) 

Der Vizepräsident des Bundestages, 
Burkhard Hirsch (FDP) fordert in Bonn 
Nachverhandlungen der Abkommen mit 
Bosnien-Herzegowina und der Bundes- 
republik Jugoslawien über die Rück- 
nahme von Flüchtlingen. Alle Erkun- 
dungsreisen in den beiden Ländern hät- 
ten gezeigt, „daß wir die Menschen in 
ein höchst unsicheres Schiksal 
schicken“. 

(FR 20.3.97) 


Der nordrhein-westfälische Innenmini- 
ster Franz-Josef Kniola (SPD) ordnet in 
einem Erlaß an die fünf Regierungprä- 
sidentInnen an, daß an bosnische 
Familien und Flüchtlinge aus „gemischt- 
ethnischen“ Ehen bis zur nächsten 
Sitzung der InnenministerInnen von 
Bund und Ländern am 6.Juni keine 
Abschiebeandrohungen oder Ordnungs- 
verfügungen mit Ausreisefristen zugestellt 
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werden. 

(FR 21.3.97) 

Um das Bundesinnenministerium dazu zu 
bewegen den „Erfassungsbeleg KP8“ aus 
dem Verkehr zu ziehen legt die „Aktion 
Courage-SOS Rassismus“ einen Frage- 
bogen ohne Verwendung rassistischer 
und sexistischer Begriffe vor. Das KP8- 
Formular wird in deutschen Polizei- 
revieren verwendet und darin werden 
Menschen in „negriod, nordländisch, 
europäisch, slawisch etc. und vollbusig 
oder flachbrüstig etc.“ unterteilt. die 
Innenministerien von Nordrhein-West- 
falen, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen 
unterstützen die Initiative, aber das 
Bundesinneninisterium hält an den 
Formularen fest. 

(FR 21.3.97) 


Die Praxis der Abschiebehaft in Deutsch- 
land wird von der Arbeitsgemeinschaft 
Pro Asyl und dem Republikanischen 
Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV) in 
Frankfurt/Main scharf kritisiert. Zum 
sogenannten Antirassismustag stellt 
Rechtsanwalt Hubert Heinhold aus 
Hannover in Frankfurt eine Studie über 
die unterschiedlichen Abschiebungs- 
bedingungen in den einzelnen Bundes- 
ländern vor. „Ausländer in Abschiebehaft 
haben keine Straftat begangen, werden 
aber in den meisten Bundesländern in 
ganz normalen Justizvollzugsanstalten 
festgehalten mit den gleichen Einschrän- 
kungen wie bei Kriminellen“, sagt 
Heinhold. 

(dpa 21.3.97) 


Drei in Minsk und Moskau geborenen 
Flüchtlingen, die sich seit Jahren hier um 
Asyl bewerben, teilt die Potsdamer Aus- 
länderbehörde mit: „Nach derzeitigem 
Erkenntnissstand ist die Republik Zaire 
oder Kongo bereit, Sie aufzunehmen“, 
Das Amt bereite bereits die Abschiebung 
in eines der Länder vor. Die lakonische 
Begründung: Die beim Verwaltungs- 
gericht Potsdam anhängige Klage der 
abgelehnten AsylbewerberInnen habe 
keine aufschiebende Wirkung. Außerdem 
habe die Familie seit August 1994 „kein- 
erlei Aktivitäten unternommen, eine 
Staatsangehörigkeit bzw. ein Heimreise- 
dokument eines Nachfolgestaates der 
ehemaligen UdSSR zu beantragen“, 
schreibt die Behördenangestellte Gräber 
den drei Flüchtlingen. Dieser Fall ist laut 
Flüchtlingsrat Brandenburg nur ein 
Beispiel, „welche Phantasie und Kreati- 
vität sonst so unflexible Behörden ent- 
wickeln können, wenn es darum geht, 
Flüchtlinge möglichst schnell wieder los- 
zuwerden“. 

(ddpADN 21.3.97) 

Die Menschenrechtsorganisation Pro Asyl 
fordert, in diesem Jahr keine Flüchtlinge 
mehr nach Bosnien zurückzuschicken. 
Pro Asyl erklärt in Frankfurt am Main, 
die InnenministerInnen der Länder soll- 
ten ihren „gefährlichen deutschen 
Sonderweg beenden“ und statt dessen 
die freiwillige Rückkehr nach Bosnien 
fördern. Die Situation dort verhindere 
eine Abschiebung. 

(ddpADN 21.3.97) 

Die Innenstaatssekretärinnen von Bund 


und Ländern einigen sich auf einen Zeit- 
plan zur weiteren Abschiebung bosni- 
scher Flüchtlinge. Auf einer Arbeitsta- 
gung in München verabschiedeten 
Vertreterinnen der 16 Bundesländer und 
der Bonner Innenstaatssekretär Kurt 
Schelter eine gemeinsame Empfehlung 
an die InnenministerInnen. Der Vertreter 
Mecklenburg-Vorpommerns, Gustav- 
Adolf Stange, sagt, das Papier werde 
noch vor Ostern den Landesregierungen 
vorgelegt. Über den Inhalt sei Still- 
schweigen vereinbart worden. 

(AP 21.3.97) 

Der Verwaltungsgerichtshof Baden- 
Württemberg (VGH) untersagt der Stadt 
Mannheim die Abschiebung eines Serben 
aus Bosnien-Herzegowina. Nach Angaben 
des Gerichtshofs wurde die Ausländer- 
behörde der Stadt in einem Eilverfahren 
dazu verpflichtet, die Abschiebung zeit- 
weise auszusetzen und den Betroffenen 
zu dulden (Aktenzeichen: 11 $ 3301/96) 
Zur Begründung erklärt der VGH, die 
Androhung der Abschiebung nach 
Bosnien-Herzegowina sei zwar rechtlich 
nicht zu beanstanden. Nach dem gegen- 
wärtigen Erkenntnisstand lasse sich nicht 
feststellen, daß dem Bosnier serbischer 
Volkszugehörigkeit in Bosnien eine un- 
menschliche oder erniedrigende Be- 
handlung drohe. Dem Ausländer, der 
keine Bindungen zu Bosnien-Herzegowi- 
na habe, drohten aber angesichts der 
dort bestehenden äußerst angespannten 
Sicherheitslage sowie der katastrophalen 
Versorgungslage und Wohnraumsituation 
existentielle Gefahren. Deshalb sei die 
Ausländerbehörde derzeit zur Aussetzung 
der Abschiebung durch Duldung ver- 
pflichtet. 

(dpa 21.3.97) 

Das UN-Komitee für die Beseitigung von 
Rassendiskriminierung äußert sich 
besorgt über „Fälle“ brutalen Vorgehens 
der deutschen Polizei gegen Ausländer- 
Innen - vor allem Afrikaner und Türken. 
In seiner in Genf veröffentlichten 
Erklärung bezieht sich das Komitee auf 
den jüngsten Bericht der deutschen 
Regierung über Fremdenfeindlichkeit 
und Rassendiskriminierung, der ihm - 
wie von den anderen Ländern auch 
regelmäßig vorgelegt wird 

(AP 21.3.97) 

Anläßlich des „Internationalen Tages 
gegen Rassismus“ veröffentlicht das 
„Büro gegen ethnische Diskriminierung“ 
in Berlin die Geschichte eines SEK- 
Einsatzes bei einer türkischen Familie in 
einer Neuköllner Wohnung. Zwanzig 
SEK-BeamtInnen stürmten am 24.10. ver- 
gangenen Jahres die Wohnung der 
Familie und mißhandeln die schon 
Schlafendenden schwer. Einen Durch- 
suchungsbefehl haben die PolizistInnen 
nicht gezeigt. Der Familienvater wird 
später wegen unerlaubten Waffenbesitzes 
zu eineinhalb Jahren auf Bewährung ver- 
urteilt. 

(TAZ 21.3.97) 
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SozialpolitikerInnen der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion wollen nach einem 
Bericht des Nachrichtenmagazins „Der 
Spiegel“ die Arbeitsmöglichkeiten für 
Nicht-EU-AusländerInnen in Deutschland 
deutlich einschränken. Es sei „notwen- 
dig, der Überlastung des Arbeitsmarktes 
durch weiteren Zustrom aus Drittstaaten 
entgegenwirken“, heißt es nach Angaben 
des Blattes in einem 32-seitigen Papier 
des Fraktionskreises für Arbeit und 
Soziales. Damit nicht gleichzeitig die 
Schwarzarbeit zunimmt, sei „eine weitere 
Verschärfung und Verdichtung der Kon- 
trollen unausweichlich“. Bereits legal in 
Deutschland lebende AusländerInnen 
könnten kaüm vom Arbeitsmarkt fernge- 
halten werden. Deshalb sei es „unbe- 
dingt erforderlich, daß schon der Zu- 
gang nach Deutschland soweit wie mög- 
lich eingeschränkt wird“. Dazu schlagen 
die Christdemokraten laut „Spiegel“ 
unter anderem vor, die Aufnahme jüdi- 
scher EmigrantInnen aus der ehemaligen 
Sowjetunion solle durch Einwanderungs- 
quoten „zahlenmäßig begrenzt“ und die 
Einreise über Drittländer verboten wer- 
den. 

(dpa 22.3.97) 

Die Zahl der „illegal“ nach Deutschland 
geschleusten AusländerInnen hat nach 
Informationen der „Welt am Sonntag“ im 
vergangenen Jahr deutlich zugenommen. 
Wie die Zeitung unter Berufung auf einen 
Bericht von Bundesinnenminister Man- 
fred Kanther schreibt, wurden 7.364 
„Ulegale“ festgenommen, die mit Hilfe 
von SchleuserInnen eingewandert waren 
- zehn Prozent mehr als 1995. Die Zahl 
der Aufgegriffenen, die auf eigene Faust 
den Grenzübertritt versucht hatten, sank 
dagegen um neun Prozent auf 27.024. 
(AP 22.3.97) 


Politisch Verantwortliche im Land Bran- 
denburg sprechen sich für ein Verbot der 
Diskriminierung von AusländerInnen 
aus. Von einem Antidiskriminierungs- 
gesetz könne „eine Signalwirkung für die 
Ächtung von Ausländerfeindlichkeit“ aus- 
gehen, sagt die Ausländerbeauftragte des 
Landes. 

(FR 24.3.97) 

Vor einem Besuch in Ankara schlägt 
Bundesaußenminister Klaus Kinkel 
(FDP) vor, den rund zwei Millionen in 
Deutschland lebenden TürkInnen das 
Kommunalwahlrecht einzuräumen. 

(FR 24.3.97) 


Der CDU-Bundestagsabgeordnete Peter 
Altmaier fordert eine Reform des Staats- 
bürgerschaftsrechts noch in dieser 
Legislaturperiode. Er habe begründete 
Hoffnung, daß der entsprechende Vor- 
schlag mehrerer AbgeordnetInnen in der 
Union mehrheitsfähig sei, sagt er in Ber- 
lin. Demnach sollen Kinder von ausländi- 


‚schen Eltern bei Geburt automatisch die 


deutsche Staatsangehörigkeit erhalten 
und sich dann mit 18 oder 21 Jahren 
zwischen der deutschen und der 


Staatsbürgerschaft ihrer Eltern entschei- 
den. Die „Welt am Sonntag“ berichtete 
von einem Positionspapier der Abgeord- 
neten Jürgen Augustinowitz und Wolfgang 
Steiger, in dem sich beide gegen eine 
Änderung des Status Quo wandten. Sie 
hatten argumentiert, daß die Verleihung 
der deutschen Staatsangehörigkeit am 
Ende und nicht am Anfang eines 
Integrationsprozesses stehen müsse. 

(AP 24.3.97) 

Auf scharfe Kritik sind Vorschläge aus 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ge- 
stoßen, Arbeitsmöglichkeiten für Aus- 
länderInnen wie jüdische EmigrantInnen 
aus der Sowjetunion, Au-pair-Mädchen 
und SaisonarbeiterInnen einzuschrän- 
ken. „Unionspolitiker machen Juden zu 
Sündenböcken für die desolate Lage auf 
dem Arbeitsmarkt“, erklärt der rechtspo- 
litische Sprecher der Grünen-Bundes- 
tagsfraktion, Volker Beck, zu den 
Vorschlägen, die dem CDU-Sozialpoli- 
tiker Julius Louven zugeschrieben wer- 
den. Der Vorsitzende der Jungen 
Liberalen, Michael Kauch, wirft der 
Union vor, sie wolle nur von der zum Teil 
selbstverschuldeten Standortkrise ablen- 
ken. 

(dpa 24.3.97) . 

Der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe 
im Bundestag, Michael Glos, spricht sich 
dagegen aus, in Deutschland geborenen 
ausländischen Kindern die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu geben. Glos warnt 
vor einer „Zwangsgermanisierung“ in 
Deutschland geborener AusländerInnen, 
wenn diese mit der Geburt, wie es junge 
CDU-Politiker anregten, auch die deut- 
sche Staatsangehörigkeit erhalten sollten. 
(ddpADN 24.3.7) 

Das Land Berlin schiebt 21 Vietnames- 
Innen über Frankfurt am Main nach 
Hanoi ab. Nach Auskunft der Innenver- 
waltung besitzen die betroffenen Männer 
und Frauen, über die keine näheren 
Angaben gemacht werden, keine gültige 
Aufenthaltsgenehmigung. „Mit der Aktion 
wurde das deutsch-vietnamesische 
Rückführungsabkommen umgesetzt“, 
sagt Sprecherin Francine Jobatey. 
(ddpADN 24.3.97) 

Der Runde Tisch gegen Ausländerfeind- 
lichkeit und Gewalt in Sachsen-Anhalt 
wird in Magdeburg aufgelöst. Er werde 
nicht mehr benötigt da seit seiner 
Einrichtung in vielen Orten aktive 
Partnerschaften zu Flüchtlingsheimen 
entstanden und auf Landesebene 
Zuständigkeiten klarer geregelt sind. 
(FR 25.3.97) 


Mit Empörung reagiert der Vorsitzende 
des Zentralrates der Juden in 
Deutschland, Ignatz Bubis, auf die 
Forderung von UnionspolitikerInnen 
nach einer Quote für jüdische 
EinwanderInnen. Die entsprechende 
Vorlage von SozialpolitikerInnen sei gut 
„für den Stammtisch“, sagt Bubis in 
Berlin. 

(dpa 25.3.97) 
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Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90 / 
Die Grünen legt einen Entwurf zu einem 
Niederlassungsgesetz für AusländerInnen 
vor. Alle legalen EinwanderInnen, die seit 
fünf Jahren in Deutschland leben, sollten 
danach die gleichen Rechte wie Deutsche 
erhalten, sagt der Grünen-Abgeordnete 
Cem Özdemir in Bonn. Dazu gehöre die 
Vereins- und Versammlungsfreiheit sowie 
das Recht auf politische Betätigung. 
Außerdem würden die Betroffenen dann 
einen wirksamen Schutz vor Abschie- 
bungen genießen. 

(ddpADN 25.3.97) 

Die Evangelische Kirche im Rheinland 
und die Mainzer Landesregierung einigen 
sich auf eine Regelung in „Fällen“ von 
Kirchenasyl. Dabei beugt sich die Düssel- 
dorfer Kirchenleitung letztlich den 
Entscheidungen der Ausländerbehörden. 
Es wird aber noch ein Anhörungsverfah- 
ren über zu erwartende Nachteile für die 
von Abschiebung betroffenen Ausländer- 
Innen zwischengeschaltet. Kirche und 
Landesregierung stimmen darin überein, 
daß es ein festgeschriebenes Recht auf 
Kirchenasyl weder in den Kirchenge- 
setzen, noch im staatlichen Recht gebe. 
(dpa-25.3.97) 

Aus München werden 41 Menschen nach 
Sarajewo abgeschoben. Fünf von ihnen 
kommen aus Berlin. 

(FR 26.3.97) 


Auch in Hessen droht den ersten bosni- 
schen Flüchtlingen nach dem Ablauf 
ihrer Ausreisefrist im April die Abschie- 
bung. „Wir halten an dem Stufenplan 
fest“, versichert die Sprecherin des 
Wiesbadener Innenministeriums. 

(FR 27./28.3.97) 


Rund 30 Prozent der AussiedlerInnen, 
die aus Osteuropa in die Bundesrepublik 
einwandern wollen, bestehen die vorhe- 
rigen Sprachtests nicht, obwohl die 
Bundesregierung Sprachkurse zuneh- 
mend fördert. Wer den Test nicht be- 
steht, erhält keinen Aufnahmebescheid 
für Deutschland. Mit dem Testprogramm 
soll die Zahl der deutschen Spätaussied- 
ler aus Osteuropa ohne ausreichende 
Sprachkenntnisse verringert werden. 
Daß „kein Aussiedler ohne Sprachtest“ 
mehr nach Deutschland komme, sei not- 
wendig für die Integration, sagt der 
Aussiedlerbeauftragte Waffenschmidt in 
Hamburg. 

(ddpADN 29.3.97) 


Als erstes Bundesland will Nordrhein- 
Westfalen an seinen Hochschulen spezi- 
elle Studienangebote für ausländische 
StudentInnen einrichten. Geplant sind 
dabei straff organisierte Lehrveranstal- 
tungen vornehmlich in englischer 
Sprache, die sich in das internationale 
Hochschul- und Studiensystem einfügen. 
Dies sagt NRW-Wissenschaftsministerin 
Anke Brunn (SPD) nach Rückkehr von 
einer zweiwöchigen Besuchsreise durch 
Hongkong und Japan. Gleichzeitig sollen 
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sich die deutschen Hochschulen intensi- 
ver um die Betreuung ihrer ausländi- 
schen Gaststudenten kümmern und 
begleitende Angebote machen. In jüng- 
ster Zeit war wiederholt über ein nach- 
lassendes Interesse am Studienstandort 
Deutschland geklagt worden. 

(dpa 31.3.97) 

Das Bremer Ausländeramt will eine 
31jährige Türkin abschieben obwohl sie 
seit ihrer Geburt in Bremen lebt und 
außerdem eine Asylantrag laufen hat. Die 
Behörde begründet ihre Entscheidung 
damit, daß die Frau eine viereinhalb- 
jährige Haftstrafe wegen Drogenhandels 
verbüßt hat und erneut wegen Heroin- 
besitzes zu einer Haftstrafe von zwei 
Jahren verurteilt wurde. 

(FR 1.4.97) 

Vom Berliner Flughafen Schönefeld wer- 
den dreißig bosnische Kinder, die vor 
fünf Jahren aus Sarajewo nach Sachsen- 
Anhalt geholt worden, abgeschoben. Bei 
der Aktion damals wurden zwei Kinder 
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von Heckenschützen erschossen. 

(jW 2.4.97) 

Auf Fragen der PDS-Bundestagsgruppe 
nach 1996 versuchten und vollzogenen 
Selbstmordversuchen von Flüchtlingen in 
deutschen Abschiebeknästen zeigt sich 
die Bundesregierung wenig auskunfts- 
freudig. „Die Länder sind für die Ab- 
schiebung vollziebar ausreisepflichtiger 
Ausländer zuständig. Die Bundesregie- 
rung verfügt darüber über keine eigenen 
Informationen“, heißt es in der Antwort 
des Bundesinnenministerium. 

(jW 2.97) 


Die Flüchtlingsorganisation Pro Asyl wirft 


der Bundesregieung eine „Kollaboration“ 


mit dem „algerischem Terrorregime“ 
vor. Bei der Abschiebung algerischer 
Flüchtlinge arbeite Bonn mit der „demo- 
kratisch nicht legitimierten und gewalt- 
tätigen“ Regierung des nordafrikani- 
schen Landes zusammen, erklärt der 
Sprecher von Pro Asyl, Heiko Kauffmann, 


En 


in Frankfurt am Main. Pro Asyl kritisiert 
insbesondere, daß algerische Polizisten 
die ausgewiesenen Flüchtlinge künftig auf 
dem Abschiebungsflug begleiten sollen. 
In einem Brief an die Innenminister- 
Innen der Länder soll das Bundesinnen- 
ministerium diese Praxis als „enorm 
praktisch und von medienöffentlicher 
Bedeutung“ bezeichnet haben. 

(ddpADN 2.4.97) 

Eine Expertin des Bundeskriminalamtes 
(BKA) bestätigt im Prozeß gegen Safwan 
Eid vor dem Lübecker Landgericht die 
Aussagen ihres Kollegen, wonach das 
Feuer im ersten Stock des Hauses ausge- 
brochen ist, Damit stützt sie die Theorie 
der Staatsanwaltschaft, daß Safwan Eid 
das Feuer gelegt hat, bei dem am 18 
1.96 zehn Menschen starben. 

(FR 3.4.97) 

Wegen des Verdachts der Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Vereinigung wird 
in Berlin ein 23jähriger Kurde festge- 
nommen. Ihm wird vorgeworfen profes- 
sioneller Kader der PKK im Gebiet um 
Hannover zu sein. 

(jW 4.4.97) 

Der Vorsitzende des Bundestags-Rechts- 
ausschusses, Horst Eylmann (CDU) 
spricht sich für eine doppelte Staatsan- 
gehörigkeit auf Zeit für junge Ausländer- 
Innen in Deutschland aus. Die Vermei- 
dung mehrfacher Staatsangehörigkeiten 
sei zwar ein vernünftiges Ordnungsprin- 
zip aber nicht mehr. 

(jW 4.4.97) 


Der Rat der türkischen Staatsbürger in 
Deutschland kündigt die Gründung eines 
bundesweiten „Bündnisses gegen Rassis- 
mus“ an. Alle türkischen Einwanderer- 
Organisationen wollten das Bündnis an 
diesem Wochenende in Frankfurt am 
Main ins Leben rufen, teilt der 2. 
Vorsitzende des Rates, Arif Ordu, mit. 
Dazu seien alle demokratischen Insti- 
tutionen in Deutschland eingeladen. 
Anlaß sei der Brandanschlag von Krefeld. 
Ordu fordert die Bundesregierung auf, 
sich mehr um das Thema Ausländer- 
feindlichkeit zu kümmern. Auch wenn 
noch nicht klar sei, ob hinter dem 
Krefelder Anschlag Rechtsradikale steck- 
ten, sei es nicht so, „daß Rassismus in 
Deutschland nicht vorhanden wäre“. 
Ordu verlangte präventive politische 
Maßnahmen, um die AusländerInnen in 
Deutschland besser zu schützen. Er for- 
dert, daß die Bundesregierung über ein 
Einwanderungsgesetz nachdenkt. 
(ddpADN 3.4.97) 

Siebzig Flüchtlinge werden aus Stuttgart 
unter Zwang und mittels Charterma- 
schine in die Bundesrepublik Jugos- 
lawien abgeschoben. 

(FR 4.4.97) 

Nach Überzeugung der Polzei handelt es 
sich bei dem Krefelder Brandanschlag 
bei dem drei TürkInnen starben, um 
eine Familientragöödie. Die Krefelder 
Haft-richterInnen bestätigen den Haft- 
befehl gegen den 42jährigen 
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Familienvater Aziz D. 

(FR 5.4.97) 

Vor dem Leipziger Amtsgericht wird 
gegen einen 32jährigen Vietnamesen und 
eine 42jährige Deutsche wegen des Ver- 
stoßes gegen das Ausländergesetz ver- 
handelt. Beiden wird „Scheinehe“ vorge- 
worfen. Gegen die Frau, durch deren 
Anzeige die „Scheinehe“ ans Licht kam, 
wird das Verfahren wegen Geringfügig- 
keit eingestellt. Gegen ihn wird nächste 
Woche weiter verhandelt. 

(IVZ 4.4.97) 

34 „illegal“ eingereiste Flüchtlinge wer- 
den in Dresden von der Polizei in 
Gewahrsam genommen. 

(IVZ 5.4.97) 


Deutschland verletzt nach Einschätzung 
der Arbeitsgemeinschaft Pro Asyl die 
Völkerrechtsnormen für Flüchtlingskin- 
der. Zum fünften Jahrestag der 
Ratifizierung der UN-Kinderrechtskon- 
vention fordert Pro-Asyl-Sprecher Heiko 
Kauffmann in Frankfurt am Main in 
einem offenen Brief alle Bundestagspar- 
teien auf, „Flüchtlingskindern den ihnen 
völkerrechtlich zustehenden Schutz und 
notwendige Hilfen nicht länger zu ver- 
weigern“. Kinderschutz müsse auch für 
Flüchtlingskinder bis zum Alter von 18 
Jahren gelten; derzeit würden in 
Deutschland schon 16jährige in Asylver- 
fahren wie Erwachsene behandelt. 
Zudem dürften minderjährige Flüchtlinge 
nicht inhaftiert und müßten kindgerecht 
betreut werden. 

(dpa 4.4.97) 

Weil das Landeskriminalamt (LKA) 
Sachsen in einem Flüchtlingsheim in 
Bahren in der Nähe von Grimma ein 
„Ausbildungs- und Schulungszentrum“ 
der seit 1993 verbotenen kurdischen PKK 
vermutet, stürmen 230 PolizistInnen das 
Gebäude. 19 KurdInnen werden vorläufig 
festgenommen. 

(jW 5.4.97) 


Rund 1 000 Kurdinnen aus dem gesam- 
ten Bundesgebiet feiern in der Tech- 
nischen Universität (TU) Berlin das tra- 
ditionelle kurdische Neujahrsfest 
Newroz. Die Veranstaltung wird erst 
möglich, nachdem das Berliner 
Oberverwaltungsgericht ein Polizeiverbot 
aufhebt. Das Fest war am Freitag von der 
Polizei untersagt worden mit der Be- 
gründung, es werde von der verbotenen 
“Arbeiterpartei Kurdistans“ (PKK) mit- 
ausgerichtet. Die Veranstaltung wird von 
einem massiven Polizeiaufgebot begleitet. 
BesucherInnen des Newrozfestes werden 
teilweise auf Waffen durchsucht. 

(dpa 5.4.97) 


Nach der Verhaftung des türkischen 
Familienvaters wegen des Krefelder 
Brandanschlags kritisiert Außenminister 
Kinkel (FDP) Äußerungen aus Ankara 
scharf und betonte „Megaphondiploma- 
tie führt ins Abseits. So werden nur lang- 
gewachsene Bindungen zerstört“. 


Türkische Regierungsmitglieder 
bemühen sich um Schadensbegrenzung, 
besonders Innenminister Meral Aksener 
versichert, er habe keinesfalls die gesam- 
te deutsche Bevölkerung oder die 
Bundesregierung angreifen wollen. Er 
sagte nach dem Brandanschlag, die 
Deutschen würden die Türken verbren- 
nen, weil sie sie nicht ausweisen können. 
(FR 7.4.97) 


Die Zahl der neuen Asylanträge in 
Deutschland ist weiter rückläufig. Im 
vergangenen März hätten 8392 Flücht- 
linge um Asyl ersucht, teilt das Innen- 
ministerium in Bonn mit. Das seien 308 
Anträge oder 3,5 Prozent weniger als im 
Februar und acht Prozent weniger als im 
März des Vorjahres. 

(Reuter 7.4.97) 

Die Gesellschaft für bedrohte Völker 
(GfbV) wirft dem rheinland-pfälzischen 
Ministerpräsidenten Kurt Beck und sei- 
nem Innenminister Walter Zuber' (beide 
SPD), vor, die Landesregierung wolle 
„alte, kranke und nicht mehr transport- 
fähige muslimische Flüchtlinge“ nach 
Bosnien abschieben. Damit werde man 
sie in den sicheren Tod schicken“. Der 
Sprecher der Gesellschaft, Tilman Zülch, 
erklärt in Göttingen, die Ausreiseauffor- 
derung an zwei Bosnier im Alter von 92 
und 78 Jahren sei „blanker Zynismus“. 
Zülch fordert die rheinland-pfälzische 
Landesregierung auf, von der Abschie- 
bung abzusehen, da die beiden Personen 
am Wiederaufbau des Landes keinesfalls 
teilnehmen könnten, 

Weiter kritisiert er eine Erklärung der 
Kreisverwaltung Koblenz, daß die beiden 
Flüchtlinge aufgrund des Abkommens 
von Dayton nicht einmal einen Anspruch 
darauf hätten, in ihren Heimatort 
zurückgebracht zu werden. Hierbei han- 
dele es sich um eine „absurde Ver-dre- 
hung der Tatsachen“, da das Abkommen 
das Gegenteil bekräftige. 

(ddpADN 7.4.97) 

Der sächsische PDS-Bundestagsabgeord- 
nete Steffen Tippach kritisiert die Arbeit 
der Polizei-Sonderkommission Rechts- 
extremismus. Er sagt, daß die SoKo-Rex 
ihre Aufgabenfelder dort suchen sollte 
wo sie ihren Namen her hat. „Die Durch- 
suchung eines Asylbewerberheimes bei 
Grimma halte ich für eine unangemesse- 
ne Reaktion. Mit den Aktivitäten der 
Neonazis im sächsischen Raum existiert 
ein weitaus bedrohlicheres Potential“. Er 
weist zuvor Berichte darüber zurück, in 
denen ihm vorgeworfen wird Kontakte zu 
einem „Schulungszenrtrum“ der PKK zu 
haben, daß das LKA Sachsen in dem in 
Bahren bei Grimma durchsuchten 
Flüchtlingsheim vermutet. 

(LVZ 8.4.97) 


Die Menschenrechtsorganisation Pro Asyl 
kritisiert eine behördliche Aufforderun- 
gen zur Verkürzung von Protokollen bei 
Asylanträgen. Wie ein Sprecher der 
Organisation in Frankfurt am Main 
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erklärt, habe das Bundesamt für die 
Aberkennung ausländischer Flüchtlinge 
(BAFI) seine MitarbeiterInnen in 
Freiburg aufgefordert, sich bei der Länge 
der Anhörungsprotokolle zu beschrän- 
ken. Pro Asyl kritisiert dies als „schwer- 
wiegenden Eingriff des Amtes in das 
Asylverfahren“, das die Weisungsfreiheit 
der EntscheiderInnen einschränke und 
letztlich zu Lasten der Flüchtlinge gehe. 
Die Anweisung, nur noch zusammenfas- 
send zu protokollieren, zwinge geradezu 
zu „fahrlässiger Oberflächlichkeit oder 
zu bewußter Manipulation“. 

(ddpADN 8.8.97) 
Bundesverteidgungsminister Volker Rühe 
(CDU) spricht sich für Kurskorrekturen 
bei der Rückführung bosnischer Flücht- 
linge aus. Nicht der Familienstand son- 
dern vorangig die Herkunfisregion soll- 
ten die Kriterien bei der Rückführung 
sein, erklärt er bei einem Besuch in 
Sarajewo. 

(FFR 9.4.97) 

250 PolizistInnen und 100 Mitarbeiter- 
Innen verschiedener Ämter sind an der 
bisher größten Razzia gegen Schwarz- 
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arbeit in Sachsen beteiligt. auf dem 
Leipziger Hauptbahnhof werden 450 


Bauarbeiterinnen kontrolliert. 26 auslän- 


dische BauarbeiterInnen ohne gültige 
Arbeitserlaubnis werden vorläufig festge- 
nommen. 

(IVZ 9.4.97) 


Der Vorsitzende der Polizeigewerkschaft 
(GdP), Hermann Lutz, fordert die sofor- 
tige Abschiebung straffällig gewordener 
AusländerInnen. Im Saarländischen 
Rundfunk sagt Lutz, um dem zunehmen- 
den Sicherheitsrisiko durch moslemisch- 
fundamentalistische Gruppierungen oder 
linke türkische Organisationen zu begeg- 
nen, müsse der rechtliche Rahmen voll 
ausgeschöpft werden. „Man muß überle- 
gen, was das Recht hergibt, weil wir 
sonst im Prinzip Deutschland schaden 
und auch den Ausländern schaden, die 
die Bereitschaft haben, die 
Rechtsordnung einzuhalten.“ 

(ddpADN 9.4.97) 

Im Prozeß gegen Safwan Eid vor dem 
Lübecker Landgericht, bei dem diesen 
vorgeworfen wird, daß Flüchtlingsheim 


in der Lübecker Hafenstraße im vergan- 
genen Jahr angezündet zu haben, in dem 
zehn Menschen starben, verweigert das 
Gericht die Verwertung der Tonbänder 
der Abhörmaßnahmen, als Safwan Eid 
im Gefängnis saß. Mit diesen will die 
Staatsanwaltschaft die Schuld Safwan Eids 
beweisen. 

(Fr 10,4.97) 

Der baden-würtembergische Verwal- 
tungsgerichtshof in Mannheim lehnt es 
ab einem Flüchtling aus Besnien- 
Herzegowina, der von Abschiebung 
bedroht ist, vorläufig Rechtsschutz zu 
gewähren. Ihm drohe in seiner „Heimat“ 
trotz der unsicheren Situation keine 
extreme Gefahr für Leib, Leben und 
Freiheit, urteilen die RichterInnen und 
heben damit eine gegenteilige 
Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
Freiburg auf. 

(FR 10.4.97) 

Die Lage der Bauwirtschaft ist nach 
Einschätzung der Bundesregierung dra- 
matisch. Deshalb beschließt das Kabinett 
ein 16-Punkte-Programm zur Stabilisie- 
rung der Bau-Branche. Dies beinhaltet 


u.a. die Beibehaltung des Anwerbestopps 
für ausländische ArbeiterInnen und 
schärfere Kontrollen gegen „illegale“ 
Beschäftigung. Zur Aufhebung der 
Abschaffung des Schlechtwettergeldes ist 
Bonn allerdings nicht bereit, bekräftigt 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
(CDU). 

(FR 10.4.97) 

Der schleswig-holsteinische Innenmini- 
ster Ekkehardt Wienholtz bittet die 
Ausländerbehörden seines Landes 
Flüchtlinge aus Zaire vorläufig nicht 
abzuschieben. Die kriegerischen 
Auseinandersetzungen beschränken sich 
nicht mehr auf den Osten des Landes 
und außerdem begleitete der Bundes- 
grenzschutz die Flüchtlinge nicht mehr. 
(FR 10.4.97) 

Berlins Regierender Bürgermeister 
Eberhard Diebgen (CDU) hält an dem 
Zeitplan der Innenministerkonferenz für 
die Abschiebung bosnischer Flüchtlinge 
fest und lehnt es ab die Abschiebungen 
auch nur vorübergehend auszusetzen. 
Unverständnis über seinen harten 
Abschiebekurs erntet er auch aus der - 
eigenen Regierung. Die Staatssekretärin 
in der Senatsverwaltung für Arbeit, beruf- 
liche Bildung und Frauen, Helga 
Korthaase, bezeichnet die Festnahme 
zweier Bosnierinnen in einem Berliner 
Heim für kriegstraumatisierte Frauen als 
unmenschlich. Im Ausländerausschuß 
des Senats erheben Abgeordnetlnnen von 
SPD, Bündnisgrüne und PDS schwere 
Vorwürfe gegen den Senat und fordern 
die Freilassung der beiden Frauen. 

(jW 10.4.97) 


„Schlepperbanden“ setzen nach Informa- 
tionen der „Berliner Morgenpost“ immer 
häufiger Jugendliche ein, um Ausländer- 
Innen illegal nach Deutschland zu brin- 
gen. Wie die Zeitung unter Berufung auf 
den Bundesgrenzschutz berichtet, heuern 
die SchleuserInnen in Spielhallen deut- 
sche Arbeitslose an. Diese spionierten 
dann die Lage an der Grenze aus: Über 
Handy teilten die Jugendlichen den 
Schlepperinnen mit, wann Asylsuchende 
gefahrlos nach Deutschland gebracht 
werden können. Die Jugendlichen 
bekommen dem Vorabbericht der 
„Berliner Morgenpost“ zufolge dafür bis 
zu 200 Mark. 

(Reuter 10.4.97) 

EinE abgelehnteR AsylbewerberIn aus 
Zaire darf derzeit wegen lebensbedro- 
hender Bedingungen in seinem/ihrem 
„Heimatland“ nicht abgeschoben wer- 
den. Das Verwaltungsgericht Sigmaringen 
fordert in einem unanfechtbaren Be- 
schluß das Land Baden-Württemberg auf, 
die Abschiebung des/der Antragstellers- 
/in vorläufig auszusetzen. Gegenwärtig 
seien die Verhältnisse so instabil und 
angespannt, „daß eine Rückkehr nach 
Zaire eine existentielle Gefährdung für 
Rückkehrer bedeuten würde“ (Az.: A6K 
11587/96). 

(dpa 10.4.97) 
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Der Bundesinnenminister Manfred 
Kanther (CDU) und sein polnischer 
Kollege Leszek Miller einigen sich dar- 
auf, daß im Rahmen des Polizei- und 
Grenzschutzabkommens gemeinsame 
Ermittlungs- und Kontrollgruppen aufge- 
stellt, gemeinsame Einsatzleitungen und 
Befehlsstellen gebildet sowie gemeinsa- 
me Dienststellen und ein besonderer 
grenzpolizeilicher Meldedienst für uner- 
laubte Migration geschaffen werden. 
Miller untertreicht seine Bereitschaft zur 
Bekämpfung der grenzüberscheritenden 
Kriminalität und bedankt sich bei 
Kanther für die Hilfe bei der Reform der 
Polizei und des Grenzschutzes in Polen. 
(FR 11.4.97) 

Die Bremer Ausländerbehörde schiebt 
eienen 16jährigen Kurden in die Türkei 
ab, obwohl VerwaltungsrichterInnen 


noch nicht endgültig über den „Fall“ ent- 


schieden haben und sich der Junge aus 
Proteste selbst verletzt. 

(FR 11.4.97) 

Die FDP will mit ihrem Zuwanderungs- 
gesetz die jährliche Einwanderung 
vereringern. Sie wolle „nicht mehr - 
Zuwanderung sondern mehr Kontrolle 
über Zuwanderung“, versichert 
Generalsekretär Guido Westerwelle bei 
der Vorstellung des Gesetzesentwurfs in 
Bonn. Mit diesem Entwurf strebt die FDP 
an, durch festgelegte Quoten die Zuwan- 
derung stärker an den wirtschaftlichen 
Interressen Deutschland auszurichten. 
(FR 10.4.97) 


Mit Freisprüchen geht vor dem Amts- 
gericht Fürstenwalde (Landkreis Oder- 
Spree) der sogenannte „Döner-Prozeß“ 
gegen drei 18- bis 21jährige Jugendliche 
zu Ende. Die Staatsanwaltschaft hatte 
ihnen vorgeworfen, im Juli vergangenen 
Jahres in der Spreestadt einen libanesi- 
schen Imbißverkäufer mit Knüppeln 
geschlagen und getreten zu haben. 
Lediglich gegen den 18jährigen Pascal K. 
wurde eine Verwarnung ausgesprochen, 
weil er drei Tage vor dem Zwischenfall 
einer Libanesin das aus religiösen 
Gründen getragene Tuch vom Kopf geris- 
sen hatte. Den drei Angeklagten sei der 
Vorwurf der gefährlichen Körperver- 
letzung nicht nachzuweisen, führte 
Richter Reiner Fries zur Begründung an. 
Sie seien damit aus strafrechtlicher Sicht 
nicht zu belangen. K. hatte ausgesagt, er 
habe den Libanesen lediglich zur Rede 
stellen wollen, weil er nach’dem 
Kopftuch-Vorfall zweimal von Ausländern 
- offensichtlich Libanesen - bedroht wor- 
den sei. Deshalb sei er mit dem jetzt 
Mitangeklagten Sven N. zu der 
Dönerbude gezogen, gefolgt von etwa 30 
Jugendlichen. 

(ddpADN 11.4.97) 


Treffpunkt: 13 Uhr 
Busparkplatz hinter der 
Rattenfängerhalle 


Vom 1.-4.Mai findet in Hameln der 
Unitariertag der völkisch-rassistischen 
Sekte Deutsche Unitarier Religions- 
gemeinschaft (DUR) statt. Hier, an 
ihrer Gründungsstätte, kann die DUR 
auf eine starke Ortsgruppe und 
geschichtliche Tradition zurückgreifen. 
Zusätzlich ist sie in die kleinstädtische 
Öffentlichkeit eingebunden. Eine hihe 
gesellschaftliche Akzeptanz besitzt die 
DUR aber auch außerhalb von 
Hameln. Ihr ist es hier gelungen, sich 
unter dem Deckmantel der Religion- 
sfreiheit in der Mitte der Gesellschaft 
zu etablieren und dies, obwohl neofa- 
schistische Bezüge offensichtlich 
sind. Doch dei dem diesjährigen 
Unitariertag regt sich antifaschisti- 
scher Widerstand. Wir als Bündnis 
gegen Rechts (BgR) wollen mit dazu 
beitragenb, denn uns liegt daran, die 
inhaltlichen, organisatorischen und 
personellen Verbindungen. zwischen 
der DUR und Hetendorf 13 (Nazizen- 
trum im Landkreis Celle) offen zule- 
gen. Deshalb rufen wir alle Menschen 
auf, sich an der Demonstration am|. 
3.5.1997 in hameln gegen die 
Deutsche Uhnitarier Religionsgemein- 
schaft zu beteiligen! 
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Zusammen sesch 
eehts... 


... So soll(te) es auch sein. Aber wie komme 
beispielsweise ich als linkes weibliches Wesen 
mit 13 Lenzen mit Leuten/Punx „zusammen 
gegen rechts“? Ich mein ‘überall wird 
rumgejammert, daß es immer mehr Glatzen 
gibt und keine Sau was dagegen tut, und über- 
all wird aufgerufen, man solle sich gemein- 
sam gegen Faschisten einsetzen und gegendie 
gefahr von rechts kämpfen. Das ist ja alles 
richtig und ich bin der gleichen Meinung. 
Aber kommt mal jemand mit linker Meinung, 
der versucht, sich in der linken Szene zu 
integrieren und in der Richtung etwas mit 
anderen zu machen, wird dieser scheiße an- 
gemacht, weil man ja neu ist und nix bei den 
alteingesessenen Punx zu suchen hat. Oder 
man reagiert nach Anfragen mit hochmüti- 
gen Antworten und weiterer ignoranz, egal 
ob wir zum Beispiel die einzigsten 3 Punx 
an einer faschovollgestopften Schule sind 
oder nicht. (Stichwort BrockhausGymnasium 
LE. 
Muß man denn über 14/15 Jahre sein, grell- 
gefärbte Haare, Springerstiefel und Antifa- 
parolen auf seinen Klamotten etc. haben, um 
von Punx anerkannt zu werden?? Wenn es so 
ist/wäre, dann frage ich mich nur, wie man 
alleine gegen Glatzen kämpfen soll. Und 
wenn man es versuchen würde; weit käme 
man so jedenfalls nicht! 
Na ja, wahrscheinlich bin ich die einzigste 
mit solchen Problemen, wahrscheinlich bin 
ich zu blöd, mit Punx zusammenzukommen. 
Es gibt ja noch tausend andere Möglichkei- 
ten, aber meistens kommt man da mit 13 
Jahren auch nicht zum Ziel. Vielleicht sollte 
ich ja eine Faschobraut werden, da wird man 
wenigstens vom Volk besser angesehen... 
Anne 
Hallo Anne! 
Die einzige mit solchen Problemen bist Du 
mit Sicherheit nicht und 14/15 sein hilft auch 
nicht immer weiter. Über gefärbte Haare weiß 
ich nicht soviel, hatte ich noch nie... Aber mal 
im Ernst, wenn die zwei einzigsten anderen 
Punx an Deiner Schule scheiße drauf sind, 
nützen die Dir gar nichts. Aber hast Du schon 
von dem neuen Antifa-Schulnetz gehört? amo 


„Sie zu vöseln 
schaltste nieht“ 
(Lokalmatadore) - 
Punk macht 
Männeben... 


Kenneth hat zu großen Teilen recht. Provo- 
kation war beabsichtigt. Hat ja auch geklappt. 
Um keine Mißverständnisse aufkommen zu 
lassen: Schwulenfeindliche Punx sind 
wirklich nicht mein Hauptproblem. In 
Deutschland werden Punx gejagt und er- 
stochen, schwule Manager und Angestellte 
im öffentlichen Dienst bleiben ziemlich un- 
behelligt, von schwulen Kostüm-Fascho- 
glatzen ganz zu schweigen. 

Auf SM-Parties im Berliner Raum sehe ich 
seit mindestens einem Jahr kaum mehr Ko- 
stüm-Punx, sondern fast nur noch Glatzen, 
für die es nicht geil genug ist, Glatze zu sein, 
sondern die als Überkick stilisierte Haken- 
kreuze, Deutschland-Aufnäher, Reichsadler 
und schlohweiße Schnürsenkel in ihren 
Stiefeln brauchen (das Klischee vom schwu- 
len Nazi drängt sich geradezu auf). 

Wenn diese schwulen Widerlinge allmonat- 
lich anything goes zelebrieren, dann wünsche 
ich mir manchmal n paar hundert Punks, die 
dieses blöde Volk aufmischen. Da ich aber 
keineswegs sicher sein kann, daß die Punx 
das mit den richtigen Absichten tun würden, 
werde ich mich lieber weiter allein mit den - 
(vermutlich) grün- und spd-wählenden- Ko- 
stüm-Fascho-Schwuchteln rumärgern. 

Ich sehe ein, daß es im Angesicht dieser 
Zustände im Moment wohl Wichtigeres gibt, 
als Punk für vorhandene Schwulenfeind- 
lichkeit zu geißeln. Ganz klar, daß unabhän- 
gig vom Stand linker Debatten gilt: „Auch 
schwulen Faschos aufs Maul!“. 

Kenneth hat m.E. nach wie vor nicht recht, 
was die Lokalmatadore-Spießer angeht, die 
sind so sehr Fun, wie Onkel Willi -glückli- 
cherweise gefallen vor Stalingrad- Fun war! 
Das Problem der Lokalmatadore (und nicht 
das einer angeblich durchgeknallten pc-Frak- 


tion, wie‘s Fun-Punk vielleicht gern hätte!) 
ist , daß sie schon „bierernste“ Texte machen, 
die jeder anständige deutsche Volksgenosse 
problemlos unterschreiben kann (wer’s nicht 
glaubt, schaue sich mal n paar einschlägige 
Fascho-Versände an. Lokalmatadore, Kassie- 
rer und Ruhrpott Kanaken können sich da 
klasse neben Störkraft & Co, behaupten. Be- 
stimmt darf man das nicht so „bierernst“ 
nehmen. Und wer behauptet da, daß Faschos 
nicht Fun haben können?). Was das Conne 
Island treibt, solchen Scheiß zu veranstalten, 
bleibt mir ebenso verborgen, wie dem Klaro 
(s. vorne im Heft). Leiden einige vom Island 
unter denselben Verklemmungen, die die 
Band umtreibt? Oder ist es am Ende das Be- 
setzen einiger Pöbelthemen von links? - das 
wäre neu, war doch bisher gerade aus dieser 
Ecke eine erfreulich deutliche Zurückweisung 
deutschen Massengeschmacks zu spüren. 
Hippies und erkennbare Schwuchteln haben 
bei den L. zwar weniger zu lachen (Kenneth 
wird mir sicher zustimmen, daß weiße, deut- 
sche, heterosexuelle Männer bei den L. mehr 
Fez haben, als alle anderen, denen mind. eine 
der drei genannten Eigenschaften fehlt. Aber 
wer behauptet da wieder, daß weiße, deut- 
sche, heterosexuelle Männer nicht auch mal 
Spaß haben dürfen, höhöhö), aber was tut’s, 
wenn man dafür BILD-Zeitung lesenden 
Bauarbeiterpöbel im Island hat, bei dessen 
Anwesenheit man wegen seiner fehlenden 
Haare subkulturelle Verbundenheit mit 
„unserem Laden“ herbeihalluzinieren kann. 
(Die Bemerkungen zum C.I. sind ausdrück- 
lich KEINE Unterstützung für die anders 
motivierte Kritik des Klaro gegenüber dieser 
Einrichtung.) 

Ach ja, Spießigkeit: Arschlecken Rasur... auf 
Scumfuck Mucke; Ich frage mich, wie 
verklemmt und alt-großväterlich eine Jugend 
sein muß, die statt von Blasen/Lecken von 
„Oralverkehr“ (!) singt?! Im übrigen scheinen 
die „Kids“, die da „united“ sind, sich sexuell 
kaum von echter Erfahrung, sondern eher von 
„Praline‘“ und „Wochenend“ zu ernähren. 
Doch wenn die BRAVO-Jugend sich Treue als 
oberstes Ziel stellt, fällt’s „Punk“ ja ziemlich 
leicht, versaut zu sein, heißt: Blasen und 
Arschficken scheinen da schon ‘ne sexuelle 
Revolution auszumachen. Nee, das ist nicht 
Fun, das ist langweilig. Wenn schon Anti-PC, 


Ach ya, Spießiskeit: 
Arschlecken 
Raswn... auf 

Seumfuck Mucke; 
leh (vage mich, wie 
verklemmt und alt- 
sroßväterlich eine 
Jugend sein muß, 

die statt von 

Blasen/lecken von 

„Oralverkehr“ (!) 
singt?! 
xxr% 

Das Zweitseilste 


nach Glatzen sind 
für mich immer 
noch besoffene, 
verpißte Lederloys. 
As Jessi would say: 
„Männer mit 
dicken Armen, die 
nicht kochen 
können, sind 
einfach seiler!“ 


dann wenigstens mit Spaß und Saufen und 
Ficken - und nicht mit Reden übers Ficken 
und Saufen. Wer ‘ne weitere Abschreckung 
braucht, höre sich die Social-Beat-Knall- 
chargen an, bzw. lese in Lpz. die „Vergam- 
melten Schriften“, in denen frustrierte 
Berufsjugendliche sich das spannende Leben 
zusammenfantasieren, das sie nicht haben 
(können)! Gegen PC zu sein, indem man wie 
9-jährige Jungs immer mal „Fotze“ oder 
„Ficken“ vor sich hinsingt und darauf hofft, 
daß irgendwer rot wird, ist Revolte a“ la 
„Normalbürger“. Als Gegengift zu moralisie- 
rendem Deutsch-Punk empfehle ich Parties 
und Orgien - die gibt’s auch für Hetis. 

An Zensi: Was die Äußerlichkeiten angeht, 
habe ich nix gegen „biersaufende Prolls mit 
Iro und ‘No Future’ auf der Lederjacke“ 
einzuwenden. Im Gegenteil. Das Zweitgeilste 
nach Glatzen sind für mich immer noch be- 
soffene, verpißte Lederboys. As Jessi would 
say: „Männer mit dicken Armen, die nicht 
kochen können, sind einfach geiler!“ 


Holger 


PS: Weshalb bloß bezeichnet Kenneth. die 
Partei der ostdeutschen „Erniedrigten und 
Beleidigten“, der „frustrierten“, faschisti- 
schen Jugendlichen, Nazi-Sympathisanten 
(Chr. Ostrowski) und Kleinunternehmer (Chr. 
Luft), die PDS eben, als „linke Partei‘?! Ko- 
misch! 


O 
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Ich wartete schon seit Stunden auf meine Verabredung. Es schien, als würde sie nicht mehr kommen. 

Wir hatten uns in einer Kneipe verabredet, so als würden wir uns zufällig über den Weg laufen. 

Seit geraumer Zeit saß ich mit einigen Freunden an einem Tisch, trank Pernod und redete wenig. Ich hatte mich mit Rücken zur Tür gesetzt, 

so daß er mich sehen konnte, ich ihn aber nicht. Er würde mich ansprechen, und ich drehte mich um und lächelte ihn leicht überascht an. 

Vielleicht hatte er mich nicht gesehen. Ich ging aufs Clo und sah mich auf dem Hin- und Rüchweg selbstbewußt verstohlen um. 

Jetzt mußte er mich gesehen haben. Es geschah nichts. Nach 10 Minuten ging ich an die Bar und bestellte nochmal dasselbe. 

Ich rauchte die letzte Zigarette - und holte neue. 

Es war zwecklos. Meine Freunde wollten gehen. Nach dem Bezahlen tastete ich schon aus Gewohnheit, noch ein letztes Mal, den sich leerenden Raum 
ab. 

Er saß in einer Gruppe am anderen Ende, mit dem Rücken zu mir. Ich verabschiedete mich von meinen Freunden, ging auf ihn zu, 

legte meine Hand auf seine Schulter und sprach ihn an. Er lächelte mich leicht überascht an. 

Ein Freund war gerade gegangen, so setzte ich mich, trank nochmal dasselbe und plauderte. Zuerst mit der Runde dann mit ihm. 

Es war spät, ich war angetrunken ünd wir hatten Hunger. Er packte mein Fahrrad in seinen Kofferraum. Im Drive Inn deckten wir uns ein und fuhren zu ihm. 


Er hatte noch Dosenbier im Kühlschrank. Mit allen Utensilien machten wir es uns auf dem Bett gemühtlich. Ich schaltete den Ferseher ein. Wir aßen und 
tranken. Er war müde und ließ sich fallen. Ich ertrug seine tastenden Hände auf meinem Rücken nicht, und starrte weiter auf das Fernsehgerät ein. Ich 


lauschte eine ganze Weile. 
Nach geraumer Zeit betätigte ich den Ausknopf auf der Fernbedienung, legte mich neben ihn, schlief ein und 
träumte ich hätte Sex mit ihm. 
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mein mitbewohner hatte sich das radio mit ins 
badezimmer genommen und saß bereits in der wanne, 
als ich durch den flur ging. ich konnte ein paar takte von 
lou reeds „walk on the wildside“ vernehmen, weshalb 
ich kurzerhand in die intimsphäre meines mitbewohners 
hineinplatzte und zu tanzen begann, während er sich in 
der wanne wusch. solche szenen spielen sich zwar durch- 
aus häufig in unserer wohngemeinschaft ab. allerdings 
Wäre ich auch bereit, fast alle grenzen des anstandes zu 
Ignorieren, wenn es sich um die legendäre langspielplatte 
„transformer“ von lou reed handelt. 

50 zum beispiel als ich auf einem nächtlichen streifzug 
mit meinem mitbewohner vor einer hippie- 
kneipe einen vierzigjährigen hippie-dj traf, der 
nach getaner arbeit gerade seine platten zum 
auto trug. wir unterhielten uns kurz über sein 
musikprogramm, und daraufhin durchstöberte 
ich dessen kiste, bis ich das „transformer”- 
album in den händen hielt. unverzüglich wollte 
ich es ihm abkaufen, denn er prahlte damit, 
daß er diese scheibe gleich fünfmal besitze. 
doch verkaufen wollte er sie nicht. dabei handelte es 
sich nur um eine uninteressante nachpressung aus den 
achtziger jahren. mein mitbewohner war es dann, der 
mich rechtzeitig ermahnte, die grenzen des anstandes 
zu gewahren. ich tat es widerwillig und verließ den mann 
grimmig. 

vielleicht verkaufte er mir die platte aus-dem grunde 
nicht, daß ich leicht alkoholisiert und somit unseriös 


kb 
z 


mportants 


wirkte. und betrunkenen männern traut man keine 
heiligtümer an. geschweige denn, daß man ihnen ver- 
traut. diese erfahrung habe ich selbst auch gemacht, als 
uns während einer anderen nacht einmal mehr günter 
über den weg lief. günter war rund wie ein buslenker 
und fuchtelte aufgeregt mit einer einkaufstragetasche 
vor uns herum. wir sollten ihm unverzüglich bei irgend- 
etwas helfen. wobei verstanden wir allerdings nicht. als 
wir keine weitere reaktion zeigten, wurde er wütend und 
schleuderte erneut die plastiktüte. im selben augenblick 
näherte sich allerdings ein krankenwagen, auf den günter 
nun schnurstracks zusteuerte. peinlich berührt verließen 
wir den schauplatz. 

mit sozialem engagement in unerwarteten situationen 
ist es ja sowieso eine sache für sich. was ich allerdings 
bei günter an hilfeleistung versäumte, konnte ich kurz 
vor ostern im hamburger hauptbahnhof nachholen. mit 
meinem alten schulfreund war ich nämlich unterwegs in 
unsere heimatlichen gefilde. wir hatten viel spaß auf 
unserer fahrt mit fünfunddreißig mark und mit dem be- 
trunkenen achim, den wir dabei kennenlernten. achim 
ging durch das großraumabteil unseres zuges und ver- 
säumte es , die tür hinter sich zu schließen. ein älterer 
herr neben uns wies ihn darauf hin, und achim entgegne- 
te: „die türen schließen hier wohl nicht selbsttätig? ich 
bin nämlich aus hanover!“ 

und er kehrte zurück, um die tür hinter sich zuzuziehen. 
auf der rolltreppe dann im besagten hamburger 
hauptbahnhof standen mein schulfreund und ich direkt 


hinter ihm, während vor ihm sich eine bande junger, eben- 
falls alkoholisierter skinheads befand. achim nun wie- 
derum konnte es sich nicht verkneifen, einem von ihnen 
an den hintern zu greifen, woraufin es natürlich sofort 
stunk gab. 

„machst du das noch einmal?“ brüllte der nazi. achim 
wollte noch nicht kleinbeigeben. 

„machst du das nocheinmal, habe ich gefragt!” konnten 
wir daraufhin, schon etwas beunruhigt, hören. achim ant- 
wortete immer noch, allerdings zunehmendst unverständ- 
licher. 

„wenn du das noch einmal machst, dann setzt es was, 
ist das klar? ist das klar? ist das klar?“ keifte der glatz- 
köpfige zankapfel, wobei er nach jeder frage mit dem 
zeigefinger auf achims brust stieß. und als endlich alle 
oben angekommen waren, schmiß er ihn auf den boden, 
um gleich noch hinterherzutreten. daraufhin ging nun ich 
dazwischen, und sofort kam ein weiteres mitglied der 
nazibande auf mich zu, das eine angsterregende 
tätowierung auf der stirn trug. 

„misch dich nicht ein, brillenschlange! du kennst die 
vorgeschichte nicht, ey“, skandierte er förmlich. zunächst 
begann ich eine diskusion, merkte jedoch sehr bald, daß 
ich nur etwa einen halben nebensatz davon entfernt war, 
neben achim zu liegen. aus angst um meine brille hielt 
ich inne und half stattdessen achim wieder auf die beine. 
auch die bande wendete sich nun ab, lediglich einer rief 
mir noch hinterher, ich solle meine gitarre nehmen und 
verschwinden. ° izy 
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Libreria delle donne di Milano 
Wie weibliche Freiheit entsteht 
Eine neue politische Praxis 


Orlanda Frauenverlag Berlin 
1991 
dt. Übersetzung von Traudel Sattler 


Ich denke ja, das schlimmste, was einem 
buchzurezensierenden Menschen passieren 
kann, hat mich hier eiskalt an meiner 
verletzlichsten Stelle erwischt: ich weiß nicht 
so recht, was ich von der Arbeit von Libreria 
delle donne di Milano halten soll. Mein 
vorsichtiges Verhältnis zu diesem Druckwerk 
hat in den wenigen Monaten seines Beste- 
hens schon mehr Stadien durchlaufen, als mir 
eigentlich lieb ist, so daß aus der Buchbe- 
sprechung weder bedenkenlose Empfehlung 
noch vernichtende Kritik wird, sondern 
irgendwas dazwischen. Ihr werdet schon 
sehen. 


Hinter libreria delle donne di Milano stehen 
die Frauen des Mailänder Frauenbuchladens, 
die hier „ein Stück Geschichte der Frauenbe- 
wegung, dargestellt an den Ideen, Theorien 
und Aktivitäten einiger Frauengruppen in 
Mailand von 1966 bis heute aufgeschrieben“ 
haben. „Das Wesentliche ist nicht die Doku- 
mentation sondern die Analyse der Frauen- 
bewegung.“ 

Ausgehend von Selbsterfahrungsgruppen, 
die, als sich diese Praxis nicht mehr als fort- 
schrittlich erweist auch mit Hilfe der 
Psychoanlyse arbeiten, soll es Frauen mög- 
lich gemacht werden, einen festen Platz in 
der sie feindlich umgebenden, männer- 
domonierten Welt einzunehmen, endlich sich 
selbst bewußt als Frauen wahrzunehmen und 
damit wirklich weibliche Politik zu betreiben. 
„Es handelt sich nicht um Kultur und Gegen- 
kultur, nicht um die Besetzung eines schmalen 
Rändchens der öffentlichen Meinung durch 
eine soziale Protestbewegung und auch nicht 
nur allein um den Slogan aus der Selbster- 
farungszeit: Das Persönliche ist politisch. Die 
Geschichte der Psyche und der Aktivitäten 
eines Geschlechts nimmt dann einen befrei- 
enden Charaker an, wenn die Entwicklung 
autonome Frauenzusammenhänge möglich 
macht und gleichzeitig die Veränderung der 
Gesellschaft.“ 


Als Angelpunkt für diese Entwicklung wird 
hier die „sexuelle Differenz‘ zwischen Mann 
und Frau propagiert. Darin sehe ich einen der 
offensichtlichsten Kritikpunkte an diesem 
Buch, das mir aber nicht nur durch diese For- 
mulierung streckenweise nicht nachvollzieh- 
bar und fremd blieb. 

Der Begriff der sexuellen Differenz ist für 
mich vor allem deshalb problematisch, weil 
er einen innerhalb einer Gesellschaft zwei 
Lager schafft, die sich unvereinbar und in 
diesem Buch manchmal fast feindlich ge- 
genüberstehen, und damit nicht die Möglich- 
keit läßt, jemals aus einem diesen tradierten 
Gefängnissen ausbrechen zu können, sondern 
die Teilung der Gesellschaft ein für allemal 
festschreibt. Um deutlich zu machen, was ich 
damit meine, muß ich vor der ausbrechenden 
Theoriediskussion, in deren Folge es in mei- 
nem Freundeskreis es beinah schon Tote bei- 
der Geschlechter gegeben hätte, und von de- 
ren Prozeß ich jetzt nichtsdestoweniger zehre, 
noch einiges über das Buch schreiben. 

Wie anfangs erwähnt, soll das Buch eine 
Entwicklung nachzeichnen, die weniger blo- 
ßes Dokumentieren, sonder vordergründig 
Analyse ist. Da verschiedene Autorinnen be- 
teiligt waren, spiegelt jedes der vier Kapitel 
ein Stück persönliche Meinung der Schrei- 
benden innerhalb der gesetzten Schwer- 
punkte, von denen der der sexuellen Diffe- 
renz alle anderen an Aufmerksamkeit über- 
trifft und innerhalb dessen sich die gesamte 
Darstellung bewegt. Besonderen Wert legen 
die Frauen darauf, daß das Buch nur insofern 
theoretisch ist, als daß es eine Praxis erzählt. 
Wichtig sind außerdem vor allem die Bezie- 
hungen zwischen einzelnen Frauen und in 
Frauengruppen, mit deren Wirkungsweise 
und Innenbeziehungen sich an verschiedenen 
Beispielen auseinandergestzt wird. Für die 
sowohl persönliche als auch politische Be- 
ziehung von Frau zu Frau finden die Italiene- 
rinnen den Namen „affidamento“, was laut 
Übersetzerin soviel heißt wie: sich anver- 
trauen. 

„In der Praxis bedeutet das, daß eine Frau, 
die sich eine soziale Existenz verschaffen 
möchte, sich eine andere Frau, welche für sie 
ein »Mehr« verkörpert als Vermittlungs- 
instanz zwischen sich und der Welt sucht. 
Anders als in der Politik der Emanzipation, wo 
die Frau sich an männliche Vermittlungs- 


Instanzen wendet.“ Das »Mehr« wird hier als 
Synonym für eine Frau (oder auch eine Grup- 
pe) verwendet, die gegenüber der anderen ein 
symbolisches Vorbild ist und dadurch die 
Funktion erfüllt, die Mütter, laut Buch, nur 
gegenüber Söhnen, nicht aber gegenüber 
Töchtern erfüllen, nämlich die einer symbo- 
lischen Bezugsperson. Wenn ich hier ein 
wenig zu oft das Wort symbolisch/Symbol 
verwende, so liegtdas ebenfalls an der Cha- 
rakteristik des Buches, das diesen Begriff sehr 
oft verwendet, ohne ihn aber wirklich zu er- 
klären, womit eine weitere Schwächen des 
Buches umrissen ist. 

Es werden öfter solche unerklärt bleibende 
Begriffe verwendet, die mir teilweise ein 
wirkliches Verstehen unmöglich gemacht 
haben. Ein weiteres Beispiel dafür ist z.B. 
„das Gesetzt des Vaters“, wovon ich zwar eine 
etwas verschwommene Vorstellung habe, die 
mich sofort weitere häufig gebrauchte, aber 
deshalb nicht zwangsläufig klarere Begriff- 
lichkeiten wie Patriarchat assoziieren läßt. Ich 
muß zugeben, ich bin keine Expertin auf dem 
Gebiet feministischer Literatur, aber ich den- 
ke, daß es nicht unbedingt die Stärke eines 
Textes beweist, wenn an nicht unbedeuten- 
den Punkten wesentliche Unklarheiten 
zurückbleiben, die ich als Leserin nur 
ziemlich unvollständig durch eine Art ge- 
fühlsmäßiges Wissen ausfüllen kann, das 
mich sicher lose mit vielen anderen Frauen 
verbindet, aber nur deshalb, weil ich mich 
dabei vielleicht Eigenschaften bediene, die 
Frauen im besonderen nachgesagt werden, 
wie verständnisvoll und einfühlend zu sein, 
ohne wirklich denken zu können. (Mit 
wirklich denken beziehe ich mich hoffentlich 
ausreichend auf meine eigenen Ansprüche an 
mich, nicht an die, die Männer als Maßstab 
für Denk - und Argumentationsweise oft an- 
legen.) 

Die Kritik an Klischees, in die Frauen sich 
oftmals fügen, um dabei ihre Persönlichkeit 
außer acht zu lassen, unterscheidet mich noch 
nicht allein von den Autorinnen der Texte. Die 
selbst verlangen nämlich wie gesagt weib- 
liche Symbole, die sie unabhängig von Män- 
nern nutzen wollen und meinen damit u.a. 
eine weiblich geprägte Sprache statt der 
männlich-neutralen. 

„Aus dem Wissen um die sexuelle Differenz ent- 
stand das politische Projekt, die Beziehung des 


affidamento in das System der sozialen Bezie- 
hungen einzuführen, damit das weibliche Ge- 
schlecht in sich selbst die Quelle seines Werts 
und eigene gesellschaftliche Wertmaßstäbe fin- 
den kann. Grundlage des Projekts ist die Not- 
wendigkeit einer Vermitlung, die das Zeichen 
des Geschlechts trägt. Es geht von der mensch- 
lichen Erfahrung der Frauen, von ihrer vergan- 
genen Geschichte und ihren gegenwärtigen Be- 
dürfnissen aus. Die Anfechtungen des neutral- 
männlichen Denkens können es nicht treffen, 
sie sind alle unproduktiv und enthalten keine 
neuen Aspekte.“ 

Es wäre völlig unsinnig zu verneinen, daß die 
Gesellschaft, in der wir gegenwärtig leben 
von Männern dominiert ist, daß z.B. Geset- 
ze nicht im wiklichen Sinne des Wortes 
neutral sind, wie die Autorinnen mittels der 
Diskussion ums Abtreibungs- und später um 
das Vergewaltigungsgestz im Italien der 70er 
Jahre aufzeigen wollen. Aber ich denke des- 
halb nicht, daß ich die Hälfte der Gesellschaft 
aus meinem Leben eliminieren sollte. Ich 
kann auch gut aus eigener Erfahrung nach- 
vollziehen, daß es gut tut, sich innerhalb einer 
Gruppe von Frauen zu treffen, um über be- 
stimmte Dinge ungestört von Männern zu 
reden, nahe Freundschaften oder Liebesbe- 
ziehungen zu Frauen zu haben und daß es oft 
sehr wichtig war und ist, mich eindeutig als 
Frau wahrzunehmen. Zu letzterem werde ich 
oft dadurch gebracht, daß ich zwangsläufig 
erlebe, daß mich einige Männer nicht 
verstehen (wollen), daß z.B. emotionalere, 
nicht unbestimmte Formen des Diskutierens 
in „Männerrunden“ nicht akzeptiert werden, 
daß Frauen als „Quotenfrauen“ mißbraucht 
werden als Abklatsch einer Emanzipations- 
politik, die offensichtlich ihr Ziel verfehlt hat. 
Aber ich denke auch, daß sowohl das männ- 
liche als auch das weibliche Geschlecht zu 
einem großen Teil sozial erlernt sind, und 
vielleicht niemand so genau weiß, ob die ne- 
bulöse Vorstellung von der „Urmutter“ als 
Sinnbild für das ewig weibliche und Quelle 
weiblicher Eigenschaften wirklich auf 
Tatsachen beruht. Zwar räumen die Italiene- 
rinnen die Unterschiedlichkeit von Frauen 
untereinander ein, aber trotzdem wird die se- 
xuelle Differenz als eigener Begriff dadurch für 
mich nicht klarer. Worin besteht diese? Was soll 
ich denken und woran mich erinnern, um eine 
angeborene Differenz überhaupt finden zu kön- 


nen. Sicher gibt es eine Frauengeschichte und 
in verschiedenen Bereichen weibliche Traditi- 
on, die häufig von den Schwierigkeiten erzählt, 
die fortschrittliche Frauen in einer ihren Wün- 
schen gegenüber verständnislosen und ableh- 
nenden Umgebung hatten und haben, aber das 
alles sagt wenig über eine angeborene Diffe- 
renz. Mich interessiert viel mehr, wieso tatsäch- 
lich diese Art männlicher Gesellschaft entste- 
hen konnte. Mit dem Begriff der Differenz kann 
ich nicht sehr viel anfangen und ich denke nicht, 
daß für die Lösung der Geschlechterproblema- 
tik hilfreich ist. 

Meine eher zwiespältige als durchweg ableh- 
nende Haltung zum Buch der italienischen 
Frauen kommt vor allem daher, daß zwar 
wichtige Probleme angesprochen werden, die 
mich teilweise zum Nachdenken gebracht 
haben, daß ich aber die Umgehensweise da- 
mit nicht teilen kann. Dazu zählen die 
Auswirkungen geschlechtsspezifischer 
Erziehung, Idendifikationsprobleme für Frau- 
en, die den scheinbar vorgeschriebenen und 
gesellschaftlich anerkannten Weg des 
Frauseins verlassen wollen, im Buch u.a. dar- 
gestellt durch die Ablehnung des Sorgerechts 
einer Mutter, das Problem männlicher 
Rechtsprechung und Gesetze, Auswirkungen 
von Gleichstellungspolitik (z.B. gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit, ohne daß Frauen 
ohne Hinweis auf ihr Geschlecht anerkannt 
und gefördert werden, ganz abgesehen von 
der Mehrfachbelastung Beruf- Haushalt-Fa- 
milie sich als gleichwertig beweisen zu müs- 
sen ), damit verbunden die Rolle von Frauen 
bei politischen Entscheidungen, Mitarbeit in 
gemischten politischen Gruppen, Beziehun- 
gen von Frauen untereinander, gewaltsame 
Auswirkungen männlicher Macht auf Frau- 
en (z.B.Vergewaltigung) u.a.m. 


erhältlich bei Bruchsteine 
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in einer sehr wichtigen zeit für die 
deutschprachige literatur, wo allen ginsberg und 
stephan hermlin sterben, martin walser hinge- 
gen seinen siebzigsten geburtstag feiert (welch 
symbolik, meine damen und herren!) erscheint 


“ 


nach fast einjähriger pause die dritte ausgabe 
des leipziger literaturmagazins POST.RUIN. 
deren vorwort verkündet munter, daß sich im 
gegensatz zu den ersten beiden heften eini ges 
verändert hat, und in bezug zum folgenden 
noch weitere novitäten folgen werden. die wohl 
bedeutendste: das POST.RUIN soll thematisch 
zusammenhängende texte enthalten (in 
nummer 4 wird sich alles um den begriff „film“ 
drehen). doch ich denke, das nun vorliegende 
heft kann dies ebenso bieten. sein inoffizielles 
thema lautet nämlich: wahnsinn. dieser zieht 
sich leitmotivisch durch nahezu alle texte, stets 
finden sich worte wie: „psychatrische klinik“, 
„gummizelle‘, „verrückt“, „karnevalsmaske“, 
„nervenzusammenbruch“, 
„jagdflinte“, „phantastereien“ 
„narrenschiff“, hier und da wird sich auch 


„narren“, 
oder 


konsequneterwiese blei ins bein oder in die 
“mutter gejagt. erschrocken war ich allerdings 
über die entdeckung des unwortes auf seite 20, 
das da lautet: „bukowski“. greift der boom des 
„leipziger veranstalters 
geburtstagsparties‘“ (wie es im CEE IEH über 
lesungen aus dem social-beat-kreise geheißen 
hat) auch auf das POST.RUIN über? 
nur partiell. es gibt nämlich auch wirklich wit- 
ziges zu lesen in dieser ausgabe, so zum beispiel 
ein gedicht über einen tisch und ein leserbrief. 
ferner befindet sich wieder ein theaterstück 


diverser 


unter den texten, das wieder keines ist, dafür 
aber wieder sehr gebildet (mit antiken namen 
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urldast ” 


und so). es liest sich trotzdem schön. so ist die 
textauswahl (abgesehen von gattungsüber- 
greifendem konzept) insgesamt sehr ausgewo- 
gen, was die stilistik angeht. „nur schreib- 
versuche“ zitiert arnold quast die erste nummer 


116) 


des literaturmagazins in einem nun abgedruck- 
ten interview mit dem feuilletonvoluntar h. w. 
rust, und weiter: „man muß schon die 
rahmenbedingungen berücksichtigen, in dem 
die autorinnen und autoren leben (das sind stu- 
dentische, anm. d. red.) ... freiheitlicher 
stuhlgang’.“ 

mit seinem dritten heft gelingt es dem 
POST.RUIN ein stückchen mehr, sich bei 
leipziger rezipientinnen und rezipienten als 
institution zur veröffentlichung neuer textezu 
etablieren. einen weiteren schritt in diese 
richtung ist die ebenfalls dritte POST.RUIN- 
lesung am 5. 5. im plaque, industriestr. 97. dort 
spielen martin walser gegen charles bukowski 
im halbfinale der dritten offenen leipziger 
meisterschaften im textwandschießen. 


Von außen sieht das Dresdener Venceremos 
aus wie früher, also autonomes Cover und der 
Preis von 2,50. Der Innenteil hingegen ist of- 
fensichtlich einer neuen gestalterischen Linie 
unterworfen worden. Poppiger, professionel- 
ler, lesbarer. Und auch inhaltlich hat die März- 
ausgabe mit den früheren jammergesängen ge- 
brochen. Wer das Venceremos nur aus alten 
Tagen kennt, sollte sich vom Cover also nicht 
abschrecken lassen. Weinerliche Depressionen, 
die uns glauben ließen, die drei Gewohnheits- 


autonomen der sächsischen Landeshauptstadt, 
könnten wegen Dauerregens nur via e-mail in 
verdunkelten Räumen kommunizieren, fehlen 
völlig. Kündigt sich damit ein politisches 
Widererwachen der Dresdener Szene an. 
Venceremos gibt Hoffnung! Nachdem 1995 der 
50. Jahrestag der Bombardierung Dresdens 
durch die Allierten mit bundespräsidialer Wei- 
he zur Entschuldung von historischer Schuld 
umfunktioniert werden sollte, ist der 13:-Fe- 
bruar 1997 nur ein lokales Ereignis gewesen. 
Hatten sich 1995 Gruppen aus Hamburg und 
Leipzig entschloßen, bei dem Spektakel auf 
eigene Faust den politischen Hintergrund zu 
thematisieren, nahmen dies dieses Jahr die 
DresdnerInnen selbst in die Hand. Die Diskus- 
sion um das laut Dresdener Polizei „national- 
feindliche Schweineplakat“ („Ich scheiß auf 
euren nationalen Konsens“) ebbt im 
Venceremos noch nach. Die Gegenargumente 
sind nicht neu: nicht alle Opfer hatten wirklich 
die Chance TäterInnen zu werden usw. Dem 
entgegen steht eine kleine Militärgeschichte 
Dresdens und die Auseinandersetzung mit dem 
öffentlichen Geschichtsbild. (Für Menschen, 
die diesbezügliche Quellenangaben in der Zeit- 
schrift benutzen wollen, sei noch angemerkt, 
daß „SZ“.nicht wie üblicher Weise für Süddeut- 
sche, sondern für Sächsische Zeitung steht.) Der 
Erfolg solch praktischer Aktionen kann im 
Nachhinein allerding vermießt werden, wenn 
die Grundregeln des Umgangs mit der Ord- 
nungsmacht verletzt werden. Die 
Venceremosredaktion hat eine ganze Liste von 
Beispielen gesammelt, die anschaulich belegen, 
wie es nicht sein darf. Der Aufruf, keine Aus- 
sagen zu machen, egal was die Bullen dir er- 
zählen, „böse“ Aktionen nicht rumzuposaunen 
und sich zu überlegen, ob die Liste all der Leu- 
te, die dir mal ihre Adresse/Telefonnummer 
gegeben haben wirklich auf jede Demo mit 
muß, kann ja leider nicht oft genug wiederholt 
werden. Solche Probleme sind aber nmicht die 
ärgsten, mit denen sich die HausbesetzerInnen 
in der Stadt an der Elbe rumschlagen mußten. 
Dem AZ Conmni war lange Zeit das Haus ganz 
abhandengekommen. Inzwischen haben die 
Gegenkulturellen ein neues Domizil und hoch- 
fliegende Pläne. Ein bißchen stolz sind sie auch 
auf sich, es doch wieder geschafft zu haben. 
Außerdem denken sie mit der jetzt 
überschüßigen Kraft, die Konsumkultur unter- 
graben zu können. Zeitgleich müssen sich die 


BesetzerInnen der Lutherstraße 33 ihre Vorlie- 
be fürTechno vorhalten lassen. Aus ihrem Haus 
ist zwar in den letzten zwei Jahren wieder ein 


Haus geworden, aber sind sie wirklich poli- 
tisch? Oder ist das nur vorgeschoben? Und ge- 
nügt ihr Zusammenleben den hohen morali- 
schen Ansprüchen, die das Venceremos an sie 
stellt? Im Interview ließ sich das offensichtlich 
nicht klären, weshalb h.a.s. nochmal einen Ab- 


satz hinterhergeschoben hat. „Ich bezweifele für 
meinen Teil, daß Hausbesetzungen in den spä- 
ten 90ern noch ein Mittel der Auseinanderset- 
zung mit dieser Gesellschaft sind.‘ So richtig 
fair ist das irgendwie nicht, aber vielleicht fin- 
det sich im nächsten Editorial ein Vermerk zu 
dieser Frage der „journalistischen“ Ehre. 
Schließlich sollte „den eigenen Leuten“ doch 
genauso viel Gerechtigkeit widerfahren, wie 
den politischen Gegnern. Die zahlreichen 
Antifarecherchen zu Skinkonzerten, neurechten 
Journalisten, strammrechten Ex-Bürgerrecht- 
lern mit lukrativen Aufarbeitungsjobs und dem 
Politischen Aschermittwoch der DSU lassen 
nicht viel zu wünschen übrig. Quellenangaben 
untermauern dieAnalysen und laden ein zu po- 
litischer Arbeit, über die noch kaum etwas zu 
finden ist. Natürlich kann auch ein Thema wie 
Castortransporte nach Gorleben an einer Zeit- 
schrift diesen Zuschnitts nicht vorbeigehen. Die 
entsprechende Seite rührt zu Tränen, die das 
schlechte Gewissen, nicht genauso intensiv für 
die Auflösung von Morsleben zu kämpfen, viel- 
leicht etwas beruhigen können. Kontrovers sind 
sicher die Artikel zum Modrow-Prozeß aus 
DDR-Bürgerrechtsperspektive und 
Veganismus als Waffe?. Wieso der Modrow- 
Artikel für die redaktion so problematisch war, 


istnur schwer nachzuvollziehen. Modrow sollte 
nicht einfach so von seiner Verantwortung als 
SED-Bezirkschef von Dresden reingewaschen 
werden, auch wenn die Bejubelung des 
„Freiheitswillens“ der DDR-BürgerInnen in 
ihrem Pathos etwas nervt. Veganismus als Waf- 
fe? hingegen strotzt von der Radikalität Ein 
Veganer!s und kümmert sich eigentlich nur 
darum VegetarierInnen für ihre Inkonsequenz 
anzupissen. Da gehen dann Tiere auch 
gleich mal als Teil der Gesellschaft durch, 
damit sich die Unity of Opression These 
leichter herleiten läßt. Nicht gerade 
übrzeugend. Ganz zum Schluß finden 
sich dann noch zwei Beiträge, die irgend- 
: wie aus dem gewohnten Rahmen fallen. 
Die Jugend im Judeflim verweist dabei 
besonders auf Dresden und die BRD und 
ist eher ein Anstoß als eine Behandlung 
des Themas, und einen Beitrag über 
„Universalistischen Geschichtstheorie“ 
von Khella(?). 
Erstmal kurz was positives zum Cee Ieh 
* 4/97: Das Titelbild rockt. Am ersten Mai 
den Faschos die Straße nur in Einzeltei- 
len zu überlassen, rangiert mit ganz vorn unter 
den BewerberInnen für die Krönung zur be- 
sten Einzelaktion zur Verhinderung des Nazi- 
aufmarsches. Und nun zum bedauerlichen: Der 
Kulturteil der kostenlosen Zeitschrift lutscht 
gewaltig. Namedropping, Namedropping und 
nochmals Namedropping, daß hält kein Mesch 
aus. Einziger Lichtblick, dieAnkündigung von 
Stereo Total mittels eines geklauten Artikels aus 
der Zeit.Ansonsten liegt das literarische Niveau 
am Boden. Selbst Hoffnungsträger wie Seba- 
stian scheinen ausgelaugt und nicht mehr in der 
Lage uns die moderne Kultur ans Herz zu 
schreiben. Damit schießt sich der Werbe- 
charakter für innovative Kultur selbst ins Knie. 
Wer nicht drin ist, kennt auch die zig tausend 
Namen, der beachtlichen Popgrößen der jewei- 
ligen Szene nicht. Warum also hingehen? Die 
spärlichen Soundbeschreibungen schreien zum 
Himmel: „Der Sound den SCORN erzeugen, 
verbindet aufs Erquicklichste Technologie und 
organische Rythmen mit einer, salopp ausge- 
drückt, Dreckigkeit, wie sie nur bei deratigem 
Background entstehen kann, was nun nicht 
heißt, daß LoFi Maßstäbe etwa bei der Produk- 
tion anzusetzen wären. Hier wird eine Düster- 
nis und Weirdness gepflogen, wie sie derzeit 
auch in dem sich immer rassanter entwickeln- 


den Drum’n’Bass Sounds zu finden ist, ohne 
jedoch immer schon auf der fast kranken Su- 
che nach neuen und radikaleren Bässen und 
Subbässen zu sein, wobei besagte Subbässe 
freilich nicht ausgespart bleiben.“ Mit anderen 
Worten, mir fällt zwar zu der Band nichts ein, 
aber ich kenne die Vokabeln und ich rühre den 
ewig gleiche, nichtssagenden und Brei (frei von 
jeglichen Kreativstoffen) zusammen. Wie ge- 
sagt sowas schlägt negativ auf dieThemen zu- 
rück, die PromoterInnen der neuen, heißen 
Scheiße so am Herzen liegen. Dafür gibts eine 
Doppelseite mit Terminen und Adressen von 
Clubs aus dem weiteren Umland, die gleich gar 
keine Programmhefte erstellen. Denen fehlt 
dann auch die Möglichkeit einen zweiten poli- 
tischen Teil anzuhängen. In diesem geht es dies- 
mal hauptsächlich um den geplanten 
Faschoaufmarsch. Der Aufruf zu Gegen- 
aktivitäten, eine Einschätzung der Antifa im 
Zusammenhang mit dem Aufmarsch der Fa- 
schisten in München gegen die Austellung 
„Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944“ und 
ein Text der beides verbindet. Zusammen 13 
Seiten. Zweiter Schwerpunkt ist „Ein Fußball- 
referat“, das uns als interaktiver Text angekün- 
digt wird, was aber nur bedeuten kann, daß der 
Autor, diese hippe Vokabel mag, denn sonst ist 
nicht viel mit Interaktion. Eher schon trifft es 
der Begriff Referat mit seiner wissenschaftli- 
chen Muffigkeit. Da ist kein Leben drin. Aber 
auf jeden Fall gegen Faschos, so daß für das 
Prädikat „politisch korrekt“ nur fehlt, daß in 
einer überarbeiteten Fassung der positive Be- 
zug auf „männerbündische Bierfahrten“ durch 
einen distanzierteren Blick ersetzt wird. Ern- 
ster ist da schon die Fördermittelsituation des 
Conne Islands. Im Heft ist eine verpuffte Akti- 
on dokumentiert. Wie der konsumierende Hau- 
fen, aber seine Fähigkeiten und Masse einset- 
zen kann, um daß Wasser nicht bis zum Hals 
steigen zu lassen, bleibt ebenso im Dunkeln, 
wie der aktuelle Wasserstand. Nur für Fans: Bei 
Ralf sind diesmal die Fußnoten länger geraten 
als der eigentliche Text über Biotechnologie. 
Die Lesbarkeit ist durch eine hohe Zitatdichte 
gegeben, und wahrscheinlich hat nicht nur Ralf 
die Bedeutung dieses Themas bisher unter- 
schätzt. Wer also eine gute Literaturzusammen- 
stellung sucht, ist hier an der richtigen Stelle. 
Ach so, Das Letzte steht natürlich immer noch 
hinten. 
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Edgar Külow: Wie wir da- 
mals Fußball gespielt ha- 
ben, das siehst du ja heu- 
te gar nicht mehr. Das Ding 
kam steil von hinten. Mich 
nannten sie ja damals den 


Abfahrt Babelsberg, ORB. 


Studio. Anhaltender enthusiastischer Eröffnungsbeifall. 

Bla,Bla..., Hans-Joachim Wolle zeigt, daß es ihn auch noch 

gibt, trauert etwas den alten „Außenseiter Spitzenreiter“- 

Zeiten hinterher, und meint be-treffs seines Ausstieges roten Blitz. Ich ging rechts an der Linie entlang, 
aus dem Langweiler, daß er nicht so gut Schlittschuh lau- ließ den Verteidiger stehen, ging bis an die Eck- 
fen könnte. (Anspielung auf Christine Erhard) Und schon fahne, dann kam butterweich die Flanke ‘rin. Am 16 
geht's zum Thema: Meter kam sie runter. Was denks du denn, wer da 
Man sieht immer mehr Promi’s in den Stadien. schon stand? - Ich!- Und dann, aus der Lage, hau ich 
Täusche ich mich da, oder war das schon immer den rein, du! Da weht‘s dem Tormann aber die Pfoten 
so? weg! Das siehst du ja heute gar nicht mehr. Ede, sieh- 
Edgar Külow:...Promi’s haben sich schon immer für st du das heute noch? 

Fußball interessiert. Du mußt als Promi Fußballfan Ihr eigentlicher Leib- und Magenverein ist ja so 
sein. Ein Schauspieler kann sich nicht hinstellen und ein ganz kleiner, ich glaub’ der heißt amtlich Ein- 
sagen: „Fußball ist für mich ein... ‚nee, da interes- heit zu Pankow... 

sier’ ich mich nicht dafür“. Das kann der sich gar Edgar Külow: Nein! „VfB Einheit zu Pankow“. 

nicht mehr leisten. Warum? 

Ich selbst verstehe ja vom Fußball auch viel mehr Edgar Külow: Ja, wozu? Sie können auch sagen „Einheit in 
als von der Kunst. Das liegt daran, weil ich ja von Pankow“. Zu“, verstehst du? Es gibt ja auch viele Leute, die 
klein auf immer auf dem Fußballplatz gewesen sagen „von Beethoven“. Der hieß auch van, heißt aber auch 
bin, in Leipzig bei Chemie draußen. Die kennt von! Verstehste? Is das Selbe hier: „Zu, In, Bei“, kannst du 
ihr ja alle gar nicht mehr (zu Henry). Aber ihr alles dazu sagen. 

habt ja jetzt ‘nen Trainer der das alles rich- Sie sponsern ihren adligen Fußballverein ja auch. Da 
tet... gab’s Geschichten, Sie hätten denen schon hunderte Ki- 
Wie war das denn damals, als sie noch sten Bier ‘rübergereicht, wenn die mal gewonnen haben, 


selber gespielt haben, als Kind? Tausende Mark... 


S 
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Edgar Külow: | Cl | schieb 


mal ‘nen Kasten ‘rüber. Und den trin- 
ken sie dann auch nach dem Spiel. 
Aber Sie sind noch nicht am 
Bettelstab? 

Edgar Külow: Wir sind ein ganz fei- 
ner, armer Verein. Und da sind wir 
schon beim Geld! 

Wenn du heute kein Geld hast, 
kannst du nicht gewinnen. Ede (Ge- 
ste zu Ede), wenn du kein Geld hast, 
kannste nicht gewinnen. 

Zur ersten Fußball Bundesliga 
und damit zu Hansa Rostock, 
zu dem Herrn Präsidenten 
Herrn Diestel. Herr Diestel, mit 
so einem kleinen Dorfverein 
würden sie sich nicht mehr ab- 
geben, nö? 

Peter Michael Diestel: Doch gerne. 


Weil da die Aufgaben interessant 
sind, weil man da eben nen Kasten 
Bier ‘rübergeschoben 'kricht. 
Was kriegt man bei Hansa ‘rü- 
bergeschoben? 
Peter Michael Diestel: Man kriegt 
mal ‘ne Schelle, mal ein freches Pla- 
kat und dann kriegen Sie mal‘n Är- 
ger. Das ist eben im Erstligafußball 
der Fall. Er hat das Glück in einem 
kleinen Verein und ich muß nur Geld 
‘ranschaffen, Geld ‘ranschaffen, 
Geld ‘ranschaffen. 
Da sind wir ja richtig traurig. 
Aber Sie machen doch richtig 
was her. Da haben Sie ja auch 
so ein schönes Lied. Das hören 
wir uns jetzt mal an. 
Einblendung der Hansa Hymne von 
den Puhdys. (erste Strophe: 
„Wer hat den schönsten Prä- 
sident...“, mit Refrain „FC 
Hansa“) Ausblendung- 
Beifall 
das nicht et- 
was zu 
fr 
Ehe? / £ % 
(An- Seg 
auf den Text) 
Peter Michael 
Puhdys haben mir da 
ein Ding gedreht mit die- 


Mal ehrlich, ist 
viel der 
spielung 
Diestel: Also die 


ser Textzeile. Ich habe denen da 
nicht den Auftrag gegeben. Ich hab 
nen großen Scheck rüber gereicht für 
eine Hymne. Die haben damals übri- 
gens mit Damara Tanz um die Wette 
geschrieben, aber sie waren schnel- 
ler die Puhdys, und das ist dabei 
raus gekommen. Ich bin froh, daß es 


eine der wenigen Fußballhymnen ist, 


die sich durchgesetzt hat. 
Bleiben wir mal bei der Schön- 
heit, Herr Diestel. Seit wann hat 
Schönheit beim Fußball eine 
Rolle gespielt? 
Peter Michael Diestel: Ich finde mich 
ja auch nicht schön! Das haben ja 
andere gesagt. Wenn Sie mich früh 
um sechs sehen würden, würden Sie 
an mir vorbei gehen und sagen: 
„Was lassen die heut zu Tage hier 
rein in die Schlafzimmer?“. 
Na mal ehrlich, wenn man 
sich das so anschaut als 
Frau... 
Peter Michael Diestel: 
Ich bin ja keine Frau. 
Ich rede ja jetzt 
von mir. Also, 
wenn man 
sich als 
Frau so ein 
Fußballspiel 
anschaut, dann 
fragt man sich, 
„Warum müssen die in 
solchen Pluderhöschen 
da ‘rumrennen, mit die- 
sen Kniestrümpfen und 
diesen bedruckten Un- . 
terhemden?“. Ich frage 
mich, hat das was mit 
Schönheit und Ästhetik 
zu tun? 
Peter Michael Diestel: Also 
Fußball schon. Der kann 
sehr ästhetisch sein. Wenn 
sie unseren Schwarzen se- 
hen, den Akpoborie, wenn 
der da durch das, äh..., 
durch diese geradlinigen, 
großen, deutschen Fußbal- 
ler durchmarschiert, das ist 
schon was sehr Ästheti- 
sches. 
Aber Hansa Rostock will 
nun nicht nur das Auße- 
re haben von ihnen? 
Peter Michael Diestel: Nein! 
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Für mich war wichtig, den Verein zusammen zu halten 
und wirklich Geld ran zu schaffen, auch wenn das heute 
etwas anrüchig klingt. Es ist ganz wichtig, daß ein ost- 
deutscher Verein, eben stabil wirtschaftlich geführt wird, 
daß da einer oder eine Gruppe das Sagen haben 

muß. 

Aber warum ein Fuß- 
ballverein? Sie hätten 
doch äuch zu einem 
Anglerverein gehen 
können, da hätten 
Sie mehr Mitglieder ge- 
habt. 

Peter Michael Diestel: Dann 
hätten Sie mich nicht einge- > 
laden heute abend. Das ist der 
Punkt. Damals wollte mich in der 
Politik keiner mehr haben. Die haben 
mich für doof gehalten komischerweise. 
Und da hab ich gesagt, du machst einen deut- 
lichen Schritt aus der Politik heraus zum Fuß- 
ball. Ich hatte damals zwei Klubs, die mich 
wollten als Präsidenten und Rostock hab ich 
mir ausgesucht, weil ich da als Kind schon 
Fußball erlebt habe. Das paßte auch in meine 
anwaltlichen Tätigkeiten rein. Ich habe da auch 
ein Büro eröffnet... 

Also alles wirtschaftlich schön ver- 
quickt... Sie sind ja aber auch immer 
noch irgendwie in Fernselisendungen zu 
sehen. Bereiten Sie sich jetzt schon wie- 
der den Sprung in die Politik vor? Bei so 
vielen Ex-Geschichten, die so vor ihrem 
Nahmen stehen, damit können Sie ja 
schon handeln, oder? 

Peter Michael Diestel: Aber Sie müssen doch 
die anderen in der Politik mal sehen, wie viele 
Sportvereine die saniert haben, und wie oft die 
deutsche Einheit gemacht haben, oder ähnli- 
che Dinge... 

Welche Partei würden Sie denn sanieren wol- 
len? 

Peter Michael Diestel: Ach ich 

würd’ schon bei meiner ganz 


gern mal an 


fangen. Ich habe ja die Christdemokratische Union im 
Herzen, die hab ich ja tief im Herzen bei mir, und... 

Sie sollen nicht lachen dabei, wenn ich so etwas sage! 
Ich lache nicht! 

Gelächter 


"Sind ihre Methoden denn da auch brachial? Ich 


meine, im Fußball geht’s ja auch hart zu... 

Peter Michael Diestel: Leistungsorientiert und damit 

auch Brachial, anders geht's ja auch nicht. 

Herr Diestel, nun gibt’s ja Querelen im 

Vorstand... 

Peter Michael Diestel: Im Vorstand 
nicht! Da gibt es diesen einen und 
anderen, der meint, den einzig sa- 

nierten ostdeutschen Verein auch 

führen zu können, und das ist ein völlig 
normaler Konkurrenzkampf. Ganz normales 


Gerangel. 
Wenn Hansa Rostock absteigen sollte, steigen 
Sie dann aus? 

Peter Michael Diestel: Nein. Ich bin im Januar für drei 
Jahre gewählt worden, und das würde ich davon auch 
nicht abhängig machen. Ich würde erst aufhören, wenn 
man meine Ideen, meine Konzepte, meine Kraft nicht 
mehr braucht, wenn es einen Besseren gibt, damit ich 
dann endlich mal das machen kann, von dem ich wirk- 
lich was verstehe, nämlich Politik oder Anwalt der Partei. 
Vom Präsidenten zu einer Frau, die sich auf ganz 
andere Art qualifiziert hat fürs Thema, als wun- 
dervolle Schauspielerin, ganz berühmt geworden 
durch ihre Rolle als „Solo Sunny“, als Sängerin 
im gleichnamigen Film. Die Filmschuhe von da- 
mals stehen heute im Filmmuseum, und werden 


da genauso gehütet, 
wie der Koffer von 
Marlene Dietrich.. Vor 
einem Jahr, genau vor 
vier Jahren, da spielte 
sie die Hauptrolle in 


„Nordkurve“: Der 
Deutsche Fußball- 
film! Renate Kröß- 
ner! 
Beifall, 
ausschnitt 
Wie war 
das 

denn so 
bei den 
Dreharbei- 
ten im Stadi- 
on? 

Renate Krößner: Es 
war ja nun nicht voll, son- 
dern es war nur die Seite 
besetzt, die für die Film- 
aufnahmen voll sein muß- 
te. Es war alles simuliert. 
Es spielte ja kein richtiges 
Fußballspiel, und als dann 
die ganzen echten Fans, 
die da saßen, die dafür en- 
gagiert wurden, dann also 
auf Kommando ihre Begei- 
sterung da losließen, da 
dachte ich schon, das 


Film- 


kann einen mitreißen. Kalt 
lassen würde mich das, 
wenn ich da sitze, nich! 

Allerdings habe ich das 
dann später auch noch 
mal nachempfinden kön- 


nen, vor dem Fern- 
seher. Ich habe mir 
im vorigen Jahr zu- 
fällig, also ich bin 
kein Fähn, dieses 
Länderspiel ange- 
guggt. England- 
Deutschland war 
das glaub’ ich... 
Hm,Hm! 

Renate Krößner: 
..und dieses spek- 
takuläre Tor von die- 
sem Oliver Bierhof 
gesehen. Und da 
dachte ich, och: 
„Mensch hat das 
‘ne Schönheit! Also, 
da war ich - 
wirklich ir- 

gendwie 
ganz 
mit- 


ge- 
rissen 
in dem 
Moment, ha- 
be aber auch 
nicht so eine an- 
dauernde Leiden- 
schaft dadurch. 
Hat er für Sie dann 
doch so eine erotische 
Ausstrahlung, der Fuß- 
ball? Tatjana hat es ja 
vorhin gesagt, sie fin- 
det es total unerotisch. 
Hat er die dann für Sie 
doch? 
Renate Krößner: Es gibt ja 
viele Dinge, denen man 
Erotik abgewinnen kann, 
wenn man sich nur genug 


drauf einläßt. Auf jeden 
Fall habe ich gedacht, da 
steckt eine Power dahin 
ter, die einen schon ir- 
gendwie hochtreiben 
kann... 

Wir haben die Prinzen 
ja schon singen gehört, 
das können sie mit Bra- 
vour, nun wollen wir al- 
lerdings auch wissen, 
welche Beziehungen 
haben die Guten nun ei- 
gentlich zu Fußball. 
Und da haben wir mal 
paar Beobachtungen 
getätigt. 

Einspiel: Prinz Henry sin- 
gend auf der Bühne und 
fluchend auf dem Damm- 
sitz im Kunze- 
sportpark. - 
Beifall 


Henry 
Schmidt! 
Das war 
jetzt kein 
Doppelgän- 
ger oder? 
Henry: Nee, 
das war ich 
wirklich. Das 


ist aber 
schon ‘ne 
Weile her. Da 


war ich noch 
nicht Vizeprä- 
sident. Ich muß mich da ja 
jetzt etwas zügeln, ich ver- 
such’ es zumindest. Ich 
such’ mir auch ‘ne Ecke im 
Stadion, wo mich nicht all- 
zuviele sehen, weil die Ner- 
vosität und die schweißi- 
gen Hände vor dem Spiel, 
sind nach wie vor da, auch 
wenn es im Moment in un- 
serem Verein nicht um so 
viel geht. Für mich ist das 
ein Unterschied, ob ich in 
die Oper gehe, ins Theater 


oder zum Fußball. Ich bin 
nicht der Typ, der sich da 
entspannt zurück lehnen 
kann, dann unwahrschein- 
lich analysiert und ganz 
wichtige Sprüche macht. 
Ich leb’ das irgendwie, geh 
da auch schon sehr lange 
hin. Ich denke schon, daß 
ich einigermaßen weiß, 
worum es geht und die ich 
da beschimpft habe in die- 
sem Film- 
stück, das 
war die eige- 
ne Mann- 


schaft. 

Also der FC Sachsen. 
Henry: So viele Fehlpässe, 
das geht gar nicht. 

Ich weiß gar nicht, ob der 
Herr Geyer dabei uns noch 
Trainer war... Ach, das hab 
ich jetzt vergessen: Als du 
Trainer warst bei uns, gab 
es keine Fehlpässe. 
wohlwollendes Gelächter 
Wie kommt eigentlich 
so ein Prinz zu so ei- 
nem erdigen Arbeiter 
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Henry: Mein Papa hat mich 
damals, als ich vier war, mit 
; zum Fußball genommen 
und das war Chemie Leipzig. Und 
das ist dann so geblieben. Das war 
in der ganzen Familie so. Mein Eltern 
haben damals noch die goldenen 
Chemiezeiten miterlebt, was vorhin 
der Herr Kühlow schon ansprach, 64 
die Meisterschaft und 66 den Pokal- 
sieg. Ich hab auch schon als Kind im- 
mer die alten Programmhefte durch- 
geblättert und 
mir viel erzählen 
lassen. Da gibt 
es ja auch Filme 
und Bücher drü- 
ber, Leutzscher 
Legende von 
Jens Fuge, be- 
stimmt be- 
kannt... 
Prinz Sebastian: 
Wir sind ja in der 
letzten Zeit alle 
so ein bißchen zu 
Fans mutiert. 
Nicht unbedingt 
durch ihn, son- 
dern weil, Fuß- 
ball ist ja auch 
allgemein ziem- 
lich ° entertain- 
mentmäßig ge- 
worden in letzter Zeit, wie‘s überall 
verkauft wird. 
Aber es gab schon irgendwie 
Anwerbversuche, so unter dem 
Motto: Jungs kommt mit in den 
Verein, stärkt die Kasse... 
Henry: Bei Tobias hab ich’s ge- 
schafft. Ich weiß nicht, wieviel er da- 
mals schon getrunken hatte. 
Sebastian: Kannst du das bewei- 
sen? 
Prinz Tobias: ...zufällig dabei... holt 
den grün-weißen Mitgliedsausweis 
aus der Tasche. Gelächter. 
Ich kann zwar das Spiel nicht durch 
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originelle Zwischenrufe bereichern, 
aber dafür habe ich 143 Mark be- 
zahlt, also für ein Jahr. 

Henry: Die hab ich dir ausgelegt. 
Gelächter 

Da gibt’s also überhaupt keine 
Schwierigkeiten, wenn Henry 
sagt, da hab ich Spiel, da muß 
ich hin, Terminschwierigkeiten? 
Sebastian: Die Touren u” 
werden immer nach 
den Spielen geplant. 
Einzelner weiblicher 
Lacher. 

Henry: Als ich gewählt 
wurde, habe ich auch 
immer allen gesagt, daß ich in erster 
Linie Musiker bin bei den Prinzen und 
der Terminkalender sich schon da- 
nach richtet. Aber es bleibt doch ei- 
ne ganze Menge Zeit übrig für Spon- 
sorengespräche 
und am liebsten 
gucke ich mir 
auch Nach- 
wuchsspiele an, 
F1 bis A-Jugend. 
Da geht's noch 
sehr ehrlich zu. 
Da gehts wirk- 
lich nur um Sieg 
oder Niederlage. 
Wollt ihr nicht 
auch mal ir- 
gend eine 
Hymne für 
König Fußball 
machen? 
Henry: Ich finde, 


daß das immer eine sehr kurzfristige 
Sache ist, so eine Fußballhymne. Ge- 
rade die Hansahymne, die ich sehr 
mag und schätze, gerade weil wir 
auch so verkappte Puhdysfans sind. 
Aber wenn jetzt gerade Hansa doch 
zu kämpfen hat um den Klassener- 
halt, denke ich, daß eine Hymne mit 
„Wir sind die Größten und wir 
schießen so tolle Tore“ immer sehr 
gefährlich ist in der Beziehung, weil 
man die immer aus einer gewissen 
Euphorie heraus schreibt. Wenn wir 
singen „Dieses Jahr steigen wir auf“ 
und jetzt sind wir Zehnter, oder Ach- 
ter, Entschuldigung, wer soll sich die 
Hymne anhören? 

Eduart Geyer sitzt hier noch völ- 
lig ruhig und gelassen am Tisch. 
Ganz Brandenburg schaut ja 
derzeit auf sie (Anspielung aufs 
Pokalmätsch Kotzbus gegen Karls- 
ruhe). Wie haut das mit dem 
Druck so hin, wie gehen sie mit 
dem Streß um? 

Ede Geyer: Wir haben doch keinen 
Druck. Wir müssen ja nicht gewin- 
nen. Wir sind krasser Außenseiter. 
Filmeinblendung: Geyer tänzelnd vor 
der Trainerbank 

Als Trainer hat man immer 
zwei Gesichter. Wenn ich 
als Trainer trainiere, dann 
muß ich vorne weg gehen: 
Ich will immer gewinnen B& 
und die Mannschaft soll das auch. 
Man muß den Spielern anerziehen, 
daß man immer gewinnen will. Wenn 
ich hier in dieser Runde bin, bin ich 


privat, erzähle über meine 
Arbeit oder über Dinge, die 
mich berühren. Aber ich 
denke schon, daß man Ar- 
beit und Freizeit, oder sa- 
gen wir mal so eine Tal- 
krunde, trennen kann. 
Wenn sie mal die vielen 
Jahrzehnte Fußball, die 
sie so hinter sich ha- 
ben..., was ist so die 
Leidenschaft Fußball 
für Sie? 

Ede Geyer: Die Leiden- 
schaft, die kommt daher, 
daß man so ein Erfolgser- 
lebnis mit dem Kollektiv, 
mit der Mannschaft aus- 
lebt und das ist ja das 
Schöne. Wenn ich ein Fuß- 
ballspiel sehe und die 
schießen ein Tor und freu- 
en sich dann so darüber, 
emotional, werfen 
sich übereinander, 
dann habe ich auch 
manchmal noch ‘ne 
Gänsehaut, weil ich 
nachvollziehen kann, 
wie die Freude sein 
kann und so weiter. 
Man hat ja immer wie- 
der über die FIFA und 
UEFA versucht, diese 
Ausbrüche einzudäm- 
men, aber ich halte 
das absolut für 
Quatsch. Diese Emoti- 
on muß einfach da 
sein, die gehört zum 
Fußball. 

Sie waren ja der 
letzte DDR Natio- 
nalmann- 
schaftstrainer, als 
sich andere schon 
davon gemacht ha- 
‚ ben. Sie haben da- 
mals gesagt, der DDR 
Fußball hätte viel erfol- 
greicher sein können, 
wenn da nicht so viel 
‘reingeredet worden 
wäre, wenn’s da nicht 
so viel Funktionäre ge- 
geben hätte, die alle 
Bescheid gewußt ha- 
ben. Was mich verwun- 


dert ist, daß gegenüber 
Künstlern und Schau- 
spielern ganz wenige 
Fußballer 
in den We- 
sten ge- 
gangen 
sind. 

Waren die 
DDR Fuß- 
baller bequemer? 

Ede Geyer: Das ist jetzt ‘ne 
Frage, die kann ich aus 
meinem Blickwinkel nich 
nachvollziehen. Ich hab 
keine Verwandten im We- 
sten gehabt. Ich hatte nie 
das Bedürfnis abzuhauen. 
Renate Krößner: Viele sind 
ja nicht in den Westen ge- 
gangen, weil sie gesagt ha- 
ben, „Hier können wir nich 
mehr“. Ich möchte sagen, 


„Hier dürfen wir nicht 
mehr“ war die Frage. Das 
ist ein Unterschied. 

Ede Geyer: Wir waren ja als 
DDR Fußballer auch nicht 
so begehrt, wie vielleicht 
Italiener oder andere Fuß- 
baller. Der Fußball wurde 
ja in der DDR unheimlich 
herunter gespielt. Erwar ja 


ein Politikum. Er durfte exi- 
stieren, aber er spielte ei- 
gentlich keine Rolle. Olym- 
pia wurde ab- 


gerechnet 
nach Medaillen und der 
Fußball kostete ja im- 
merhin für jeweils zwan- 
zig Mann einen Haufen 
Geld. So hat man den 
immer auf Sparflamme 
gehalten. 

Die Prinzen haben das ja 
auch gesagt: Der Fußball, 
wie er heute aussieht, ist 
ein Spektakel geworden 
und es wird vieles hinein 
interpretiert, was gar nicht 


da ist. Wenn ich mir 
manchmal Fußballspiele 
angucke, sage ich, das hat 
nichts mit Fußball zu tun. 
Das kotzt mich als Fußbal- 
lehrer an. Aber die ran-Sen- 
dung macht Fußball draus, 
schneidet Szenen raus. 
Ich kann mir Fußball man- 
chmal besser vorstellen. 
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Was nervt Sie denn be- 
sonders? 

Ede Geyer: Nu, daß es in 
Deutschland erstens zu 
wenige kreative Fußballer 
gibt und überhaupt gibt es 
wenige Fußballer, 
die ein 1:1 auflösen 
können, also einen 
Gegner umspielen, 
die fintenreich sind. 
Es wird eigentlich 
mehr Fußball abge- 
arbeitet. Das betrifft 
die Nationalmann- 
schaft genauso wie 
die anderen Mann- 
schaften. 

Henry: Wenn es so 
wenig kreative Fuß- 
baller gibt in 
Deutschland, dann 
ist es doch eigent- 
lich ein Schlag für 
den europäischen 
Fußball, weil 
Deutschland Europ- 
ameister geworden 
ist. Das ist mir als 
Nichtfußballehrer 
dann ein Rätsel! 
Ede Geyer: Ja, mir isses 
och manchmal ä Rätsel. 
Gelächter 

Die Unterschiede sind ja 
sehr sehr gering. Ob man 
nun England nimmt, Italien 


oder so. Man 
braucht nur das 
Spiel gegen Italien 
nehmen, die ver- 
schießen einen 
Elfmeter und das hat 
eigentlich die Wei- 
chen gestellt für den 
Sieg (den deut- 
schen). Das hängt al- 
les unheimlich zu- 
sammen und 
Deutschland hat 
eben am nüchtern- 
sten Fußball ge- 
spielt, haben die we- 
nigsten Fehler ge- 
macht und sind am 
Ende verdienter Eu- 
ropameister gewor- 
den. Aber wirklich, 
ich kann mir Fußball 
schöner vorstellen, 
wie er sagt, er 
schaut sich die Fuß- 
ballspiele der Klei- 
nen an. Da sieht er 
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wenigstens mal ‘ne 
Ecke, paar Frei- 
stöße, paar Torsze- 
nen. Es gibt Bundes- 
ligaspiele, da gibt es 
zwei Ecken im Spiel 
und zwei Torchancen 
und ich schlafe auf 
der Bühne ein. 
Edgar Külow: Da fällt 
mir was zum Damen- 
fußball ein. Vor vie- 
len vielen Jahren 
saßen wir damals in 
der FUWO und der 
Henning Frenzel, un- 
ser bekannter, unser 
Nationalspieler (Lo- 
kist), der wurde ge- 
zwungen eine Mei- 
nung zu äußern, zu 
diesem Frauenfuß- 
ball. Das gab es da 
mals. Und der sagte, 
er hält den Damen- 
fußball für das 
Dümmste was man 
sich vorstellen kann 
und er sei gegen Da- 
menfußball. Damen 
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geeignet für Fußball 
und alles so was. 
Und das wurde auch 
gedruckt in der Fuß- 
ballwoche. Also un- 
ser Henning Frenzel 
(Lokist), der stellt 
sich hin und sagt 
das! Und das ist mir 
furchtbar schlecht 
aufgestoßen, weil 
ich auch ein alter 
Liebhaber vom 
Frauenfußball 
bin. Die Da- 
men spielen ei- 
nen herrli- 
chen Fuß- 
ball, wer 
sich für die 
Ästhetik des 
Spiels inter- 
essiert, das 
ist wie bei 
den Männern: 
schnell, hart, 
technisch 
gekonnt, (Geläch- 
ter), machen Tote 
und lassen sich 
auch gar nicht zu 
solchen Dingen hin- 
reißen, die Männer 
so lieben (boxt 
Hans-Joachim Wolle 
gegen die Schulter). 


ist alles ein 
bißchen feiner. 

Ede Geyer: Ich mer- 
ke das auch. Die 
Frauen kopieren die 
Männer unheimlich. 


Das 


Das lassen wir 
doch gleich mal 
überprüfen! Ich 
begrüße die Da- 


men von Turbine 
Potsdam... 
Beifall 
Wer von den bei- 
den Experten hat 
denn nun recht? 
Sie, von Turbine 
Potsdam: Ick glau- 
be, wir sollten doch 
mal aufhören die 
Frauen mit den Män- 
nern zu _ verglei- 
chen. Frauenfußball 
ist eine ganz eigene 
Sportart. Wenn Herr 
Geyer meint, die 
Frauen kopieren die 
Männer, dann ist 
das ziemlich klar, 
weil immer nur die 
Männer im Fernse- 
hen gezeigt werden 
und den Frauen kein 
weibliches Vorbild 
gestellt wird. 
Was ist nun das 
Besondere am 
Frauenfußball? 
Worin unterschei- 
den sich die Frau- 
en, wo sie sagen: 
Da sind wir an- 
ders? 

Sie, von Turbine 

Potsdam: Zum ei- 
nen ist bei uns 
ja gar nicht 
das Geld 
drinnen, 
das bei 
diuueısn 
Män- 
nern 
ist. Es 
ist gar 


kein Wirt- 
schaftsunterneh- 
men. Wir sind im Team 
auch, glaub’ ich, ganz anders un- 
tereinander. Männer machen sich 
unheimlich an, auf dem Platz. Ich 
weiß auch gar nicht, ob es da noch 
um Kameradschaftlichkeit geht, um 
ein Miteinander. Darum geht’s bei 
uns noch viel mehr. Ich 
glaube, wir sind ein 
Team und wir sind 
auch befreundet unter- 
einander. 

Peter Michael Diestel: % 
Ich hab noch nie Da- 
menfußball gesehen. 
Wenn die Dame mich mal einläd', 
ich würde auch mal hinkommen. 
Hans-Joachim Wolle: Ja, die sind 
ganz lieb. Die haben mir erklärt... Ich 
weiß jetzt auch, was jetzt Abseits ist. 
Ich weiß das jetzt! 

Und das hier sind Spieler des 
Berliner SSV Vorspiel, das 
heißt so viel wie schwuler 
Sportverein. Die versuchen seit 
Jahr und Tag aufgenommen zu 
werden, vom Fußballverband 
und der sagt immer Nein! Wie 
begründen die Funktionäre das 
denn? 

Norman: In erster Linie spielen wir 
natürlich erst einmal. Wir haben uns 
1992 bemüht in den Berliner Fuß- 
ballverband rein zu kommen. Da- 
mals waren die Herren ein bißchen 
indigniert (peinlich berührt) und ha- 


ben mit Bezug auf das Urteil des 
Kammergerichts, was damals den 
Leichtathletikverband aus dem 
Berliner Sportverband 
ausschloß, Bezug 
genommen, 
daß der Name 
geeignet wäre, 
den Verbandsfrie- 
den zu stören. Das 
fanden die anrüchig. 
Da kursieren dubiose 
Vorstellungen darüber, 
was bei uns unter der 
Dusche passiert. Ich muß 
ihnen aber zu gute halten, 
daß sie uns bei den Schwul- 
lesbischen Eurogames hier in 
Berlin mit Kräften unterstützt 
haben. Da hat sich schon was 
verändert in den Jahren. 
Habt ihr eigentlich schon mal 
in so einem Heterosexuellen 
Sportverein gespielt? 
Er: Ja ich habe jahrelang in der Ju- 
gend bei Stahl Riesa gespielt. Es war 
eigentlich nicht schlecht da zu spie- 
len. Das Problem ist nur, man kann 
da nicht sagen, oder es ist schlecht 
" zu sagen, ich bin 
schwul. Da reagieren 
die Leute anders als bei 
Schwulensportverei- 
nen. Da ist eine Kame- 
radschaft untereinan- 
der, man hat eine Ge- 
meinsamkeit. 
Wer in Deutschland nun nicht 
im Verband ist, der kriegt keine 
Punktspiele. Wie macht der 
SSV das? 
Norman: Es geht ja auch um die Plät- 
ze, um die Mittel, Sportförderung 
und dazu ist es auch notwendig in ei- 
nem Verband angeschlossen zu 
sein. 
Was ist sozusagen bei euch an- 
ders an der Spielweise, an den 
Ritualen? 
Er: Es ist nichts anders. Es ist über- 
haupt nichts anders. 
Norman: Ich denke spielen unter 
Schwulen ist schon etwas Besonde- 
res, und hat vor allem etwas mit den 
Erfahrungen im Sportunterricht zu 
tun. Also, daß manche Männer dort 
sehr schlechte Erfahrungen ge- 
macht haben, schlechte Erinnerun- 


gen an ihre Schulzeit haben, und 
deshalb Berührungsängste haben. 
Nun ist es in der Berliner 
Schwulen Szene angesagt, mit 
Hansa Rostock T-Shirts zu ge- 
hen. Die kosten im Handel im- 
merhin hundertzwanzig Mark. 
ist da was dran und wenn ja, 
warum? 

Norman: Vielleicht liegt's ja auch an 
Herrn Diestel... (Gelächter) 

Peter Michael Diestel: Ich höre die 
Problematik so zum ersten Mal. Ich 
wußte nicht, daß man sich so auch 
organisieren kann. (Gestöhne) Nein, 
ich meine das ohne Hintergrund! Ich 
würde in meinem Verein, wenn ich ei- 
nen schwulen Fußballer hätte, alle 
Bedingungen schaffen, daß der bei 
mir Fußball spielt, daß der bei mir 
völlig normal seinem Sport nachge- 
hen kann, und daß ich seine Talente 
nutzen kann für den FC Hansa Ro- 
stock. (Verhaltenes Gelächter). 

Herr Wolle darf zum Abschluß noch 
die Gewinner des Preisausschrei- 
bens ziehen für ein Opernkonzert. 
Die Karten werden aus einem 
Glückshut gezogen. Wolle liest die 
Adressen vor. (unterdrücktes Geläch- 
ter). 

Hans-Joachim Wolle: Den Hauptpreis 
gewinnt Reinhard, nein, Reinald Lei- 
er, Lauchhammer! 

Herr Leier, sie bekommen von 
uns eine Frühlingsreise von L- 
Tour, herzlichen Glückwunsch. 
Anhaltender Abschlußbeifall 
Hans-Joachim Wolle noch schnell: 
Ich wünsch’ ja Herrn Geyer wirklich, 
daß er gewinnt. Das ist so ein lieber 
Mensch, wirklich also: toi, toi, toi 
Genau. 


Bhur 


Im 


fi 


ze -. . BJoljew uon paıyasge 


oug 07j0 /„\ uon au) alp 


"sapue}psiapıy sap BunujJo4 aıp aowıyy Plan saw sap Jeyjejnıg Jap jje uı yaog 
"uageJbag uaynj4 uap ul puis uayosuayy aıp “Jegpulyjne ayawı Jyoıu Jsı J1og seg "uaneıy 
uayje uap yaeu ayang 13p ‚ne jagauyna4 uayysıp wı ‘Joog sayunan ura vew Jyaıs Bun] 
-[aJSU1J ua}z}a] Jap u zuaynap yosu1oydeyaw yaıs Jsjej apuz ayasıbeu} sep pun uayasuayy 
uauJapow sap JIaybıgnejbspuyos}1o4 Jap abepyuy auıa }sı „""paiyasqy, "uassejlan nz 
[8suj aıp ‘yaıs uJabıam aıg "uauuaı] Jyaıu uayıy aıp yaıs uajlom ‘uaıydazye Bunjpaiswun 
aıp voneJaugg) aßunl aıp puauyey "uawyau nz uag37 wauyı von paıyasqy un Jauwog 
ur3 nu }q1ajq WIaUyomag uag] “Juejdaß }sı Yıamıjeıy sanau urs ıny aasnejg ul "uap 
-iaM Ja}nj}1aqn puaganyosue pun June4aß jjos “ereßuy sap ul jasuj uabıweuysıaß 1ap 
je J0g sauıajy ua “erohepy ‘Is! wayaızyua nz Jyataj Jyalu yaıs Jap ‘aeydsowupy auıa 
als J4Jeyas y90p ‘yasnayyed yaıpwaljag sjewyjo ouıy-Weaiysuieyy-Isay Ua)laluano 
“yoeJds wir Jurayas asıamjyez17 ayasıydesbouoy! ‘s)Jeyjogwäs auıag "uajyezia nz soyjeg 
= Jyaajy9s-0s-Isı-1[aM-alp, aujo ‘Iieweupojayy apujaduunp auyo yıßeı] ’sa Jyaysıan sou 
-1y uayasıssn) sap aınassıßay uajsalamsuayas pun uaßlyyaim Jap ıauıa “Aowıyy wajg 


“un}.nz jäin uaga JusIu.0oM uyor Jwjeypun jje aiyer. gg ISı Bnaz sep ‘uay 
:uap ue,p Jain bus BilamBue| nz s way unaydeyy-Wi4-ianeyosnz sıuyeyiay wnz 


"yora1ag wap ur 1/apal yaywaız 0$ aım ‘pun uuansuny ayasınaloay) Sje Iyeyasjlasag. 
Jap ul ne14 sje vonIsog’aauyı nz jala Iyas Ya Soug Jayjeyulag UJay9e7 suyop Ju 


piojnjjaZ Usayayy uaraıyawı pun sdıjJ-sajeag uapojg Jasıne uuag] "uauineinzyne weh 
-01d sasaıp Jyons2aA JIep ‘apınm Jayy9e1}ag JxaJuoy-saneag u yalysesıdney ıayeds 
Bunßamagysunypdazuoy pun -Bumaddey Jap ındı4 ajeıyuaz sie oug seg "JjaqlIMaßjne 


gne)g Änuaß you Jey 6961 UOuuaT uyop pun oug 0yoy von uj-pag suepuaßaj sep 
sqjas yaop ’S1apue sajıe Jemz wey sapuJ ua}213] (wApuı) jenuaJ0d Say ıqauyaun 1yoıu 


wa Jar yDIs paim JWE "A'T'Q OA ujazıny uap ul uayasıq ura ypsuauı uuaMm pun) "uaJ 
-aisıjerz1aunoy nz ul aybuamysg 13p UN yoopal pue)sag em SnXnj4 Uon |18JJ0N Jar} 
Uapınm yoyıapaım Inu yane uaınyynng aıp sapu3 uaJzJa] 1agom. az 2ap uaysuny ua] 
pi uaauoy uap nz joduaßag uap snwsıjewiuiyy wap pun JIy- -d0d Jap a) vauıuesnz 
ur uapapııq vauupapsuny-snxn]g alg “Iem puaununsag saauelopad pun ayyal 


en 


aan ann) ypne zp‘ nesuy Lazupespue uagjasurap uf ER NE auyep 


schaubühne lindenfels 


nato 


| "ualas nz Juyoj sa aıp Yıop on aull vapınm 1suos 
uaunuoy} wap ‚ne awoy s,Ansalew 1eay nz zyesuaßag) wı puejjoy 1Baı Yuepiasog 
| ""aypgwoy au 18183 "Yyayyaesuagau Bunjpuey "uossag 
EQW03 Jaluıap 31, UI Jayuıeg pun Jaßep sie pun „EIN, ut Jaueajg sIe 
ind auta ouay uauap u “ura auııı4 ZUnu Inu uajje} yauadia uuag "uayas 
N WI Japaım oUay Uear JiayyanBonj alp ysıs Jq1bJa wanagıny 
uagabsne ınjep pjag) ulas ef uuey ’uagınu uaygewujne 
83 10p ue Jauy9a1aÖsne asaıp Jep JÄueyuaunuesnz yuuep saıp go 
PRJg sap aysunyy90y aıp $,uy wunJem ‘ayyogi uassım Jay 


ykino 


cit 


1 


""uuey uau9e] 92)1/ 
Byone uew ep Jaqy "WOyaß°o}8 „Yung ayı, 'HEHHIN, (Jaıllary alu jersaq 
‚ala ‚ne Jayne Jap) „ssiy Aj}iayıng, uon semja alu ı 3 N deu sje ‘as In} 
I Yusznpo1d Yes „""uauuoy vayaeı puejBug ur au) auegıyJeL 
yep uasaımag als Uagel “au vapıaq Uasaıp JM) 
3nau uauıa ‚Äunyodsieı], pun ‚AAeI) Moleus, aim auııı 
ieJa1y so)sBununegJa saızadg aypıjnaı)Ja auıa zaly yep 
jeM ‚ne uagıanula apuejsuagny 
inayı’jne Jy9epuan Jap yals JjaBueJP wapsayıny “sayep „umo: 
yaWuımyaS-ajaM-LBsaıp-jne, Pi 


2y Jajeuuasoy sep “uasaımaq syarag sjetep 
‚uop ‚ne ayep sauaßueß1an uoyas puis sALIOUs 3 
S ypıpysım aıp /uajuez uaßiugluap nz U9op yaıs yasua 


cf kartoffeln mit ' 
(ein Inkatvkow; fragment) 


..Was denkst du, ist wichtig über dich zu wissen für 
leute, die dich nocht nicht kennen? 


(während dieser frage bringt der sony-promoter kaffee’ 


für mich, STOPPOK trinkt keinen.) 

so, da kommt der kaffee. wichtig ist, kaffee zu trinken. 
aber ich könnte um diese uhrzeit /ca. 79.0 uhr, die red.) 
keinen kaffee mehr trinken, weilich dann schlecht schla- 
fen kann. außerdem habe ich auch... /klingeln des telefons 
vom promote, der nun den raum 
verläßt)...telefon...außerdem habe ich auch probleme mit 
knoblauch. ich habe nämlich rausgefunden, wenn ich 
knoblauch esse, kann ich schlecht schlafen. dann komm 
ich irgendwie total speedig drauf, und mit rotwein habe 
ich dasselbe problem. und das ist schon mal sehr schade, 
weil rotwein, oliven und knoblauch eigentlich das war, 
was ich mir abends immer reingezogen habe. und ich habe 
mich jahrelang gefragt, warum ich so schlecht schlafen 
kann. 

...zwei fragen direkt im anschluß: 1. womit hast dıı kei- 
ne probleme, 

2. wirst du alt? 

das hat glaube ich mit dem alter nichts zu tun. nur inso- 
fern, daß man im alter auf sachen kommt, die einem vor- 
her nicht eingefallen sind. ich habe ja immer schlecht 
geschlafen. nur phasenweise habe ich eben keinen 
knoblauch gegessen und dann da besser geschlafen. und 
ich habe zum beispiel, wenn ich kartoffeln esse, um die 
andere frage zu beantworten, oder ganz normal 


gesprächspartner war izy. am 7. 5. ist STOPPOK im anker zu sehen. 
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käseschnittchen oder irgendwas anderes, dann habe ich 
keine probleme mit dem schlafen. 
..okay, wollen wir ein wenig über musik plaudern? ' 
gern! 
(das tun wir dann auch ungefähr eine halbe stunde lang, 
wahrscheinlich haben wir aber doch mehr über 
textästhetik geredet als über musik, bis STOPPOK ir- 
gendwann sagte:) 
„sobald es differenzierter wird, versucht man dir einen 
strick daraus zu drehen, so, wie ich das gefühl habe, 
daß du es gerade versuchst, aber egal... 
..bis jetzt hast du ja noch nichts verfängliches gesagt. 
das kommt ganz darauf an, wie du das zusammen- 
schnipselst. 
(anschließend plaudern wir wieder völlig ungezwungen 
über musik, textästhetik und jimihendrik.) 
78000/112r0 
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tonbandaufnahmen aus dem kreise der freund- und seilschaften* diesmal: 
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waagerecht: 1. Verkäufliche Liebe, 10. 
Spieß in des Mannes Not, 13. Kunibert in 
Kürze, 14. Nennwertüberschreitender 
Betrag, 16. warum in die Ferne schweifen: 
dt. Weinfluß, 18. NTEGEURN, 19. wem 
inan aufs Maul schauen soll, 21. ausge- 
slorbener Südlichstamerikaner, 22. IHLE, 
23. Stabgewächs, 25. UNO-Generalsekre- 
tär der ersten Jahre (Nachname), 26. 
Rüschenrockwedeltanz, 28. Kleinnahrung 
der größten Tiere der Erde, 30. Angelsäch- 
sisches Bindewort, 31. Italienisches Zahl- 
wort, 32. Holländische Stadt, die rück- 
wärts aus lebensmitteltechnischen Grün- 
den ganz besonders bekämpft wird, 34. 
nicht nachgemacht, 36. Befehl zur Aktivi- 
tät, 38. nur für PhysikerInnen: Fahrzeug 
zum Erreichen des Transsonikbereichs, 39. 
Amerikanische Luft, 41. Einer für organi- 
satorisch zusammengefaßte Zuständig- 
keitsbereiche (kleiner Tip: steht auf der 
bösen Seite der Macht), 43. Antriebsfeder 
des Erfindungsreichtums, 47. Wohneinheit 
in Bayern, 50. Maria mit dem vom Kreuz 
genommenem Jesus, 53. TERABT, 54. 
veganes Fast Food, 55. Land und Fluß in 
Niedersachsen, 56. Klebe-Vogel, 57. Han- 
delsware bei 1 waagerecht, 58. Odins 
Nachfahr, 60. Koseform von Muffel, 62. 
Steigerungsform von Violett, 65. mehrere 
Flächenmaße, 66. Staunensäußerung, 70. 
sperrt Wasser, 73. Kurzklavierjazz, 74. 
Kreuzung zwischen Wurm und Stachel- 
draht, 75. Größte Hawailanerrin, 76. Vor- 
silbe für 10 hoch 9, 77. Tochter der Queen, 
78. MSEA, 80. Krabbeltier, 83. Opern- 
figur bei Gershwin, 86. Nur wo das drauf- 
steht, ist auch Infant drin, 90. Verwal- 
(üngsbezirk in Schweden und Finnland, 
91. John Maynards See, 92. Gold- 
eigenschaft, 93. Griechischer 
Fruchtbarkeitsdämon, 94. engelhafter ita- 
lienischer Kellyfamilyst (Vorname), 95. 
Mahlzeit, bei der das eine S nach hinten 
gerutscht ist 


senkrecht: 2. Nachname des 
Hugenottenführer Rohan, 3. Auto- 
kennzeichen um Halle, 4. Sittliches Wohl- 
verhalten, 5. kurz: Jesus von Nazareth, 
König der Juden, 6. OTUL, 7. Ausruf des 
Entsetzens bei der Betrachtung eines 
Scheuermittels, 8. fantastischer Riesen- 
menschenfresser oder Ausruf bei 10 waa- 
gerecht, 9. kurz für nasenbeiniger Igelnapf- 
otter, 11. Figur in Schillers „Don Carlos“, 
12. Einzelteil von 15 senkrecht, 15. sind 
für Gerichtsmediziner Bücher ohne sieben 


KREUZWORTRAETSELSEITE 


ohne Gewinnchance 


Letzten Monat mußtet ihr auf eure Rätselseite verzichten, doch dafür kommt diesen 
Monat eine echte Herausforderung. Ich verspreche euch mindestens doppelt so langen 


Rätselspaß, bevor ihr völlig entnervt das ungelöste Kreuzworträtsel in die nächste Ecke 
pfeffert. Als los, ihr Intelligenzbolzen. Zeigt mal was ihr drauf habt. 
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Siegel, 17. ana auf rückwärts, 20. Vorname 
der exotischen Blume Ie, 22. legastheni- 
scher Gockel; 24. Kurzes Skandnaviergeld, 
27. Sumpflandschaft des Rhone-Deltas, 
29. ERTE, 31. Samuel Langhorne Cle- 
mens” Künstlernachname, 33. Kurze Ame- 
rikaner, 35. erste Silbe eines englichen 
Konzerts, 37. Tiertrockennahrung, 40. 
tierisches Sechseck, 42. ohne Fehl und 
Tadel, insbesondere bei Holz, 44. Musoppo 
von hinten, 45. wird von Struppi begleitet, 
46. besonderer Kleiderabschluß am Hals, 
48. norddeutsches (!) Fast Food, 49. RSA, 
51. australischer Renner, 52. kurze Aus- 


puffschnüffelei, 57. kurzes Stück, 59. 
spanischer Artikel, 60. Erscheinungs- 
monat dieses Klarofix‘, 61. drei-Wünsche- 
Erfüllerin, 63. Vorsilbe der klingenden 
Angel, 64. alter Türkentitel, 67. ein Vorge- 
fühl haben, 68. Franzosen-Nein, 69. holp- 
rig, wellig, 70. umgangssprachlicher 
Dummkopf, 71. Abk. für antifaschistisches 
Luftarial, 72. Trockenwesen, 77. Wider- 
pott, 79. das einzig sichere im Leben, 80. 
SOK, 81. nicht-jung, 82. Britenbucht, 84. 
l dyn cm, 85. wie Freunde sich selten 
Anreden, 87. alter Hut, zumindest im Ori- 
ent, 88. englisches Obergäriges, 89. STU 
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Man käme ohne sie aus, man bräuchte sie nicht - aber sie sind nun mal da und dazu auch noch voll farbig: die Leipziger Party-Gene- 
ration-Flyer 1000 Grad und Partysan. Irgendwann im Monat liegen sie überall herum, drängeln sich in fast jeder Kneipe und ande- 
ren öffentlichen Plätzen an einen ran. Tja und dann passiert’: während der Freund pinkeln geht oder die Verabredung noch immer 

nicht gekommen ist, hat man, eh’ man sichs versieht, so ein kunterbuntes Blättchen in der Hand und stöbert ziellos durch sagenhaft 
schlechte Anzeigenbilder und „heiße News“ mit einem Informationsgehalt knapp über der Irrelevanz. In letzter Zeit „lese“ ich auch 
mal zielgerichteter im Partysan, denn Donis’ Plattenbesprechungen sind mir seit jeher eine Muße und Opossum gibt die richtigen 

Statements in Sachen HipHop zum besten. Doch bevor ich im letzten April-Partysan auf die A6-Seite mit Donis’ „Pillory Music“ stieß, 

verleibte ich mir ein Interview ein, das, aufgrund der gemachten Aussagen des Befragten, mir meine Leseumstände sowie den Rest 
des damaligen Tages ins Gedächtnis und ins Gewissen einbrannten. If you don’t know what's going on and if you don’t want to - 


Wir treffen uns heute mit Karl (Charly Bur- 
ton) aus London. Er wohnt jetzt seit mehre- 
ren Jahren in L.E. Als alter Clubber und 
„Hobby-DJ“ kennt er sich nicht nur in Lon- 
(don bestens aus. 


[Warum bist Du eigentlich hier? 


Ich mag die Menschen hier. Ich war schon 
öfters in Leipzig und traf teilweise sehr 
kreative und offene Leute. Mir gefällt das 
jausgespochene talent zu improvisieren, In 
anderen Städten habe ich schon anderes er- 
lebt. Hier sind eben „beautiful people“. 
ILetzlich war es aber eine Frau, die mich 
hertrieb. 


Was hälst Du von der Szene hier? 


Oh, ich finde die Szene schön. Leipzig zum 
Beispiel bietet viele Möglichkeiten neue 
Projekte aufzuziehen. Man kann immer 
Spaß haben, wenn man will und wenn den 
Läden eine Chance gibt. Es gibt so schöne 
(Clubs hier, Manchmal habe ich allerdings 
(den Eindruck, daß die Leute selbst nicht in 
der Lage sind zu sagen, ob ihnen etwas ge- 
fällt oder nicht. Man rennt dem Strohm hin- 


terher, ohne auf Qualität zu achten. 
Was heißt „auf Qualität achten“? 


Ja Mann, hier gibt es Kneipen und Diskothe- 
ken bei denen ein typisch ostdeutscher Style 
zu erkennen ist. 


Typisch ostdeutsch? 


Ja. Liebe zum Detail. Die Fähigkeit zu im- 
provisieren und das sehr kreativ. Zum Bei- 
spiel der Blaue Pudel, wo mit viel Engage- 
ment nach und nach etwas sehr schönes 
entstanden ist. Oder das Conne Island. Dort 
finden nicht nur Parties der Party Willen 
statt, sondern man konzentriert sich auf ein 
ausgewogenes und anspruchsvolles Pro- 
gramm, das nicht nur Techno/House, son- 
dern Reagge oder Hardcore etc. bringt. Auf 
jeden Fall wird man hier nicht mit billigen 
Klischees abgespeist. 


Was soll das nun wieder bedeuten? 
Ist doch klar: Die Besitzer wollen einfach 


was Schönes machen, etwas mit Klasse. 
Nicht einfach nur etwas, was sich über Ab- 


Charly says nevertheless. 
PS: Lieber Karl, schöne Grüße u.a. von DJ Snoopy, DJ Malcolm für Deine Plazierung in der hiesigen Drum & Bass Liga! 


bruchreife oder Dreck definiert. Das ist ei- 
ne ganz schöne Verarschung, wenn man an 
diesem Kitsch festhält. Wie zum Beispiel die 
Distillery. Das soll Underground sein. Eine 
echt billige Lösung, einen über Dreck und 
Verfall auf Ostclub zu machen. Man zahlt 
Eintritt - und nicht zu knapp - ohne, außer 
einem nahmhaften DJ, etwas geboten zu be- 
kommen: die Drinks sind oft zu warm, der 
Sound ist einfach schlecht und man muß 
froh sein, wenn man ohne Farbspuren wie- 
der rauskommt. In der alten Distillery war 
das ja noch o.k., aber inzwischen geht mir 
diese Art „Ostkult“ ganz schön auf den 
Keks. Außerdem finde ich es eine Scheiß- 
tour, den laden auf biegen und brechen voll 
bekommen zu wollen - Acts wie Westbam 
sind doch purer Kommerz. Früher liesen 
sie uns wenigstens bis zum Ende durchfei- 
ern, jetzt will man uns ab 9 Uhr nicht mehr 
sehen. Schade eigentlich, denn oft sind ja 
wirklich gute DJ's da. 


Ist das ein generelles Problem? 
Eigentlich nicht, denn Clubs wie das TRC 


oder das Mad Orange kommen in einem 
ansprechenden Outfit daher, sicher west- 


booga 


mäßiger, aber ehrlicher. Das, finde ich, ist 
auch eine Art von Respekt gegenüber dem 
Publikum. Miese Kellerlöcher hat doch in- 
zwischen jeder satt, Undergrund muß nicht 


immer „Keller“ bedeuten. 


Trotzdem laufen die „schönsten Locations“ 


eher mäßig. Woran kann das liegen? 


Wie schon gesagt, man schwimmt mit dem 
Strom. Ich sage Dir, beam den Pudel nach 


London und er wäre gerammelt voll. 


Letzte Frage, Charly: Stimmt es, daß Du Lei- 
pzigs erster Drum & Bass DJ warst? 


Yes Mann. Carlos spielte als erster Jungle 
und ich Drum & Bass und wenn irgendein 
großnäsiger DJ etwas anderes behauptet - 


„he can suck my dick!“ 
J.D.+ME. 


(Die Schreibweisen entsprechen dem Origi- 
nal im Partysan.) 
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@ klarofix gibt's (so ungefähr) ab jedem ersten im monat bei. 


@ 33 '®% al pascha, b12 (braustr.), buchladen bruchsteine, caf& und buch 
(hamburch), conne island, connewitzer stadtbuchhandlung, culton, doc 
arthur, el rojito (hh), frau krause, generation x, ig rock (haus leipzig), info- 
laden im conne island, infobüro, hdd cafe, killy willy, kulturtreff 
mühlstraße, lichtwirtschaft, mrs. hippie, muzak, nato, plaque, sack & 
hand, schall und rausch, substanz, weltladen burgstraße, weltladen 
stöckartstraße, werk Il/halle 5, zeughaus, zoro, in altenburg, kneipe unikat, 
freezone, kailash buchhandlund, uni leipzig, bei elke im handverkauf, 
wer will im abo . 


® und in jeder gut sortierten devotionalienhandlung 


* Who is Han Solo 


